
STADT BECKUM 

Bekanntmachung 

Gremium: Rat der Stadt Beckum 

Datum: Dienstag, 17.05.2022 

Beginn: 17:00 Uhr 

Ort: Aula des Berufskollegs Beckum des Kreises Warendorf, Hansaring 11, 

59269 Beckum 

Hinweise: Alle Einwohnerinnen und Einwohner sind zum öffentlichen Teil der Sitzung 

herzlich eingeladen. 

Der Einlass ist nur mit medizinischer Maske zulässig. Die Maske ist während 

der gesamten Sitzung zu tragen. 

Tagesordnung 

Öffentlicher Teil: 

1 Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern 

2 Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt Beckum vom 07.04.2022  

– öffentlicher Teil – 

3 Bericht des Bürgermeisters 

4 Bericht über offene Anträge und Anfragen der Fraktionen sowie über offene  

Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 Gemeindeordnung für das Land  

Nordrhein-Westfalen 

5 Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

– Verkehrsberuhigung der Höckelmerstraße 

6 Gebührenkalkulation für den Rettungsdienst und Änderung der Rettungsmittel- 

gebührensatzung 

7 Erlass einer Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von  

Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum im Zusammenhang mit 

der Veranstaltung "Stadtfest Neubeckum" 

8 Erarbeitung eines Raumprogramms für die städtischen Beckumer Schulen auf 

Grundlage des Schulentwicklungsplans der Stadt Beckum 2020/2021 – 2025/2026 

9 Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

– Pooltestung in allen Kindertageseinrichtungen und Großtagespflegen 

10 Änderung der Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung 

11 Radverkehrskonzept 

12 Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zur Errichtung eines Wohn- und  

Geschäftshauses sowie eines Mehrfamilienhauses im Geltungsbereich des  

Bebauungsplans N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ 
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13 Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum – Fortführung des Programms 

mit Mitteln der Städtebauförderung – Aufhebung des Beschlusses über den Antrag 

der FWG-Fraktion vom 15.11.2021 zur Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2022 

vom 25.11.2021 

14 Anfragen von Ratsmitgliedern 

Nicht öffentlicher Teil: 

1 Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt Beckum vom 07.04.2022  

– nicht öffentlicher Teil – 

2 Bericht des Bürgermeisters 

3 Anfragen von Ratsmitgliedern 

Beckum, den 05.05.2022 gezeichnet 

Michael Gerdhenrich 

Vorsitz 



STADT BECKUM Berichtsvorlage 2022/0161 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Bericht über offene Anträge und Anfragen der Fraktionen sowie über offene 

Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen 

Federführung: Büro des Rates und des Bürgermeisters 

Beteiligungen:  

Auskunft erteilt: Herr Wilmes | 02521 29-105 | wilmes@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Kenntnisnahme 

Erläuterungen: 

Der Rat der Stadt Beckum hat in seiner Sitzung am 21.12.2021 die Verwaltung beauftragt, 

quartalsweise im jeweils zuständigen Gremium über die Sachstände der noch offenen An-

träge und Anfragen der Fraktionen sowie der noch offenen Anregungen und Beschwer-

den gemäß § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu  

berichten. Tagt ein Gremium nicht quartalsweise, erfolgt die Berichterstattung in der 

nächsten Sitzung. Auf die Vorlage 2021/0418 und die Niederschrift zur Sitzung des Rates 

der Stadt Beckum vom 21.12.2021 wird verwiesen. 

Es liegen aktuell weder Anträge und Anfragen von Fraktionen noch Anregungen und  

Beschwerden gemäß § 24 GO NRW vor, die in die Zuständigkeit des Rates der Stadt 

Beckum fallen.  

Anlage(n): 

ohne 
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0149 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

– Verkehrsberuhigung der Höckelmerstraße 

Federführung: Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Beteiligungen: Fachbereich Stadtentwicklung 

Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Liekenbröcker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Ver-

kehrsberuhigung der Höckelmerstraße im Stadtteil Vellern – wird an den Ausschuss für 

Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben verwiesen. Die Verwaltung wird be-

auftragt, die Petenten über das Beratungsergebnis zu unterrichten. 

Kosten/Folgekosten 

Durch die Bearbeitung der Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen entstehen Sach- und Personalkosten, die der laufenden Verwaltungstä-

tigkeit zuzuordnen sind. 

Finanzierung 

Durch die Bearbeitung der Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haus-

halt. 

Erläuterungen: 

Gemäß § 24 Absatz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anre-

gungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die 

Zuständigkeiten der Ausschüsse und des Bürgermeisters werden hierdurch nicht berührt. 

Die Erledigung von Anregungen und Beschwerden kann der Rat einem Ausschuss über-

tragen. Das weitere Verfahren regelt § 6 Hauptsatzung der Stadt Beckum. 

Mit einem Schreiben vom 15.03.2022, in der Verwaltung eingegangen am 14.04.2022, 

wandten sich Anliegerinnen und Anlieger der Straßen Dr.-Sunder-Straße, der Großen 

Hoellert, der Bredestraße sowie der Höckelmerstraße an den Rat der Stadt Beckum. Unter 

Bezugnahme auf die gültigen Höchstgeschwindigkeiten erläuterten die Petenten, dass die 

Geschwindigkeitsbegrenzung von 30 Kilometer pro Stunde auf der Höckelmerstraße häu-

fig nicht eingehalten werde. Oftmals seien Fahrzeuge mit deutlich überhöhten Geschwin-

digkeiten wahrzunehmen. 
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Ein Grund neben dem persönlichen Schuldvorwurf der Verkehrsteilnehmenden dürfte 

nach Ansicht der Anregenden in der Ausgestaltung der Straße liegen. Die Vorfahrtsrege-

lung diene nur bedingt der Verkehrsberuhigung. Die Regelung werde insbesondere von 

solchen Personen nicht wahrgenommen, die zu schnell unterwegs seien. 

Die Unterzeichnenden regen an, die Höckelmerstraße durch bauliche Maßnahmen, wie 

zum Beispiel Einbauten, Aufpflasterungen oder Bremsschwellen zu ergänzen. Durch das 

neue Baugebiet Kirchfeld 10 dürften die Fahrbewegungen noch weiter zunehmen.  

Das Schreiben, adressiert an den Rat der Stadt Beckum, wird als Anregung gemäß § 24 

GO NRW gewertet. Zum weiteren Inhalt wird auf die Anlage zur Vorlage verwiesen.  

Der Ausschuss für Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben ist gemäß § 5 Buch-

stabe B Nummer 4 Zuständigkeitsordnung des Rates, der Ausschüsse und der Bürger-

meisterin/des Bürgermeisters der Stadt Beckum für Entscheidungen über die Ausbaupla-

nung bei Straßenbaumaßnahmen vor Durchführung einer Ausschreibung zuständig. Die 

hier begehrten baulichen Einzelmaßnahmen lassen sich diesem Tatbestand zuordnen. 

Anlage(n): 

Anregung nach § 24 GO NRW 

 



Anlage zu Vorlage 2022/0149
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0132 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Gebührenkalkulation für den Rettungsdienst und Änderung der 

Rettungsmittelgebührensatzung 

Federführung: Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Beteiligungen: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Fachbereich Innere Verwaltung 

Auskunft erteilt: Herr Liekenbröcker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss 

12.05.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage 1 zur Vorlage beigefügte Gebührenkalkulation für den Rettungsdienst für 

das Jahr 2022 und die als Anlage 2 zur Vorlage beigefügte 3. Satzung der Stadt Beckum 

zur Änderung der Rettungsmittelgebührensatzung werden beschlossen. 

Kosten/Folgekosten 

Durch die Erstellung der Gebührenkalkulation und der Änderungssatzung entstehen Per-

sonal- und Sachkosten, die der laufenden Verwaltungstätigkeit zuzuordnen sind. Demge-

mäß sind sie in den in der Gebührenkalkulation ausgewiesenen Verwaltungskosten ent-

halten. 

Finanzierung 

Die Gebühren für den Rettungsdienst werden unter den Produktkonten 

020505.432103/632103 – Krankentransportgebühren (Krankenkassen) – und 

020505.432104/632104 – Krankentransportgebühren (Übrige) – vereinnahmt. 

Im Haushaltsplan sind für das Jahr 2022 Erträge in Höhe von insgesamt 4.765.000,00 Euro 

veranschlagt.  

Die in der Gebührenkalkulation 2022 eingestellten Kosten betragen 5.486.433,88 Euro. 

Durch das unterjährige Inkrafttreten der Gebührensatzung können für das Jahr 2022  

voraussichtlich 4.764.915,00 Euro refinanziert werden. Dies entspricht in etwa den im 

Haushalt veranschlagten Gebühreneinnahmen in Höhe von 4.765.00,00 Euro.  

Erläuterungen: 

Die Gebührenerhebung erfolgt auf Grundlage des Gesetzes über den Rettungsdienst so-

wie die Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmen (RettG NRW) in 

Verbindung mit dem Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(KAG NRW). 
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Der Satzungsbeschluss erfolgt gemäß § 7 Absatz 1 in Verbindung mit § 41 Ab-

satz1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW). 

Allgemeines zur Gebührenkalkulation und Abschluss für das Jahr 2020 

Die Stadt Beckum unterhält einen Rettungsdienst für die Realisierung der Notfallrettung, 

des Krankentransports und der Versorgung einer größeren Anzahl von verletzten oder 

erkrankten Personen bei außergewöhnlichen Schadensereignissen. Die Notfallrettung 

umfasst die Durchführung von lebensrettenden Maßnahmen am Notfallort, die Herstel-

lung der Transportfähigkeit und die Beförderung von Notfallpatientinnen und -patienten 

zur weiteren Versorgung. Der Krankentransport dient der fachgerechten Beförderung von 

erkrankten, verletzten oder sonstigen hilfebedürftigen Personen unter qualifizierter  

Betreuung mittels Krankentransportwagen. 

Die letztmalige Anpassung der Gebühren für die Inanspruchnahme der Rettungsmittel 

erfolgte nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens mit den Krankenkassen, Ersatz-

kassen und Berufsgenossenschaften mit Wirkung zum 05.06.2019 (Kalkulation 2019). Die 

Gebührenkalkulation des Rettungsdienstes für das Jahr 2019 kann in der Vor-

lage 2019/0053 eingesehen werden. 

Ausschlaggebend für die Ermittlung der Höhe des Gebührenbedarfs ist die Gebührenkal-

kulation. Die Kalkulation der Rettungsmittelgebühren für das Jahr 2022 (Kalkulation 2022) 

ist als Anlage 1 zur Vorlage beigefügt. 

Der Abschluss des Gebührenhaushaltes Rettungsdienst für das Jahr 2020, der die tatsäch-

lichen Kosten und Erlöse gegenüberstellt, weist eine Unterdeckung in Höhe von 

818.739,79 Euro aus. Maßgeblich für die Unterdeckung sind Corona-bedingte Auswirkun-

gen und sonstige gestiegene Kosten zu nennen. So konnten rund 800 abrechnungsfähige 

Einsätze weniger geltend gemacht werden, als im Jahr 2019. Gleichzeitig hat sich der Ver-

brauch von Schutzkleidung, deren Einkaufskosten zum Teil inflationär stark gestiegen 

sind, erheblich gesteigert. Das aus Vorjahren bestehende Defizit erhöhte sich somit zum 

31.12.2020 von 478.029,94 Euro auf 1.296.769,73 Euro. Unterdeckungen sollen bezie-

hungsweise Überdeckungen sind nach § 6 Absatz 2 Satz 3 KAG NRW durch eine Anpas-

sung der Gebührensatzung innerhalb von 4 Jahren auszugleichen, was – hinsichtlich der 

kumulierten Unterdeckung bis zum 31.12.2020 – anteilig mit dieser Gebührensatzung er-

folgt. Das Haushaltsjahr 2021 ist aktuell noch nicht abgeschlossen, das Ergebnis der Nach-

kalkulation wird Gegenstand der Entscheidung zu künftigen Gebührenkalkulationen sein. 

Die Gebührenkalkulation für das Jahr 2022 spiegelt die Anforderungen des Rettungs-

dienstbedarfsplanes des Kreises Warendorf (Stand: Mai 2020) wider. 

Kosten für die Inanspruchnahme der Leitstelle des Kreises Warendorf (Konto 523200) 

Gemäß § 14 Absatz 6 Satz 1 RettG NRW können Kreise die anteiligen Kosten für die Inan-

spruchnahme der Leitstellen auf die Trägerinnen und Träger der Rettungswachen umle-

gen. Die jährliche Erstattungshöhe ist individuell und abhängig von den ansatzfähigen 

Gesamtkosten der Leitstelle und dem Einsatzaufkommen der einzelnen Rettungswachen 

in dem betroffenen Jahr.  
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Für die Kosten der Leitstelle des Kreises Warendorf werden in der Gebührenkalkula-

tion 2022 im Vergleich zur Kalkulation 2019 Mehrkosten in Höhe von 140.000,00 Euro 

veranschlagt. Der Ansatz orientiert sich an den für 2020 mit der Stadt abgerechneten, 

anteiligen Leitstellenkosten in Höhe von 395.959,19 Euro. 

Die beträchtliche Kostensteigerung wird seitens des Kreises Warendorf durch gestiegene 

Personalkosten und den Neubau der Leistelle begründet. So sind die Personalkosten der 

Leitstelle durch die hohen Zuführungen zu Pensions- und Beihilferückstellungen für aktive 

Leitstellenbeamtinnen und -beamten und Personalzugänge deutlich angestiegen. Des 

Weiteren generiert der Neubau der Kreisleitstelle mit Inbetriebnahme in 2020 zusätzliche 

kalkulatorische Abschreibungen und Zinsen sowie einen erhöhten Bewirtschaftungsauf-

wand für Gebäude. 

Die genannten Gegebenheiten tragen maßgeblich dazu bei, dass sich der Trend hin zu 

steigenden Kosten für die Inanspruchnahme der Leitstelle weiter fortführen oder wenigs-

tens auf dem Niveau der IST-Kosten 2020 verbleiben wird. 

Kosten für sonstige Sachleistungen (Konto 528100) 

Unter den sonstigen Sachleistungen werden im Rettungsdienst die Kosten für medizini-

sche Einmalartikel und Verbrauchsmaterialien sowie die Kosten für die Versorgung von 

Patientinnen und Patienten mit präklinischen Medikamenten zusammengefasst. Im Ver-

gleich zur Kalkulation 2019 werden in die Kalkulation 2022 Mehrkosten in Höhe von 

47.000,00 Euro eingestellt. 

Ein Teil der Mehrkosten ist zurückzuführen auf die zusätzliche Vorhaltung eines Rettungs-

wagens für den Einsatzdienst in den Tagesstunden (07:00 Uhr bis 19:00 Uhr, Tages-RTW) 

seit dem 01.02.2021. Darüber hinaus ist vorrangig die Covid-19-Pandemie und die daraus 

resultierenden, zusätzlichen Maßnahmen des Infektionsschutzes ursächlich für den star-

ken Anstieg der Kosten für Sachleistungen. 

Seit Ausbruch der Pandemie werden die Kräfte des Rettungsdienstes pro Einsatz mit einer 

FFP2-Maske ausgestattet. Auch der Verbrauch an Infektionsschutzausrüstung (Schutzkit-

tel, Schutzbrillen) und Desinfektionsmitteln stieg durch die erhöhten Infektionsfahrten 

und erweiterten Hygienemaßnahmen drastisch an. Eine weitere pandemiebedingt einge-

führte Maßnahme ist die regelmäßige Testung des Personals auf Covid-19, ehe der Dienst 

angetreten werden darf. Die Maßnahmen dienen der Viruseindämmung, dem Eigenschutz 

der Beschäftigten und schließlich der Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft des Ret-

tungsdienstes. 

Kalkulatorische Abschreibungen auf Sachanlagen und Gebäude 

Im Vergleich zur Kalkulation 2019 sind die kalkulatorischen Abschreibungen für Sachan-

lagen und Gebäude in der Kalkulation 2022 um rund 169.000,00 Euro angestiegen. Dies 

ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen, die nachfolgend dargestellt werden. 

1. Die Abschreibung im Gebührenhaushalt des Rettungsdienstes erfolgt auf Grundlage von 

Wiederbeschaffungszeitwerten und unter Berücksichtigung der einschlägigen Verbrau-

cher- und Baupreisindexe des Statistischen Bundesamtes (Basisjahr 2015 = 100). Betrach-

tet man die letztjährige Entwicklung der Teuerungsraten, so kann in vielen Bereichen ein 

deutlicher Anstieg der Marktpreise beobachtet werden; besonders betroffen sind aktuell 

der Verkehrssektor, die Baubranche und der Energie- und Brennstoffmarkt. 
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Um eine wirtschaftliche Wiederbeschaffung von Sachanlagegütern und Gebäuden 

für den Rettungsdienst sicherstellen zu können, wurden die Wiederbeschaffungs-

zeitwerte und damit die einzelnen Abschreibungsbeträge entsprechend der Inde-

xentwicklung erhöht. 

2. Des Weiteren ist auch bei der Bewertung der kalkulatorischen Kosten die Erweite-

rung des Fuhrparks des Rettungsdienstes um dem Tages-RTW zu berücksichtigten. 

Das Fahrzeug mitsamt Ausstattung wurde im Jahr 2021 in Dienst gestellt und gene-

riert für die Gebührenkalkulation 2022 somit zusätzliches Abschreibungsvolumen.  

3. Der Rettungsdienstbedarfsplan des Kreises Warendorf gibt hinsichtlich der wirt-

schaftlichen Belastungsgrenzen von Rettungsdienstfahrzeugen eine Laufzeit von 

6 Jahren oder eine Fahrleistung von 200 000 Kilometern vor. Darüber hinaus verur-

sachen die Fahrzeuge unverhältnismäßig hohe Instandhaltungs- und Reparaturkos-

ten und sind auszusondern oder in die Reserve zu überführen. In der Praxis kann 

festgestellt werden, dass die wirtschaftliche Laufleistung von 200 000 Kilometern bei 

den RTW bereits nach 4 Jahren, dem Notarzteinsatzfahrzeug nach 5 Jahren und dem 

Krankentransportwagen nach 6 Jahren erreicht wird. Demgemäß wurden die Ab-

schreibungszeiten der Fahrzeuge ab 2021 angepasst. Insbesondere die RTW gene-

rieren dadurch höhere jährliche Abschreibungen. 

Kosten für das Berufsbild „Notfallsanitäterin beziehungsweise Notfallsanitäter“ 

(Konto 541201) 

Die Kalkulation 2022 weist Ausbildungskosten in Höhe von 285.500,00 Euro für Notfalls-

anitäterinnen beziehungsweise Notfallsanitäter aus. Ein Mehrbedarf in Höhe von 

185.000,00 Euro gegenüber den bisherigen Veranschlagungen entsteht dadurch, dass zu 

der bisherigen Weiterqualifizierung von bereits Beschäftigten nun auch Berufsanfänge-

rinnen und Berufsanfänger im Rahmen einer 3-jährigen Ausbildung zur Notfallsanitäterin 

beziehungsweise zum Notfallsanitäter qualifiziert werden. 

Die Ausbildungskosten beinhalten die Personalkosten (Besoldung inklusive Pensionsrück-

stellungen beziehungsweise Entgelt inklusive Sozialversicherungsbeiträge), Unterkunfts- 

und Reisekosten, Verpflegungspauschalen, Trennungsgelder, Fahrtkostenerstattungen 

sowie die Kosten für die schulische und klinische Ausbildung, die an Dritte gezahlt werden. 

Die Kalkulation berücksichtigt, dass sich unterschiedliche Ausbildungsjahrgänge über-

schneiden.  

Kosten für die Sicherstellung des Notarztdienstes (Konto 542104) 

Die Kosten für die vertragliche Bestellung von Notärztinnen beziehungsweise Notärzten 

für den Rettungsdienst Beckum durch das St. Elisabeth-Hospital Beckum sind für das 

Jahr 2022 mit 560.000,00 Euro berücksichtigt. Verglichen mit der Kalkulation 2019 ist hier 

ein Zuwachs von 160.000,00 Euro zu verzeichnen. 

Personalkosten (Konten 501100, 501200, 502200, 503200, 503201, 504103 und 541100) 

und Overheadkosten 

Im Bereich der Personalkosten ist ein Anstieg der Kosten gegenüber der Kalkulation 2019 

um rund 1.106.000,00 Euro zu verzeichnen. Die Mehrkosten werden wie folgt begründet:  
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Der aktuelle Rettungsdienstbedarfsplan sieht eine Ausweitung der Rettungsmittelvorhal-

tung in Form eines Tages-RTW mit entsprechendem erweiterten Personalansatz vor. Der 

im aktuellen Rettungsdienstbedarfsplan genannte Personalansatz zur Besetzung der Ret-

tungsmittel wurde entsprechend in der Kalkulation berücksichtigt.  

Aufgrund der höchsten nichtärztlichen Qualifikation im Rettungsdienst werden Notfalls-

anitäterinnen beziehungsweise Notfallsanitäter – anfangs im Tarifbereich und nachfol-

gend im Beamtenbereich – höher eingruppiert beziehungsweise besoldet, als dies bislang 

bei dem eingesetzten Personal der Fall war. 

Im sogenannten „Overhead“ wird das Personal zur Verwaltung des Rettungsdienstes  

(Tagesdienst) mit verursachungsgerechten Stellenanteilen angesetzt. Im Rettungsdienst 

allgemein anerkannt sind die Funktionen Fachdienstleitung, Personalbewirtschaftung, Be-

schaffung, Leitung Rettungsdienst, Verwaltung und Abrechnung. In Summe können ins-

gesamt 3,14 Stellenanteile aus dem Tagesdienst über die Gebührenkalkulation 2022 refi-

nanziert werden. 

Eine besondere Bedeutung bei den Overheadkosten nehmen die Praxisanleiterinnen be-

ziehungsweise Praxisanleiter ein. Sie sind für die Ausbildung der angehenden Notfallsan-

itäterinnen beziehungsweise Notfallsanitäter zuständig und erforderlich. Entsprechend 

der Anerkennungsfähigkeit von Praxisanleiterinnen beziehungsweise Praxisanleitern im 

Verhältnis zu den Auszubildenden, werden gemäß Rettungsdienstbedarfsplan 3 Stellen 

„Praxisanleitung“ in Ansatz gebracht. 

Gesamtkosten und Berechnung der Pauschalen je Rettungsmittel 

Die aufgeführten und in ihrer Entstehung erläuterten Mehrkosten des Rettungsdienstes 

sowie das bestehende Defizit zum 31.12.2020 wurden zum Anlass genommen, eine Neu-

kalkulation der Rettungsmittelgebühren für das Jahr 2022 durchzuführen und eine Betei-

ligung der Krankenkassen, Ersatzkassen und Berufsgenossenschaften nach dem 

RettG NRW einzuleiten. Die beurteilungswürdigen Kalkulationsunterlagen wurden den 

Vertreterinnen und Vertretern der vorgenannten Institutionen am 13.01.2022 zur fachli-

chen Würdigung und Stellungnahme zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen einer Online-Veranstaltung fand am 10.03.2022 ein Erörterungsgespräch mit 

den beteiligten Vertretungen der Krankenkassen, Ersatzkassen und Berufsgenossenschaf-

ten sowie den involvierten Beschäftigten der Stadt Beckum statt. Aufgrund teilweise un-

terschiedlicher Ansichten über den 1. Entwurf der Gebührenkalkulation für das Jahr 2022 

bestand Einvernehmen darüber, die Kalkulation anhand von bereitgestellten Vergleichs-

kalkulationen der Kostenträger zu überarbeiten. Der 2. und angepasste Entwurf der Ge-

bührenkalkulation 2022 wurde den Verhandlungspartnerinnen und Verhandlungspart-

nern am 04.04.2022 zugesandt. Am 27.04.2022 teilten die Kostenträger schriftlich mit, 

dass die darin festgesetzten Kosten anerkannt werden und sprachen insgesamt Einver-

nehmen über die Kalkulation 2022 und die neuen Gebührensätze aus. 

Die abschließende Gebührenkalkulation für das Jahr 2022 schließt unter Berücksichtigung 

aller betriebsbedingten sowie kalkulatorischen Kosten des Rettungsdienstes und eines 

Viertels des bestehenden Defizits zum 31.12.2020 mit ansatzfähigen Gesamtkosten in 

Höhe von 5.486.433,88 Euro ab. Diese Kosten werden unter Zuhilfenahme von verursa-

chungsgerechten Umlageschlüsseln auf die einzelnen Rettungsmittel und die Notärztin 

beziehungsweise den Notarzt verteilt. 
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Die Summen der einzelnen Kostenstellen werden dann durch die gebührenrelevanten 

Einsätze dividiert, wodurch die ungedeckten Kosten pro Einsatz – und damit die letztliche 

Höhe der einzelnen Rettungsmittelgebührenpauschalen – ermittelt werden. 

Unter Zugrundelegung der tatsächlichen Einsatzzahlen aus dem Jahr 2021 sowie den neu-

kalkulierten Gebührenpauschalen werden Erlöse in Höhe von insgesamt 

5.482.048,00 Euro erwartet. Die Kalkulation 2022 schließt somit mit einer geringfügigen 

Unterdeckung von 4.385,88 Euro ab, die auf die pflichtige Abrundung auf volle Cent-Be-

träge zurückzuführen ist. 

Für die einzelnen Rettungsmittelgebühren ergeben sich folgende Änderungen: 

Rettungsmittel bisherige Gebühr neue Gebühr Differenz 

Rettungswagen 483,00 Euro 760,00 Euro +277,00 Euro 

Krankentransportwagen 300,00 Euro 436,00 Euro +136,00 Euro 

Notarzteinsatzfahrzeug 365,00 Euro 573,00 Euro +208,00 Euro 

Notärztin/Notarzt 284,00 Euro 435,00 Euro +151,00 Euro 

Die Anpassung der Gebührensätze in der aktuellen Rettungsmittelgebührensatzung der 

Stadt Beckum soll in Form einer Änderungssatzung geschehen. Die 3. Satzung zur Ände-

rung der Rettungsmittelgebührensatzung ist als Anlage 2 zur Vorlage beigefügt. 

Weiterer Inhalt der 3. Änderungssatzung ist der Wegfall des § 5 Absatz 4 Rettungsmittel-

gebührensatzung. Der Streichung des Absatzes liegt eine juristische Prüfung aus dem 

Jahr 2021 zu Grunde, die mit dem Ergebnis abschließt, dass die Krankenkassen, Ersatzkas-

sen und Berufsgenossenschaften den Eigenanteil der Versicherten für Fahrtkosten nach 

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) – Gesetzliche Krankenversicherung – in Höhe von 

maximal 10,00 Euro mit eigenem Inkassorisiko einzutreiben haben. Die Serviceleistung 

der Stadt, bei Nichtanerkennung des Eigenanteils durch die Krankenversicherungsträger 

eine eigenständige Bescheidung der beziehungsweise des Versicherten in Höhe des Ei-

genanteils vorzunehmen, ist unwirtschaftlich und mit vermeidbarem Verwaltungsaufwand 

verbunden. 

Im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsjahres 2022 wurde der zu erwartende Ertrag aus 

Rettungsmittelgebühren mit insgesamt 4.765.000,00 Euro beziffert. Dem gegenüber weist 

die Gebührenkalkulation 2022, wie oben bereits dargelegt, ansatzfähige Kosten in Höhe 

von insgesamt 5.486.433,88 Euro aus. Durch das unterjährige Inkrafttreten der 3. Satzung 

zur Änderung der Rettungsmittelgebührensatzung können die ansatzfähigen Kosten der 

Gebührenkalkulation 2022 nicht vollständig vereinnahmt werden. Sofern das der Kalkula-

tion zu Grunde liegende Einsatzaufkommen erreicht wird, werden für 2022 Gesamterträge 

in Höhe von 4.764.915,00 Euro generiert. Eventuelle Mindererträge sind jedoch nicht ver-

loren, sondern können in den folgenden Jahren wieder ausgeglichen werden.  

Anlage(n): 

1 Gebührenkalkulation für den Rettungsdienst für das Jahr 2022 in Form eines Be-

triebsabrechnungsbogens 

2 3. Satzung der Stadt Beckum zur Änderung der Rettungsmittelgebührensatzung  

 



Gebührenkalkulation für den Rettungsdienst 2022 Anlage 1 zur Vorlage 2022/0132

Konto Bezeichnung
 Ergebnis

2020

Ansatz 

2021

Ansatz

2022

Anteil 

Rettungswagen 

(RTW)

Anteil Notärztin 

bzw. Notarzt (NA)

Anteil 

Notarzteinsatz-

fahrzeug (NEF)

Anteil 

Krankentrans-

portwagen (KTW)

Umlageschlüssel Kontrollsumme

Personalaufwendungen 2.534.076,17 € 2.874.383,43 € 3.065.721,54 €

501100 Dienstaufwendungen Beamte 1.000.926,24 € 1.015.653,92 € 1.876.673,36 € 1.627.824,07 € 248.849,29 €  direkte Zuordnung 1.876.673,36 €

501200 Dienstaufwendungen Tariflich Beschäftigte 377.143,25 € 422.729,86 € 539.226,21 € 274.527,32 € 144.991,93 € 119.706,96 € direkte Zuordnung 539.226,21 €

Fachdienstsoverhead-Kosten (FD-intern) 355.392,23 € 416.872,80 € 642.921,97 € 328.712,54 € 123.313,21 € 123.313,21 € 67.583,00 € % Einsätze mit NA 642.921,97 €

Beihilfen 58.564,36 € 58.550,00 € inbegriffen direkte Zuordnung 0,00 €

Versorgungsaufwendungen 639.109,61 € 836.970,50 € inbegriffen direkte Zuordnung 0,00 €

502200 Beiträge zu Versorgungskassen für Tariflich Beschäftigte (ZV) 26.451,94 € 31.299,39 € inbegriffen direkte Zuordnung 0,00 €

503200 Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung Tariflich Besch. (SV) 70.774,16 € 85.196,96 € inbegriffen direkte Zuordnung 0,00 €

503201 Gesetzliche Unfallversicherung Tariflich Beschäftigte 5.535,96 € 5.660,00 € 5.750,00 € 2.696,11 € 1.380,00 € 1.673,89 € direkte Zuordnung 5.750,00 €

504103 Schutzimpfung der Rettungssanitäter 0,00 € 300,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 0,00 €

541100 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 178,42 € 1.150,00 € 1.150,00 € 727,51 € 272,92 € 149,57 € % Einsätze ohne NA 1.150,00 €

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 446.132,74 € 622.150,00 € 630.800,00 €

523200 Erstattungen für Aufwendungen von Dritten 

aus lfd. Verwaltungstätigkeit an Gemeinden

225.519,65 € 400.000,00 € 400.000,00 € 253.046,19 € 94.927,74 € 52.026,07 € % Einsätze ohne NA 400.000,00 €

524101 Versicherung für Gebäude und Einrichtungen 788,37 € 900,00 € 1.100,00 € 695,88 € 261,05 € 143,07 € % Einsätze ohne NA 1.100,00 €

524110 Unterh. und Bewirtschaftung d. Grundstücke und baul. Anlagen durch den 

Eigenbetrieb Städtische Betriebe Beckum (EB SBB)

0,00 € 100,00 € 100,00 € 63,26 € 23,73 € 13,01 € % Einsätze ohne NA 100,00 €

525100 Haltung von Fahrzeugen 53.496,06 € 81.000,00 € 80.000,00 € 50.609,24 € 18.985,55 € 10.405,21 € % Einsätze ohne NA 80.000,00 €

525103 Haltung von Fahrzeugen durch den EB SBB 2.623,01 € 10.000,00 € 5.000,00 € 3.163,08 € 1.186,60 € 650,33 € % Einsätze ohne NA 5.000,00 €

525101 Versicherungen für Dienstfahrzeuge 16.692,46 € 17.550,00 € 18.400,00 € 11.640,12 € 4.366,68 € 2.393,20 € % Einsätze ohne NA 18.400,00 €

525500 Unterhaltung u. Beschaffungen des bewegl. Vermögens bis 60 € 546,56 € 1.100,00 € 1.100,00 € 695,88 € 261,05 € 143,07 € % Einsätze ohne NA 1.100,00 €

525502 Unterhaltung v. Inventar u. Ersatzbeschaffung durch den EB SBB 0,00 € 100,00 € 100,00 € 63,26 € 23,73 € 13,01 € % Einsätze ohne NA 100,00 €

525509 Unterhaltung v. Inventar, Geräten und Ausrüstung u. Ersatzbeschaffung (60 €) 28.144,14 € 32.900,00 € 35.000,00 € 22.141,54 € 8.306,18 € 4.552,28 € % Einsätze ohne NA 35.000,00 €

528100 Aufwendungen für sonstige Sachleistungen 118.322,49 € 78.500,00 € 90.000,00 € 56.935,39 € 21.358,74 € 11.705,87 € % Einsätze ohne NA 90.000,00 €

Kalkulatorische Kosten 223.776,46 € 279.582,75 € 396.766,05 €

Abschreibungen Sachanlagen 191.866,46 € 230.316,67 € 360.010,57 € 227.748,26 € 85.437,48 € 46.824,84 € % Einsätze ohne NA 360.010,57 €

kalkulatorische Zinsen für Sachanlagen 31.910,00 € 49.266,08 € 36.755,48 € 23.252,09 € 8.722,79 € 4.780,61 € % Einsätze ohne NA 36.755,48 €

Sonstige ordentliche Aufwendungen 681.329,86 € 965.300,00 € 971.300,00 €

541201 Ausbildung einschließlich Reisekosten (NotfallSan) 136.613,14 € 362.000,00 € 285.500,00 € 207.615,23 € 77.884,77 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 285.500,00 €

541202 Fortbildung einschließlich Reisekosten 20.090,85 € 27.000,00 € 25.000,00 € 15.815,39 € 5.932,98 € 3.251,63 € % Einsätze ohne NA 25.000,00 €

541203 Anschaffung und Unterhaltung von Dienst und  Schutzkleidung 58.867,33 € 66.500,00 € 67.000,00 € 42.385,24 € 15.900,40 € 8.714,37 € % Einsätze ohne NA 67.000,00 €

541204 Reise und Fahrtkosten, Auslagenersatz 132,34 € 100,00 € 100,00 € 63,26 € 23,73 € 13,01 € % Einsätze ohne NA 100,00 €

542100 Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeiten 0,00 € 50,00 € 50,00 € 50,00 € direkte Zuordnung 50,00 €

542104 Kosten für Notarzteinsätze 435.403,25 € 475.000,00 € 560.000,00 € 560.000,00 € direkte Zuordnung 560.000,00 €

542202 Mieten für Druck- und Kopiergeräte 3.201,72 € 2.300,00 € 1.850,00 € 1.170,34 € 439,04 € 240,62 € % Einsätze ohne NA 1.850,00 €

542208 Miete Rettungsfahrzeuge 886,20 € 2.200,00 € 1.000,00 € 632,62 € 237,32 € 130,07 € % Einsätze ohne NA 1.000,00 €

542900 Sonstige Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Diensten 11,67 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 0,00 €

543101 Amtl. Blätter, Zeitschriften und Bücher 316,09 € 1.000,00 € 1.000,00 € 632,62 € 237,32 € 130,07 € % Einsätze ohne NA 1.000,00 €

543102 Gebühren für Funktelefone 1.196,00 € 2.000,00 € 3.000,00 € 1.897,85 € 711,96 € 390,20 € % Einsätze ohne NA 3.000,00 €

543103 Bekanntmachungen 0,00 € 200,00 € 200,00 € 126,52 € 47,46 € 26,01 € % Einsätze ohne NA 200,00 €

543104 Rundfunk- und Fernsehgebühren 104,02 € 300,00 € 150,00 € 94,89 € 35,60 € 19,51 € % Einsätze ohne NA 150,00 €

543110 Beschaffung von Informationsmaterial 0,00 € 0,00 € 600,00 € 379,57 € 142,39 € 78,04 € % Einsätze ohne NA 600,00 €

543112 Vordrucke 3.725,95 € 4.000,00 € 4.200,00 € 2.656,98 € 996,74 € 546,27 € % Einsätze ohne NA 4.200,00 €

543113 Kosten der Notrufabfrage 853,68 € 1.000,00 € 1.000,00 € 632,62 € 237,32 € 130,07 € % Einsätze ohne NA 1.000,00 €

543126 Portogebühren 6.737,62 € 8.600,00 € 7.100,00 € 4.491,57 € 1.684,97 € 923,46 € % Einsätze ohne NA 7.100,00 €

543127 Papierbedarf 1.487,32 € 1.300,00 € 1.300,00 € 822,40 € 308,52 € 169,08 € % Einsätze ohne NA 1.300,00 €

543128 Drucksachen und sonstiger Bürobedarf 858,03 € 1.200,00 € 1.200,00 € 759,14 € 284,78 € 156,08 € % Einsätze ohne NA 1.200,00 €

544600 Haftpflichtversicherung und sonstige Versicherungen 9.733,82 € 9.500,00 € 9.500,00 € 6.009,85 € 2.254,53 € 1.235,62 € % Einsätze ohne NA 9.500,00 €

549900 Übrige weitere sonstige Aufwendungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 12,00 € 50,00 € 50,00 € 31,63 € 11,87 € 6,50 € % Einsätze ohne NA 50,00 €

549966 Funkmeldeempfänger (Festwert) 1.098,83 € 1.000,00 € 1.500,00 € 766,92 € 287,70 € 287,70 € 157,68 € % Einsätze mit NA 1.500,00 €

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 144.323,48 € 144.342,63 € 188.653,86 €

581102 Aufwand aus internen Leistungsbeziehungen (FD 65 - Gebäudemanagement) 29.100,00 € 34.600,00 € 21.888,50 € 8.211,25 € 4.500,26 € % Einsätze ohne NA 34.600,00 €

IT-Kosten 32.775,00 € 26.703,86 € 16.893,28 € 6.337,34 € 3.473,24 € % Einsätze ohne NA 26.703,86 €

Verwaltungsgemeinkosten 82.467,63 € 127.350,00 € 65.111,39 € 24.425,88 € 24.425,88 € 13.386,84 € % Einsätze mit NA 127.350,00 €

Gesamtaufwendungen 4.029.638,71 € 4.885.758,81 € 5.253.241,45 € 3.275.469,51 € 729.385,54 € 887.943,80 € 360.442,60 € 5.253.241,45 €

144.323,48 €
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Konto Bezeichnung
 Ergebnis

2020

Ansatz 

2021

Ansatz

2022

Anteil 

Rettungswagen 

(RTW)

Anteil Notärztin 

bzw. Notarzt (NA)

Anteil 

Notarzteinsatz-

fahrzeug (NEF)

Anteil 

Krankentrans-

portwagen (KTW)

Umlageschlüssel Kontrollsumme

Erträge 3.131.629,64 € 4.705.000,00 € 91.000,00 €

432103 Krankentransportgebühren (Krankenkassen) 2.919.274,00 € 4.390.000,00 €

432104 Krankentransportgebühren (Übrige) 149.046,00 € 300.000,00 €

448800 Erträge aus Kostenerstattungen Kostenumlagen vom Bund 0,00 € 15.000,00 € 15.000,00 € 9.489,23 € 3.559,79 € 1.950,98 € % Einsätze ohne NA 15.000,00 €

448700 Erträge aus Kostenerstattungen Kostenumlagen von privaten Unternehmen 56.474,73 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 0,00 €

448701 Erstattung durch Versicherungen (FD 10) 6.834,91 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 0,00 €

Kostenersatz Brandbegleitfahrten: 

100 Einsätze x Grundgebühr RTW neu 2022 (760,00 Euro)
76.000,00 € 76.000,00 € direkte Zuordnung 76.000,00 €

Zuführung aus der Sonderrücklage 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € % Einsätze ohne NA 0,00 €

Bereinigte Gesamtaufwendungen 5.162.241,45 € 3.189.980,27 € 729.385,54 € 884.384,01 € 358.491,62 € 5.162.241,45 €

Ausgleich Defizit aus Jahresabschluss Gebührenhaushalt RD 2020 (T.12) 324.192,43 € 205.089,15 € 76.937,14 € 42.166,15 € % Einsätze ohne NA 324.192,43 €

Gesamtunterdeckung Vorjahre (1.296.769,73 Euro / 4 Jahre) 324.192,43 € 205.089,15 € 0,00 € 76.937,14 € 42.166,15 € 324.192,43 €

Berechnung des Gebührenbedarfs

ansatzfähige Kosten 2022 5.486.433,88 € 3.395.069,42 € 729.385,54 €          961.321,15 € 400.657,77 € Einsätze

gebührenrelevante Einsätze 2022 (= Hochrechnung Einsätze 2021) 4.465 1.675 1.675 918

% Aufteilung Einsätze ohne Notarzt 63,26% 23,73% 13,01% 100% 7.058

% Aufteilung Einsätze mit Notarzt 51,13% 19,18% 19,18% 10,51% 100% 8.733

ungedeckte Kosten/Einsatz 760,37 € 435,45 € 573,92 € 436,44 €

760,00 € 435,00 € 573,00 € 436,00 €

483,00 € 284,00 € 365,00 € 300,00 €

Folgende ansatzfähige Kosten 2022 sind durch die Gebühren abzudecken: 5.486.433,88 € ansatzfähige Kosten für RTW, NA, NEF und KTW

Einsätze: neue Gebühr: Gesamt:

 RTW 4.465 760,00 € 3.393.400,00 €        

Notarzt 1.675 435,00 € 728.625,00 €          

NEF 1.675 573,00 € 959.775,00 €          

KTW 918 436,00 € 400.248,00 €          

5.482.048,00 €       

Differenzen durch Rundungen 4.385,88 €-              

Gebühren aktuell

Gebühr pro Einsatz

ohne NA

mit NA



Anlage 2 zur Vorlage 2022/0132 

 

3. Satzung der Stadt Beckum zur Änderung der Rettungsmittelgebührensatzung 

Präambel 

Aufgrund der §§ 7 Absatz 1 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit §§ 6 und 9 Gesetz über den Rettungsdienst 

sowie die Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmen des Landes  Nord-

rhein-Westfalen und §§ 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfa-

len hat der Rat der Stadt Beckum am __________ folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Satzung der Stadt Beckum über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung der Ret-

tungsmittel der Rettungswache (Rettungsmittelgebührensatzung) vom 25. Juli 2013 wird wie 

folgt geändert: 

1 § 2 Absatz 1 Aufzählungspunkt „Beförderung“ wird wie folgt geändert: 

a) 1. Spiegelstrich „Krankentransportwagen“ 

Die Angabe „300,00 Euro“ wird durch die Angabe „436,00 Euro“ ersetzt. 

b) 2. Spiegelstrich „Rettungswagen“ 

Die Angabe „483,00 Euro“ wird durch die Angabe „760,00 Euro“ ersetzt. 

2 § 2 Absatz 1 Aufzählungspunkt „Notarzteinsatzfahrzeug“ wird wie folgt geändert: 

Die Angabe „365,00 Euro“ wird durch die Angabe „573,00 Euro“ ersetzt. 

3 § 2 Absatz 1 Aufzählungspunkt „Einsatz Notärztin/Notarzt“ wird wie folgt geändert: 

Die Angabe „284,00 Euro“ wird durch die Angabe „435,00 Euro“ ersetzt. 

4 § 5 Absatz 4 entfällt ersatzlos. 

§ 5 Absatz 5 wird § 5 Absatz 4. 

§ 5 Absatz 6 wird § 5 Absatz 5. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0168/1 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Erlass einer Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von 

Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum im Zusammenhang mit der 

Veranstaltung "Stadtfest Neubeckum" 

Federführung: Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Beteiligungen: Fachbereich Stadtentwicklung 

Auskunft erteilt: Herr Liekenbröcker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage 1 zur Vorlage 2022/0168 beigefügte Ordnungsbehördliche Verordnung 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum im 

Zusammenhang mit der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ wird beschlossen. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine Auswirkungen auf den städtischen Haushalt.  

Erläuterungen: 

Zwischenzeitlich liegen folgende Rückmeldungen der anzuhörenden Gremien nach § 6 

Absatz 4 Gesetz zur Regelung der Ladenöffnungszeiten des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vor (siehe Anlage 1 zur Vorlage): 

• Der Handelsverband NRW Westfalen-Münsterland e. V. äußert ebenso wie die 

Handwerkskammer Münster keine grundsätzlichen Bedenken. Sie weisen auf die An-

forderungen des § 6 LÖG NRW sowie auf die hierzu ergangenen gerichtlichen  

Entscheidungen hin. 

• Stellungnahmen der Evangelischen Kirchengemeinde sowie der Katholischen  

Kirchengemeinde Beckum liegen bislang nicht vor. Sollten diese noch folgen,  

werden sie in der Sitzung mündlich bekannt gegeben. 

• Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert die Festsetzung des  

verkaufsoffenen Sonntages. Es fehle an einer hinreichend konkreten Beschreibung 

der Veranstaltung, die eine Abschätzung des Besucherinteresses zulässt. Zudem sei 

durch die Einbeziehung der Seitenstraßen der Bereich der Ladenöffnung nicht mehr 

auf die unmittelbare Umgebung des Veranstaltungsbereichs beschränkt und eine 

räumliche Nähe der Ladenöffnung zur Veranstaltung nicht mehr gegeben. 
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Aufgrund der geäußerten Kritik der Gewerkschaft wurde vom Gewerbeverein Neubeckum 

e. V. am 16.05.2022 ein ergänzendes Konzept vorgelegt, aus dem sich die genaue Auf-

stellung der Fahrgeschäfte sowie der Verkaufsstände final entnehmen lässt (siehe An-

lage 2 zur Vorlage). 

Der Ergänzung ist zu entnehmen, dass die Ausstrahlungswirkung der Fahrgeschäfte und 

Stände auch den Bereich der Seitenstraßen der Hauptstraße hinreichend abdecken.  

Ergänzend wurde der Verwaltung zudem das Bühnenprogramm zur Verfügung gestellt. 

Diesem ist zu entnehmen, dass die persönliche Einbindung vieler Neubeckumer  

Bürgerinnen und Bürger über die teilnehmenden Vereine und Gruppen sowie die Kinder-

mitmachaktionen erfolgt. Dadurch wird die Attraktivität des Stadtfestes erheblich mitge-

prägt.  

Nach der Rechtsprechung des OVG NRW müssen Sonntagsöffnungen wegen einer Ver-

anstaltung in der Regel auf deren räumliches Umfeld beschränkt werden. Dies ist der  

Bereich, der von der Ausstrahlungswirkung der jeweiligen Veranstaltung erfasst wird und 

in dem die Veranstaltung das öffentliche Bild des betreffenden Sonntags prägt (vergleiche 

OVG NRW, Beschluss vom 07.10.2021, 4 B 2000/21.NE) Nach der Einschätzung der Ver-

waltung wird in dem Antrag sowie der vorgelegten Ergänzung des Gewerbevereins Neu-

beckum e. V. hinreichend deutlich, dass ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang des 

Stadtfestes zu der Verkaufsöffnung gegeben ist, da nahezu eine Deckungsgleichheit vor-

liegt. 

Auch liegen die von der Rechtsprechung geforderten schlüssigen und nachvollziehbaren 

Prognosen vor. Diese stellen nach Auffassung der Verwaltung überzeugend dar, dass die 

Zahl der von der Veranstaltung selbst angezogenen Besucherinnen und Besucher größer 

sein wird als die Zahl derjenigen, die allein wegen der Ladenöffnung am selben Tag – 

ohne die Veranstaltung – erscheinen werden. Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass 

die Veranstaltungsfläche rund 16 600 Quadratmeter beträgt, die Verkaufsfläche jedoch 

nur rund 4 365 Quadratmeter aufweist. Die in der Beschlussvorlage bisher übermittelten 

Werte wurden ergänzend angepasst. Damit liegt auch kein von der Rechtsprechung defi-

nierter atypischer Fall vor, der einer nachvollziehbaren Prognoseentscheidung der Besu-

cherzahlen zuwiderlaufen würde. Vielmehr ist den vom Gewerbeverein Neubeckum e. V. 

vorgetragenen Zahlen nachvollziehbar zu entnehmen, dass die Ladenöffnung auch auf-

grund der prognostizierten Besucherzahlen ein Annex zum Stadtfest Neubeckum dar-

stellt. 

Im Ergebnis sieht die Verwaltung auf der Grundlage der Antragsunterlagen nebst Ergän-

zungen die rechtlichen Voraussetzungen für die Freigabe der Sonntagsöffnung im  

Zusammenhang mit der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ als erfüllt an. 

Sie schlägt daher vor, die bereits als Anlage 1 zur Vorlage 2022/0168 beigefügte Ord-

nungsbehördliche Verordnung zu beschließen.  

Anlage(n): 

1 Stellungnahmen des Handelsverband NRW Westfalen-Münsterland e. V., der Hand-

werkskammer Münster und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

2 Ergänzendes Schreiben des Gewerbevereins Neubeckum e. V. vom 16.05.2022 
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0168 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Erlass einer Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von 

Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum im Zusammenhang mit der 

Veranstaltung "Stadtfest Neubeckum" 

Federführung: Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Beteiligungen: Fachbereich Stadtentwicklung 

Auskunft erteilt: Herr Liekenbröcker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage 1 zur Vorlage beigefügte Ordnungsbehördliche Verordnung über das  

Offenhalten von Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum im Zusammen-

hang mit der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ wird beschlossen. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine Auswirkungen auf den städtischen Haushalt.  

Erläuterungen: 

Der Erlass dieser Ordnungsbehördlichen Verordnung erfolgt auf der Grundlage von § 6 

Absätze 1 und 4 Gesetz zur Regelung der Ladenöffnungszeiten des Landes Nord-

rhein-Westfalen (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) in Verbindung mit den Verfahrens-

vorschriften zum Erlass von Ordnungsbehördlichen Verordnungen in §§ 27 ff. Gesetz über 

Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen (Ord-

nungsbehördengesetz – OBG). 

Nach § 6 Absätze 1 und 4 LÖG NRW besteht für die örtlichen Ordnungsbehörden die 

Möglichkeit, an jährlich höchstens 8 Sonn- und Feiertagen Verkaufsstellen bis zur Dauer 

von 5 Stunden verkaufsoffen zuzulassen. Nach § 6 Absatz 1 LÖG NRW setzt die Freigabe 

ein „öffentliches Interesse“ voraus.  

Die hier vorgeschlagene Ordnungsbehördliche Verordnung wird auf den Sachgrund ge-

mäß § 6 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 LÖG NRW gestützt. Danach ist eine Verkaufsöffnung zuläs-

sig, wenn sie im Zusammenhang mit örtlichen Festen, Märkten, Messen oder ähnlichen 

Veranstaltungen erfolgt. Gemäß § 6 Absatz 1 Satz 3 LÖG NRW wird das Vorliegen eines 

Zusammenhangs vermutet, wenn die Ladenöffnung in räumlicher Nähe zur örtlichen Ver-

anstaltung sowie am selben Tag erfolgt.  
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Das Bundesverwaltungsgericht hat zuletzt die Voraussetzungen dieses Sachgrunds in  

seinem Urteil zur Blaulichtmeile in Mönchengladbach weiter konkretisiert und die bishe-

rige Rechtsprechung des OVG NRW beanstandet (vergleiche BVerwG, Urteil vom 

22.06.2020 – 8 CN 3.19). 

Danach ist es grundsätzlich weiterhin zulässig, von den Kommunen nicht für jeden Einzel-

fall einer anlassbezogenen Verkaufsöffnung eine auf die Besucherzahlen der Veranstal-

tung und der damit verbundenen Ladenöffnung bezogene Prognose zu verlangen. Viel-

mehr kann bei bestimmten typischen Fallkonstellationen regelmäßig von einem Überwie-

gen der von der Veranstaltung angezogenen Besucherströme ausgegangen werden, wie 

in § 6 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 LÖG NRW vorgesehen. Es muss jedoch gewährleistet sein, dass 

atypische Sachverhaltsgestaltungen nicht in die Nachweiserleichterung einbezogen wer-

den. Ein atypischer Fall ist anzunehmen, wenn konkrete Tatsachen dafürsprechen, dass 

die Zahl der von der Ladenöffnung angezogenen Besucherinnen und Besucher die Zahl 

der Veranstaltungsbesucherinnen und -besucher überwiegt.  

Das OVG NRW hat auf dieser Grundlage seine bisherige Rechtsprechung angepasst und 

entsprechend verschärft. Neben der räumlichen Nähe der Ladenöffnung zur örtlichen 

Veranstaltung am selben Tag darf keine atypische Konstellation vorliegen. Diese kann sich 

etwa aus dem Umfang der von der Ladenöffnung betroffenen Verkaufsfläche oder der 

Zahl der erfassten Verkaufsstellen ergeben. 

Ausgehend von diesem Maßstab wird die zur Genehmigung vorgelegte Ordnungsbe-

hördliche Verordnung als zulässig erachtet. 

Mit Schreiben vom 05.05.2022 beantragte der Gewerbeverein Neubeckum e. V. die La-

denöffnung in einem Teilgebiet des Stadtteils Neubeckum am Sonntag, dem 29. Mai 

2022, im Zusammenhang mit der jährlichen Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“. 

Der geplante Inhalt und Umfang der Veranstaltung ist den Antragsunterlagen des Gewer-

bevereins zu entnehmen (siehe Anlage 2 zur Vorlage). Wie hieraus hervorgeht, erwartet 

der Gewerbeverein beim Stadtfest Neubeckum 2022 eine Vielzahl von Besucherinnen und 

Besuchern. Diese Erwartung stützt er zum einen auf Befragungen der Schaustellerinnen 

und Schausteller zu den Besucherzahlen aus den Vorjahren. Es suchen rund 3 060 Perso-

nen wegen des Neubeckumer Stadtfestes am Stadtfestsonntag die Innenstadt auf. Des 

Weiteren ermittelte der Gewerbeverein durch Befragung seiner Mitglieder, deren Ge-

schäfte im räumlichen Geltungsgebiet der beantragten Verkaufsöffnung liegen, dass die 

Läden im Veranstaltungsgebiet an einem gut besuchten Werktag von rund 1 000 Kundin-

nen und Kunden aufgesucht würden.  

Die vom Gewerbeverein vorgelegten Zahlen und Prognosen stützen daher die Annahme, 

dass insgesamt mehr Besucherinnen und Besucher aus Anlass des Stadtfests Neubeckum 

als allein wegen der Ladenöffnung in die Neubeckumer Innenstadt kommen werden. Die 

Schätzungen sind aus Sicht der Verwaltung plausibel. 

Zu berücksichtigen ist bei der Prognose, dass sich die Zahl der von der Ladenöffnung 

begünstigten Einzelhändlerinnen und Einzelhändler im Stadtteil Neubeckum und deren 

Anziehungskraft für auswärtige Kundinnen und Kunden im Vergleich zu den Innenstadt-

bereichen größerer Ortsteile und Gemeinden als vergleichsweise gering darstellt.  
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Die Größe des Veranstaltungsgeländes beträgt in etwa 16 600 Quadratmeter – dem ste-

hen circa 2 300 Quadratmeter Verkaufsfläche gegenüber. Somit spielt die räumliche Nähe 

der sonntäglichen Öffnung zu der Verkaufsfläche eine übergeordnete Rolle und erfüllt die 

gesetzlichen Anforderungen. 

Es ist beabsichtigt, die Verkaufsöffnung für die Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr festzulegen 

und auf die Verkaufsstellen zu erstrecken, die an den folgenden Straßen liegen:  

• Hauptstraße – ab Einmündung Kreuzungsbereich Bahnhofstraße/Ennigerloher Straße 

bis einschließlich Hauptstraße Hausnummer 64,  

• Pastoratsweg, 

• Friedrich-Fröbel-Straße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Kirchstraße, 

• Spiekersstraße – ab Einmündung Hauptstraße bis einschließlich Hausnummer 4, 

• Kaiser-Wilhelm-Straße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Mauerstraße,  

• Lessingstraße, 

• Martin-Luther-Straße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Kirchstraße, 

• Gustav-Moll-Straße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Gottfried-Poly-

sius-Straße. 

Nach Prüfung der Unterlagen des Gewerbevereins Neubeckum wurden diese mit Schrei-

ben vom 05.05.2022 an die Handwerkskammer Münster, die Industrie- und Handelskam-

mer Münster (IHK), den Handelsverband NRW Westfalen-Münsterland e. V., die Evange-

lische Kirchengemeinde Neubeckum, die Katholische Kirchengemeinde St. Franziskus 

Neubeckum sowie die Vereinte Dienstleistungs-Gewerkschaft (ver.di) Bezirk Münsterland 

mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 13.05.2022 weitergeleitet. Über die eingehenden 

Stellungnahmen wird im Rahmen einer Ergänzungsvorlage informiert. 

Vorbehaltlich einer Prüfung der eingehenden Stellungnahmen sieht die Verwaltung auf 

der Grundlage der Antragsunterlagen die rechtlichen Voraussetzungen für die Freigabe 

der Sonntagsöffnung im Zusammenhang mit der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ 

als erfüllt an. 

Sie schlägt daher vor, die als Anlage 1 zur Vorlage beigefügte Ordnungsbehördliche Ver-

ordnung zu beschließen.  

Anlage(n): 

1 Ordnungsbehördliche Verordnung  

2 Antrag mit Skizze 

 



   

 

Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Beckum 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen am 29. Mai 2022 im Stadtteil Neubeckum 

im Zusammenhang mit der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ 

Präambel 

Aufgrund § 6 Absatz 4 Gesetz zur Regelung der Ladenöffnungszeiten des Landes Nordrhein-

Westfalen (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) wird von der Stadt Beckum als örtlicher Ord-

nungsbehörde gemäß dem Beschluss des Rates der Stadt Beckum vom __________ für das 

Stadtgebiet Beckum folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 

§ 1 

Am Sonntag, dem 29. Mai 2022, dürfen im Stadtteil Neubeckum im Zusammenhang mit der 

Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ in der Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr die Verkaufsstellen 

geöffnet sein, die an den nachstehenden Straßen liegen: 

− Hauptstraße  

– ab Einmündung Kreuzungsbereich Bahnhofstraße/Ennigerloher Straße 

bis einschließlich Hauptstraße Hausnummer 64,  

− Pastoratsweg, 

− Friedrich-Fröbel-Straße  

– ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Kirchstraße, 

− Spiekersstraße  

– ab Einmündung Hauptstraße bis einschließlich Hausnummer 4, 

− Kaiser-Wilhelm-Straße  

– ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Mauerstraße,  

− Lessingstraße, 

− Martin-Luther-Straße  

– ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Kirchstraße, 

− Gustav-Moll-Straße  

– ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Gottfried-Polysius-Straße. 

§ 2 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb der 

im Rahmen des § 1 zugelassenen Ladenöffnungszeiten oder außerhalb des räumlichen 

Veranstaltungsbereiches offen hält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Absatz 2 LÖG NRW mit einer Geldbuße von bis 

zu 5.000 Euro geahndet werden.  

(3) Sollte der Anlass für die Sonntagsöffnung nicht stattfinden, ist die Freigabe nach § 1 

gegenstandslos.  

§ 3 

Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Anlage 1 zur Vorlage 2022/0168
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Antrag auf Offenhaltung der Einzelhandelsgeschäfte 

im Rahmen der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ 

am 29. Mai 2022 

 

innerhalb des Veranstaltungsraumes Innenstadt Neubeckum (Hauptstraße, Rathausvor-

platz, etc.). Die genauen Begrenzungen gehen aus dem beigefügten Plan hervor. 

 

 

Anschreiben 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit beantragen wir anlässlich der Veranstaltung „Stadtfest Neubeckum“ die Offen-

haltung der Einzelhandelsgeschäfte innerhalb des Veranstaltungsraumes am 

29. Mai 2022 von 13 bis 18 Uhr. 

Dem Antrag fügen wir folgende Anlagen zur näheren Erläuterung bei. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Gewerbeverein Neubeckum 

 

 

 

  

Anlage 2 zur Vorlage 2022/0168
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Konzept Stadtfest Neubeckum 

Das Stadtfest Neubeckum blickt auf eine 40-jährige Tradition zurück und entwickelte 

sich aus dem Engagement der zahlreichen aktiven Vereine des Stadtteils. So wurde es 

traditionell nicht für, sondern vielmehr von den Neubeckumerinnen und Neubeckumern 

organisiert und lebt auch heute noch vor allem von den vielen ehrenamtlichen Helfern. 

Insbesondere zu nennen sind hier: 

• Bürgerschützen Neubeckum 

• SV Neubeckum 

• Karnevalsverein „Wir vom Schienenstrang“  

• AWO Neubeckum  

• TSC Rot-Gold Neubeckum 

• Freizeithaus Neubeckum 

• Heimatverein Neubeckum 

• Verve! 

• DRK Neubeckum 

Rings um deren Stände wuchs in den vergangenen Jahrzehnten die Zahl der Schaustel-

lerinnen und Schausteller sowie der Händlerinnen und Händler, die dem Stadtfest ihre 

heutige Ausdehnung verleihen. 

Insbesondere die zahlreichen Fahrgeschäfte, die dem traditionellen Stadtfest seinen 

Kirmes-Charakter verleihen, dienen dabei als Anziehungspunkt für Kinder und Familien. 

Dabei laden die Verkaufs- und Imbissstände vorrangig auf der Hauptstraße und ihren 

Einmündungen zum Bummel einladen, während die größeren Kirmes-Fahrgeschäfte auf 

den Freiflächen im Bereich des Kreisverkehres zur Gustav-Moll-Straße und auf dem Rat-

haus-Vorplatz zu finden sind. 

Ergänzt wird das Angebot durch einen großen Kinderflohmarkt und Trödelmarkt, der 

samstags und sonntags viele Besucherinnen und Besucher anlockt und sich jedes Jahr 

großer Beliebtheit erfreut. 

Während tagsüber Händlerinnen und Händler, Imbissbudenbetreiberinnen und Imbiss-

budenbetreiber, Schausteller und Schaustellerinnen und Straßenkünstler und Straßen-

künstlerinnen für ein buntes Treiben auf der Hauptstraße sorgen, konzentriert sich der 

Besucherstrom freitags und samstags abends auf die große Bühne, die auf der zentralen 

Kreuzung auf der Hauptstraße steht. Hier wird den Besucherinnen und Besuchern ein 

buntes Musikprogramm mit Livebands geboten, welches bis zum späten Abend für gute 

Stimmung sorgt. 

Sonntags gehört die Bühne dann ganz den Neubeckumerinnen und Neubeckumern. 

Zahlreiche Vereine, Schulen, Kindergärten und sonstige Aktive können hier die Gelegen-

heit nutzen, ihr Können vor heimischem Publikum zu präsentieren. Insbesondere der 

jährliche Auftritt der örtlichen Tanzgruppe TSC Rot-Gold, bei dem von den Kleinkinder-

Anfängergruppen bis zu den Profis alle auf der Bühne stehen dürfen, erfreut sich beim 

Publikum traditionsgemäß großer Beliebtheit und lockt viele Familien und Senioren in 

die Stadt. 

Im Jahr 2022 wird das Stadtfest Neubeckum von Freitag, 27. Mai bis Sonntag, 29. Mai, 

stattfinden. 
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Lageplan (Veranstaltungsfläche Stadtfest + Fläche mit geöffneten Einzelhandelsge-

schäften) 

 

Der Veranstaltungsraum wird für folgende Fläche festgelegt:  

 

- Hauptstraße – ab Einmündung Kreuzungsbereich Bahnhofstraße/Graf-Galen-

Straße/Ennigerloher Straße bis Einmündung Lessingstraße, 

 

- Spiekersstraße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Kirchstraße, 

 

- Gustav-Moll-Straße – ab Einmündung Hauptstraße bis Einmündung Gottfried-

Polysius-Straße 

 

 

siehe Plan auf der nächsten Seite 
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Veranstaltungsgebiet / Flächenvergleich 

Das Stadtfest Neubeckum findet zum größten Teil auf der Hauptstraße sowie einigen 

anliegenden Nebenstraßen statt. Die Größe der Veranstaltungsfläche beträgt rund 

16.600 Quadratmeter. Diese Fläche steht einer gesamten Verkaufsfläche der öffnenden 

Einzelhandelsgeschäfte von rund 2.300 Quadratmetern gegenüber (voraussichtlich wer-

den 9 bis 10 Geschäfte öffnen). Bei diesem Vergleich wird eindeutig sichtbar, dass die 

Veranstaltungsfläche gegenüber der Verkaufsfläche deutlich überwiegt. 

Prognose im Vergleich zu anderen Großveranstaltungen 

Konkrete Besucherzahlen zu den vergangenen Stadtfesten in Neubeckum wurden bis-

lang leider nicht erhoben, so dass hier auf Prognosen und Vergleichswerte anderer Ver-

anstaltungen im selben Veranstaltungsraum zurückgegriffen wird. 

Schätzungen zu den Besucherzahlen beim Stadtfest Neubeckum in den vergangenen 

Jahren belaufen sich auf etwa 10.000 Besucherinnen und Besucher an allen drei Tagen 

zusammen. Aufgesplittet kann so von jeweils etwa 3.300 Gästen pro Tag ausgegangen 

werden, wobei die Besucherzahlen am Samstag und Sonntag im Vergleich zum Freitag 

jeweils tatsächlich höher sein dürften. 

Um die Schätzung zu untermauern, wurden die Schaustellerinnen und Schausteller der 

vergangenen Jahre zu ihren Besucherzahlen befragt. Durchschnittlich wurden die Fahr-

geschäfte täglich jeweils von etwa 900 Personen besucht, so dass bei 17 Fahrgeschäften 

auf dem Stadtfest rund 15.300 Karussell-Fahrten zu verzeichnen sind. Angenommen, 

jede Person fährt insgesamt 5 Mal in verschiedenen oder aber demselben Fahrgeschäft, 

ergeben sich hieraus 3.060 Besucherinnen und Besucher pro Tag. 

Der Gewerbeverein Neubeckum konnte durch eine gezielte Befragung der Einzelhan-

delsgeschäfte ermitteln, dass an einem gut besuchten Werktag etwa 1.000 Besucherin-

nen und Besucher insgesamt die Geschäfte in Neubeckum aufsuchen. Von insgesamt 

16 Einzelhandelsgeschäften im Veranstaltungsraum beteiligten sich 10 Unternehmen an 

der Befragung. Die Zahlen wurden entsprechend hochgerechnet. 

Im Ergebnis kann somit davon ausgegangen werden, dass aus Anlass der beantragten 

Verkaufsöffnung höchstens 1.200 Besucherinnen und Besucher in den teilnehmenden 

Verkaufsstellen zu verzeichnen sein werden. Zugleich kann angenommen werden, dass 

wenigstens 3.000 Besucherinnen und Besucher am gleichen Tag das Stadtfest besuchen. 

Auch wenn es sich hierbei lediglich um Prognosen handelt, zeigen diese recht deutlich, 

dass die Zahl der Besucherinnen und Besucher, die aus Anlass des Stadtfestes die Neu-

beckumer Innenstadt aufsuchen werden, deutlich höher ist, als die derjenigen Personen, 

die (allein) wegen der zusätzlichen Verkaufsöffnungen vor Ort wären. 
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Zahl der bereits angemeldeten Händlerinnen und Händler sowie Schaustellerinnen 

und Schausteller für das Stadtfest in 2022 

• 17 Schaustellerinnen und Schausteller (Kirmesfahrgeschäfte und Kirmesstände) 

• 14 Händlerinnen und Händler 

• 7 Imbissbuden 

• 5 Getränkestände 

Insgesamt werden, laut aktuellem Stand, 43 Stände auf dem Veranstaltungsgelände po-

sitioniert. Da sich derzeit laufend weitere Ausstellerinnen und Aussteller nach dem 

Stadtfest erkundigen ist es gut möglich, dass die Zahl der angegebenen Verkaufsstände 

noch steigt. 
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Impressionen 
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Schlussfolgerung 

Wie bereits beschrieben handelt es sich beim Stadtfest Neubeckum um eine langjährige 

Traditionsveranstaltung aus Reihen der Neubeckumerinnen und Neubeckumer. In den 

vergangenen Jahren wurde der familiengeprägte Stadtfest-Sonntag zudem durch einen 

verkaufsoffenen Sonntag ergänzt, bei dem sich die Einzelhändlerinnen und Einzelhänd-

ler in das Treiben auf den Straßen eingebracht haben. 

Aus diesem Grund sind wir der Ansicht, dass das traditionelle Stadtfest Neubeckum eine 

höhere Sogwirkung auf die Besucherinnen und Besucher der Veranstaltung hat, als die 

parallele Öffnung der Einzelhandelsgeschäfte im Gebiet. Dies ergibt sich zudem aus der 

Prognose zu den Besucherströmen, der zufolge erheblich mehr Menschen aus Anlass 

des Stadtfestes als wegen der Ladenöffnung vor Ort sind. 

Insgesamt würde die beantragte Ladenöffnung eine sinnvolle Ergänzung des bestehen-

den Programmes darstellen und zugleich den Zusammenhalt zwischen Bewohnerinnen 

und Bewohnern, Vereinen und Gewerbetreibenden stärken. 



STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0159 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Erarbeitung eines Raumprogramms für die städtischen Beckumer Schulen auf 

Grundlage des Schulentwicklungsplans der Stadt Beckum 2020/2021 – 2025/2026 

Federführung: Fachbereich Bildung, Kultur und Freizeit 

Beteiligungen: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Frau Baumann | 02521 29-250 | baumann@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Schul-, Kultur- und Sportausschuss 

10.05.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Der vom Fachbüro Dr. Garbe, Lexis & von Berlepsch erarbeitete vorliegende „Schul-

entwicklungsplan der Stadt Beckum 2020/21 – 2025/26“ wird als Grundlage für die 

mittelfristige Entwicklung der Schulen der Stadt Beckum beschlossen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Raumprogramm für alle städtischen Schulen zu 

erarbeiten, das folgende Positionen berücksichtigt: 

a) Prioritär sind alle Maßnahmen zu konzeptionieren und umzusetzen, die der 

Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Ganztagsbetreuungsplatz ab dem 

Schuljahr 2026/2027 in den Grundschulen sowie dem Wechsel von G 8 zu G 9 

an den Gymnasien dienen. 

b) Die Zügigkeiten der Grundschulen sind zu überprüfen und gegebenenfalls in 

Abstimmung mit der Schulaufsicht neu festzulegen. Dabei sind die aktuellen 

räumlichen Ressourcen der Schulgebäude, die stadtplanerische Entwicklung 

der Einzugsgebiete der Schulen und damit unter anderem das zu erwartende 

Schulwahlverhalten zu berücksichtigen. 

c) Für die Entwicklung der Raumkonzepte der einzelnen Schulen – soweit erfor-

derlich und entsprechend der Prioritäten – werden Workshops unter Beteili-

gung der jeweiligen Schulleitung, von Vertretungen der Ratsfraktionen, der 

Fachbereiche Umwelt und Bauen sowie Bildung, Kultur und Freizeit sowie ge-

gebenenfalls der Schulaufsicht eingerichtet. 

Moderiert durch das Fachbüro Dr. Garbe, Lexis & von Berlepsch werden in die-

sen Workshops vor dem Hintergrund der inhaltlichen und räumlichen Empfeh-

lungen des vorliegenden Schulentwicklungsplanes und der aktuellen räumli-

chen Ressourcen der Schulgebäude die Raumkonzepte erarbeitet. 

Dabei sind räumliche Standards für schulische Bestands- und Neubauten fest-

zulegen. 
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Kosten/Folgekosten 

Für die Moderation der Workshops zur Raumkonzeptentwicklung entstehen Kosten von 

voraussichtlich rund 8.100,00 Euro.  

Finanzierung 

Die Finanzierung der Moderation kann – teilweise über überplanmäßige Mittelbereitstel-

lungen durch den Stadtkämmerer – über das Produktkonto 030101.542900/742900 – 

Sonstige Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Diensten – erfolgen.  

Erläuterungen: 

Wie bereits in der Sitzung des Schul-, Kultur- und Sportausschusses am 15.03.2022 aus-

führlich dargestellt (siehe Vorlage 2022/0088 und Niederschrift zur Sitzung), ist es uner-

lässlich, die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbedarfs nach Schulformen, Schular-

ten und Schulstandorten zu prognostizieren und daraus einen Vorschlag für Zahl, Umfang 

und Raumbedarf der Beckumer Schulen zu entwickeln und mit dem Bestand abzuglei-

chen. 

Ziel ist es, Lösungsvarianten zur bedarfsgerechten Gestaltung der Beckumer Schulland-

schaft zu erarbeiten. 

Dabei sind folgende Fragestellungen zu berücksichtigen: 

• Die Entwicklung der Schülerzahlen unter Einbeziehung der demografischen Entwick-

lung und Zuwanderungsquoten. 

• Mit welchen zukunftsorientierten Raumprogrammen soll auf sich ändernde päda-

gogische Entwicklungen eingegangen werden? 

• Welche Konsequenzen hat die Digitalisierung für die Raumprogramme der einzel-

nen Schulformen? 

• Sind in allen Unterrichtsräumen differenzierende Unterrichtsformen möglich? 

• Müssen zusätzliche Differenzierungsräume geschaffen werden und wenn ja, in wel-

chem Umfang? 

• Gibt es besondere bauliche Anforderungen an den inklusiven Unterricht? 

• Welche räumlichen Kapazitäten sind für den integrativen Unterricht vorzuhalten? 

• Welche Perspektiven haben die vorhandenen Schulen? Gibt es Anpassungsbedarfe? 

• Mit welchem Raumkonzept soll künftig im OGS-Bereich geplant werden? 

Die entwickelten Maßnahmen sollen zur Beratung dem Ausschuss für Schule, Kultur und 

Sport und dem Rat zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

  

Anlage(n): 

ohne 

 



STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0164 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

– Pooltestung in allen Kindertageseinrichtungen und Großtagespflegen 

Federführung: Fachbereich Jugend und Soziales 

Beteiligungen: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Schulte | 02521 29-430 | schulte@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Die vom Petenten eingereichte Anregung nach § 24 Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen bezüglich der Pooltestung in allen Kindertageseinrichtungen und 

Großtagespflegen wird aus den erläuterten Gründen abgelehnt. 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Petenten hierüber zu unterrichten. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Die Kosten für die Förderung der Kindertagesbetreuung werden im Produkt 060701 –  

Verwaltung der Tageseinrichtungen für Kinder – abgerechnet.  

Erläuterungen: 

Gemäß § 24 Absatz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anre-

gungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die 

Zuständigkeiten der Ausschüsse und des Bürgermeisters werden hierdurch nicht berührt. 

Die Erledigung von Anregungen und Beschwerden kann der Rat einem Ausschuss über-

tragen. Das weitere Verfahren regelt § 6 Hauptsatzung der Stadt Beckum. 

Bei der Verwaltung ist am 22.03.2022 eine Anregung nach § 24 GO NRW eingegangen. 

Der Jugendamtselternbeirat in der Stadt Beckum beantragt, die Stadt Beckum möge 

2 verpflichtende Lolli-Tests mit anschließender PCR-Auswertung (nachfolgend Pooltests 

genannt) je Woche für alle Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und Kindertages-

pflege (Großtagespflege) für Kinder bis zum Schulbeginn bei Aufkommen einer neuen 

Covid-19 Welle im Herbst/Winter 2022 einführen. Zum weiteren Inhalt wird auf die als 

Anlage zur Vorlage beigefügte Anregung nach § 24 GO NRW verwiesen. 

Die Anregung nach § 24 GO NRW ist zulässig. Sie ist damit dem Rat als dem zuständigen 

Petitionsorgan zur Bearbeitung und Erledigung vorzulegen. 
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Im Rahmen dieses Verfahrens hat der Petent grundsätzlich einen Anspruch darauf, dass 

sich der Rat oder ein von ihm beauftragter Ausschuss inhaltlich mit dem Begehren befasst 

und ihn abschließend über seine Entscheidung unterrichtet. Die Zuständigkeiten für die 

Entscheidung in der Sache bleiben hiervon unberührt. Soweit der Rat oder der von ihm 

beauftragte Ausschuss daher nicht für die Entscheidung über die aufgeworfenen Fragen 

zuständig ist, soll er nach § 6 Absatz 3 Satz 2 Hauptsatzung der Stadt Beckum die Anre-

gung und Beschwerde den insoweit zuständigen Organen zur Stellungnahme vorlegen. 

Er kann darüber hinaus selbst über die Angelegenheit beraten und gegenüber dem zu-

ständigen Organ sowie dem Petenten eine eigene Stellungnahme abgeben. Die abschlie-

ßende Entscheidung ist dem Petenten mitzuteilen, um das Petitionsverfahren zu erledi-

gen. 

Mit Ablauf des 08.04.2022 ist die Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 im Bereich der Betreuungsinfrastruktur (Coronabetreuungsver-

ordnung – CoronaBetrVO), die unter anderem auch die Kindertagesbetreuung betrifft, 

außer Kraft getreten. Es gelten die allgemeinen Regeln der Verordnung zum Schutz vor 

Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung – 

CoronaSchVO) vom 03.04.2022. Diese ist – nach jetzigem Rechtsstand – bis zum Ablauf 

des 27.05.2022 in Kraft. 

Pooltests in der Kindertagesbetreuung können – jedenfalls unter bestimmten Bedingun-

gen – dann als sinnvoll erachtet werden, wenn auch alle betreuten Kinder daran teilneh-

men. 

Für die verpflichtende Einführung von Corona-Tests durch die Stadt Beckum – unabhän-

gig vom Typus des Tests – fehlt es an der entsprechenden Rechtgrundlage, die einen 

derartigen Eingriff in die Grundrechte auf Selbstbestimmung und körperliche Unversehrt-

heit rechtfertigen würde. Namentlich die Coronaschutzverordnung stellt keine derartige 

Rechtsgrundlage dar. 

Insbesondere durch das Außerkrafttreten der Coronabetreuungsverordnung mit Ablauf 

des 08.04.2022 gilt in der Kindertagesbetreuung uneingeschränkt der Regelbetrieb. Kon-

kret bedeutet dies beispielsweise: 

• Eine Pflicht zum Tragen mindestens einer medizinischen Maske in Einrichtungen  

oder Kindertagespflegestellen besteht (seit dem 02.02.2022) nicht mehr. 

• Die Testpflicht von (potentiellen) Kontaktpersonen im Falle eines positiven Tester-

gebnisses in einer Einrichtung oder Kindertagespflegestelle galt noch bis zum 

08.04.2022. Zu den (Schul-)Osterferien endet sie, wie auch die Testpflicht in Schulen. 

• Es bestehen keine Zugangsbeschränkungen mehr für Eltern. 

• Nicht immunisierte Beschäftigte und Kindertagespflegepersonen dürfen Kinderta-

gesbetreuungsangebote auch ohne Testnachweis betreten beziehungsweise vorhal-

ten. 

• Zum Ende der (Schul-)Osterferien am 22.04.2022 endeten die Tests in der Kinder-

tagesbetreuung.  
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Die bislang gewährte finanzielle Förderung der PCR-Pooltests durch das Land wurde zum 

03.04.2022 eingestellt. Das Land stellt allen Kindern in der nach dem Gesetz zur frühen 

Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Gesetz zur 

Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch – geförderten Kindertagesbetreuung in 

dem Zeitraum vom 04.04.2022 bis zum 22.04.2022 wieder (beziehungsweise in Kommu-

nen, die nicht an der PCR-Pooltest-Förderung teilgenommen haben, weiterhin) 3 Selbst-

tests pro Woche zur Verfügung. Die Nutzung dieser Selbsttests war freiwillig und wurde 

nicht nachgehalten.  

Die Abschaffung anlassloser Testungen begründete das Ministerium für Kinder, Familie, 

Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen (MKFFI NRW) mit Schreiben 

vom 22.03.2022 damit, dass nach der Einschätzung von Expertinnen und Experten 

schwere Verläufe bei Kindern und vollständig geimpften Beschäftigten durch eine 

Corona-Infektion die absolute Ausnahme darstellen würden. Dagegen übersteigen – nach 

Einschätzung des MKFFI NRW – die durch Einschränkungen verursachten Folgewirkungen 

die Risiken einer Corona-Infektion um ein Vielfaches. Daher könnten anlasslose Testun-

gen, anders als bei vorherigen Virusvarianten, bei Omikron nicht mehr als das richtige 

Instrument zur Eindämmung des Infektionsgeschehens betrachtet werden. 

Ständige Tests, unabhängig von Symptomen beim jeweiligen Kind, würden zudem für viel 

Unsicherheit sorgen und das tägliche Leben von Kindern und Eltern erschweren, ohne 

wirklichen Nutzen für die Pandemiebekämpfung zu bringen. Angesichts der allgemeinen 

Lockerungen im Alltagsleben müssten sich auch die Einschränkungen für Kinder verän-

dern. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat – wie ausgeführt – PCR-Pooltests zeitweilig finanziell 

gefördert. Mit der Förderung der PCR-Pooltests entfiel die kostenfreie Überlassung von 

Schnelltests zur Selbstanwendung. Die Verwaltung hat im Sommer dieses Jahres diese 

Option geprüft und in diesem Zusammenhang eine Markterkundung durchgeführt. 

Für einen PCR-Pooltest einschließlich der logistischen Abwicklung fallen Kosten in Höhe 

von rund 100 Euro an. 

Bei rund 150 Testungen pro Woche ([65 KITA-Gruppen + 10 Großtagespflegestel-

len] x 2 Testungen) ergeben sich daraus Kosten in Höhe von rund 15.000 Euro pro Woche. 

Für den Zeitraum 01.10.2022 bis 31.03.2023 (entspricht rund 26 Kalenderwochen) würden 

sich nach Abzug von ferienbedingten Schließungszeiten rund 24 Betriebswochen erge-

ben, in denen Tests durchgeführt würden. Daraus ergeben sich Gesamtkosten in Höhe 

von rund 360.000 Euro für ein halbes Kalenderjahr. 

Noch nicht berücksichtigt sind weitere Kosten, die entstehen würden, um eine Differen-

zierung innerhalb eines positiven Pooltests herbeizuführen, um zu verhindern, dass allen 

in dem Pool erfassten Kindern Restriktionen auferlegt würden. 

Für den Fall der Annahme des Antrages entstünden im Produkt 060701 – Verwaltung der 

Tageseinrichtungen für Kinder – außerplanmäßige Aufwendungen in Höhe von 

180.000 Euro im laufenden Haushaltsjahr. Für das Haushaltsjahr 2023 müssten diese Kos-

ten in der Planung berücksichtigt werden. 

Wegen der fehlenden Ermächtigungsgrundlage sind verpflichtende Pooltestungen durch 

die Stadt Beckum nicht möglich. 
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Freiwilligen Pooltestungen mangelt es wegen der voraussichtlich niedrigen Teilnah-

mequote an Aussagekraft. Die Risikoabwägung fällt nach gegenwärtiger wissenschaftli-

cher Meinung zu Ungunsten der Pooltests aus. 

In der Gesamtbetrachtung wäre der zusätzliche finanzielle Aufwand gegenüber dem zu 

erwartenden Nutzen nach heutigem Erkenntnisstand nicht zu rechtfertigen. Der Antrag 

ist daher abzulehnen.  

Das MKFFI NRW hat mitgeteilt, derzeit unterschiedliche Szenarien zu prüfen, um für Risi-

ken durch neue Varianten im Herbst gerüstet zu sein. Auch die Verwaltung beobachtet 

die Situation laufend und wird bei Bedarf entsprechend reagieren. 

Weiterhin bleibt die Testung symptomatischer Kinder wichtig, um die anderen Kinder und 

die Beschäftigten in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegepersonen zu schüt-

zen. Hierfür stehen kostenlose Testmöglichkeiten in den Testzentren zur Verfügung.  

Anlage(n): 

Anregung nach § 24 GO NRW 
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0012 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Änderung der Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung 

Federführung: Fachbereich Jugend und Soziales 

Beteiligungen: Fachbereich Bildung, Kultur und Freizeit 

Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Fachbereich Innere Verwaltung 

Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Schulte | 02521 29-430 | schulte@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien 

28.04.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage zur Vorlage beigefügte 2. Satzung der Stadt Beckum zur Änderung der 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Kinderta-

gesbetreuung (Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung) wird beschlossen. 

Kosten/Folgekosten 

Durch die Änderung der Satzung entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden 

Verwaltungsbetrieb zuzuordnen sind. 

Darüber hinaus entstehen auf der Basis der von der Verwaltung entwickelten Modellrech-

nung für die Kindertageseinrichtungen Mindereinnahmen in Höhe von rund 95.000 Euro 

jährlich. Zusätzlich entstehen Entlastungen für die Nutzung der Kindertagespflege von 

geschätzt rund 11.250 Euro und der Offenen Ganztagsschulen in Höhe von rund 

33.100 Euro. Insgesamt werden die Beitragspflichtigen in einem Umfang von 

139.350 Euro entlastet 

Finanzierung 

Die Elternbeiträge werden unter den Produktkonten 030101.414100/614100 – Benut-

zungsgebühren und sonstige Entgelte – für die Offene Ganztagsschule und 

060701.414100/614100 – Benutzungsgebühren und sonstige Entgelte – für die Kinderta-

gesbetreuung vereinnahmt.  

Erläuterungen: 

Die Entscheidung über die Änderung der Satzung erfolgt auf der Grundlage der §§ 7 Ab-

satz 1 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen, § 90 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII), §§ 50 und 51 Gesetz zur 

frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Ge-

setz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – SGB VIII – für das Land Nord-

rhein-Westfalen sowie § 9 Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen. 
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Mit Datum vom 25.05.2021 beantragte die SPD-Fraktion die Gründung einer Arbeits-

gruppe zur familienfreundlichen Überarbeitung der Elternbeitragssatzung für die Inan-

spruchnahme von Kindertagesbetreuung. 

In seiner Sitzung am 30.06.2021 beschloss der Ausschuss für Kinder, Jugendliche und 

Familien in 2 Klausurtagungen zu dieser Thematik zusammenzukommen (siehe 

Vorlage 2021/0225 und Niederschrift zur Sitzung). 

Aufgrund der Kompexitität der Thematik und um einen Gesamtzusammenhang in dieser 

Vorlage zu schaffen, werden teilweise Inhalte aus der Vorlage 2021/0225 wiederholt. 

Gesetzliche Grundlagen 

Gemäß § 90 Absatz 1 SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe – in Verbindung mit § 51KiBiz 

können für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tages-

einrichtungen und Kindertagespflege sowie für außerunterrichtliche Angebote im Rah-

men der OGS und für andere außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote in 

Schulen Elternbeiträge durch das Jugendamt (OGS-Beiträge) erhoben werden. 

Dies erfolgt mit der Satzung der Stadt Beckum über die Erhebung von Elternbeiträgen für 

die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung (Elternbeitragssatzung Kindertagesbe-

treuung). Bei der Beitragsbemessung der Elternbeiträge ist nach § 90 SGB VIII in Verbin-

dung §§ 50, 51 Absatz 4 KiBiz folgendes zu beachten: 

• Es ist eine soziale Staffelung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungs-

fähigkeit der Eltern sowie der Betreuungszeit vorzusehen. 

• Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kinderta-

gespflege durch Kinder, die bis zum 30.09. das 4. Lebensjahr vollendet haben wer-

den, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis 

zur Einschulung beitragsfrei. 

• Bei der Ermäßigung oder Beitragsfreiheit von Geschwisterkindern sind Kinder, die 

sich in den beitragsfreien Kindergartenjahren befinden, so zu berücksichtigen, als ob 

für sie ein Elternbeitrag zu leisten wäre. Es ist sicherzustellen, dass die Familie sowohl 

in vollem Umfang von diesen Ermäßigungen als auch von der Elternbeitragsbefrei-

ung für die letzten beiden Kindergartenjahre profitiert. 

• Auf Antrag wird der Kostenbeitrag erlassen oder es wird auf Antrag ein Teilnahme-

beitrag von der Trägerin beziehungsweise von dem Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe übernommen, wenn die Belastung durch Kostenbeiträge den Eltern und dem 

Kind nicht zuzumuten ist. Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn 

Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zwei-

ten Buch, Leistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des Zwölften Buches oder Leistun-

gen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn 

die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes  

oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. Die Trägerin beziehungsweise 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die Eltern über die Möglichkeit einer 

Antragstellung nach Satz 1 bei unzumutbarer Belastung durch Kostenbeiträge zu 

beraten. 

• Die Höhe und Staffelung der Elternbeiträge für Kindertageseinrichtungen und für 

Kindertagespflege sollten einander entsprechen. 
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Finanzierung der Kindertageseinrichtungen/Kindertagespflege 

Die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege werden gemäß § 36 ff. KiBiz 

durch das Land und die Kommunen finanziert. Dabei tragen die Trägerinnen und Träger 

von Kindertageseinrichtungen einen Eigenanteil. 

Die Kosten für die Kindertageseinrichtungen unterscheiden sich nach den anteilig finan-

zierten Kosten (Kindpauschalen, anerkennungsfähige Mieten, Zuschlag für Waldkinder-

gärten) und den allein durch das Land finanzierten Zuschüssen (für Qualifizierung, Flexi-

bilisierung, Familienzentren, plusKitas sowie für Fachberatung). Darüber hinaus gewährt 

das Land eine Jahrespauschale für die Kindertagespflege und weitere Zuschüsse, die von 

den Kommunen weitergeleitet werden. 

Des Weiteren gibt es Bundesprogramme, die die Arbeit in der Kindertagesbetreuung un-

terstützen (zum Beispiel Pro Kindertagespflege, SprachKitas – Weil Sprache der Schlüssel 

zur Welt ist). 

Bei den anteilig finanzierten Kosten richtet sich die Höhe der prozentualen Anteile nach 

der Trägerart. 

Tabelle 1 Finanzierungsanteile Kindertageseinrichtungen in Prozent 

 Zusammensetzung  

Jugendamtszuschuss 

Trägerart Trägeranteil Jugendamts-

zuschuss 

Landeszuschuss Eigenanteil  

Jugendamt 

Kirchen 10,30 89,70 40,30 49,40 

Andere 7,80 92,20 40,00 52,20 

Elterninitiativen 3,40 96,60 42,30 54,30 

Kommunen 12,50 87,50 37,20 50,30 

Die Stadt Beckum hat damit durchschnittlich einen gesetzlichen Anteil von rund 50 Pro-

zent als Jugendamt selbst zu finanzieren.  

Dieser Anteil erhöht sich um die vertragliche Entlastung der Trägerinnen beziehungsweise 

Träger von Kindertageseinrichtungen. Mit einem Großteil der Trägerinnen beziehungs-

weise Träger bestehen öffentlich-rechtliche Verträge, die eine anteilige beziehungsweise 

vollständige Übernahme des in § 36 Absatz 2 KiBiz normierten Trägeranteils durch die 

Stadt Beckum regeln. In Beckum übernehmen die Trägerinnen beziehungsweise Träger 

der Kindertageseinrichtungen durchschnittlich 6 Prozent der anteilig finanzierten Kosten. 

Der Eigenanteil der Stadt Beckum kann anteilig durch Elternbeiträge refinanziert werden. 

Vor der KiBiz-Reform zum 01.08.2020 lag der vom Land rechnerisch angenommene  

Elternbeitrag bei 19 Prozent. Da nach dem Willen des Landes und der kommunalen Spit-

zenverbände die Mehrbelastung durch die erhöhten Betriebskosten nicht an die Eltern 

weitergegeben werden sollten, wurde bei gestiegenen Gesamtkosten ein Prozentsatz von 

16,4 Prozent für die Elternbeiträge angenommen. Zur Entlastung der Eltern wurde ein 

weiteres beitragsfreies Jahr vor der Einschulung eingeführt. 
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Das Land beteiligt sich am Ausfall der Elternbeiträge für die letzten 2 Kindergartenjahre 

gemäß § 50 Absatz 2 KiBiz. Der Belastungsausgleich für 2 Kindergartenjahre beträgt 

8,62 Prozent der Summe der Kindpauschalen für in Tageseinrichtungen betreute Kinder 

im Alter Ab3 bis zur Einschulung. 

Die als Eigenanteil verbleibenden Mittel werden durch kommunale Steuern finanziert. 

Umsetzung der Vorgaben in der aktuellen Elternbeitragssatzung der Stadt Beckum 

Die Stadt Beckum hat diese gesetzlichen Vorgaben in der aktuell geltenden Elternbei-

tragssatzung Kindertagesbetreuung wie folgt umgesetzt: 

Gemäß § 4 Absatz 1 Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung richtet sich die monat-

liche Beitragshöhe nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen, 

dem Lebensalter des Kindes und dem gewählten Betreuungsumfang. 

Aktuell gibt es 8 Einkommensgruppen: 

1. Einkommensgruppe: beitragsfrei  ..................................................................... bis zu 20.000 Euro 

2. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 25.000 Euro 

3. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 37.000 Euro 

4. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 49.000 Euro 

5. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 61.000 Euro 

6. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 73.000 Euro 

7. Einkommensgruppe: .............................................................................................. bis zu 85.000 Euro 

8. Einkommensgruppe: ................................................................................................ über 85.000 Euro 

Die Beitragshöhen sind den Anlagen 1 bis 3 der Satzung zu entnehmen. Die Eltern werden 

prozentual an ihrem Einkommen zwischen 1,35 Prozent und 8,48 Prozent belastet. 

Abbildung 1 Elternbeiträge Anteil am Einkommen 
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Neben der Staffelung nach Einkommen wird nach dem Alter der Kinder – abweichend von 

der Unterscheidung im KiBiz (U3/Ab3) – in U2 und Ab2 unterschieden. Diese Unterschei-

dung wurde seinerzeit aufgrund der neuen Gruppenform I für Kinder von 2 bis 6 Jahren 

in Abstimmung mit dem Kreis Warendorf und der Stadt Ahlen eingeführt. 

Als Einkommen im Sinne der Elternbeitragssatzung gilt die Summe der positiven Ein-

künfte der Beitragspflichtigen im Sinne von § 2 Absätze 1 und 2 Einkommensteuergesetz. 

Hierzu gehören die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus 

selbstständiger Arbeit, aus nicht selbstständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen und aus Ver-

mietung und Verpachtung. Vergleichbare Einkünfte im Ausland gehören ebenfalls zum 

Einkommen. 

Abzugsfähig sind die durch Steuerbescheid nachgewiesenen Werbungskosten, Kinderbe-

treuungskosten sowie die im Steuerbescheid ausgewiesenen Kinderfreibeträge ab dem 

3. Kind. 

Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkommensarten und mit Verlusten der oder 

des anderen Beitragspflichtigen ist nicht zulässig. 

Dem hiernach ermittelten Einkommen sind steuerfreie Einkünfte hinzuzurechnen. Hierzu 

zählen auch Einkünfte aus geringfügiger Beschäftigung und Unterhalt sowie die zur  

Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen, insbesondere  

Unterhaltsvorschuss, Mutterschaftsgeld, Elterngeld, Arbeitslosengeld, Mietzuschuss,  

Renten oder Pensionen und Krankengeld. 

Elternteile, die Einkünfte aufgrund eines Beschäftigungs- beziehungsweise Mandatsver-

hältnisses erhalten, ohne eigene Beiträge zur Altersversorgung zu leisten (zum Beispiel 

Beamte), wird ein Betrag von 10 Prozent der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhält-

nis hinzugerechnet. 

Maßgebend ist das Einkommen des Kalenderjahres in dem der Beitrag gezahlt werden 

muss. 

Nicht zu berücksichtigen sind das Kindergeld und der Kinderzuschlag. 

Die Zuordnung der Kinder zu den Altersgruppen orientiert sich an dem im § 33 Absatz 6 

KiBiz festgelegten Stichtag, der für die Berechnung der Kindpauschalen für das gesamte 

Kindergartenjahr das Alter zu Grunde legt, das die Kinder zum 01.11. des begonnenen 

Kindergartenjahres erreicht haben. 

Im Übrigen gilt: 

• Gemäß § 2 Absatz 5 Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung ist die Inanspruch-

nahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch 

Kinder, die bis zum 30.09. das 4. Lebensjahr vollendet haben, ab Beginn des im sel-

ben Jahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

• Die Beitragsermäßigung ist in § 6 Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung ge-

regelt. Demnach bestimmt sich der Beitrag bei Geschwisterkindern wie folgt: 

o Bei Beitragspflichtigen der Einkommensgruppen 1 bis 3 entfällt die Beitrags-

pflicht für das 2. Kind und jedes weitere Kind. 

o Bei Beitragspflichtigen der Einkommensgruppen 4 oder höher ermäßigt sich 

der Beitrag für das 2. Kind um 70 Prozent. Für jedes weitere Kind entfällt die 

Beitragspflicht. 
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o Sofern nicht für jedes Kind ein gleich hoher Beitrag zu entrichten wäre, be-

stimmt sich die Rangfolge der Kinder, für die ein Beitrag zu zahlen ist, abstei-

gend nach der Höhe des jeweiligen Elternbeitrags. 

o Kinder im beitragsfreien Kindergartenjahr besetzen dabei den 1. Rang. 

• Gemäß § 6 Absatz 3 kann der Beitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlassen wer-

den, wenn die Belastung den Betragspflichtigen und dem Kind nicht zuzumuten ist. 

Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten §§ 82 bis 85, 87 und 88 Sozi-

algesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) – Sozialhilfe – entsprechend. 

• Die Höhe und Staffelung der Elternbeiträge für Kindertageseinrichtung und Kinder-

tagespflege sind in der Elternbeitragstabelle einheitlich. 

Darüber hinaus weist die aktuelle Elternbeitragssatzung noch folgende Besonderheiten 

auf: Gemäß § 4 Absatz 6 Beitragssatzung Kindertagesbetreuung erhöhen sich die in den 

Anlagen 1 und 2 aufgeführten Elternbeiträge jährlich zum 01.08., erstmals für das Betreu-

ungsjahr 2021/2022 wie folgt: 

• In Anlage 1 um die durch die oberste Landesjugendbehörde nach § 37 Absatz 2 

KiBiz durch Rechtsverordnung festgesetzte Fortschreibungsrate und 

• in Anlage 2 um 3 Prozent und werden bei der Erhöhung kaufmännisch auf 

volle Euro-Beträge gerundet. 

Auswirkungen der KiBiz-Reform zum Kindergartenjahr 2020/2021 

Zum 01.08.2020, Kindergartenjahr 2020/2021, erfolgte eine Reform des KiBiz. Unter an-

derem wurden durch diese Reform die Kindpauschalen einmalig um rund 19 Prozent  

gesteigert. Diese Kostensteigerung ist bisher nicht an die Eltern weitergegeben worden. 

Gleichzeitig wurde das 2. beitragsfreie Kindergartenjahr eingeführt, das die Eltern weiter 

entlastet. 

Die Finanzierungsanteile haben sich zu Lasten der Kommunen und zu Gunsten der Eltern 

verschoben. 

Für das Kindergartenjahr 2020/2021 wurden die Elternbeiträge um 1,5 Prozent und für 

das Kindergartenjahr 2021/2022 um 0,83 Prozent erhöht. Dies entspricht der Fortschrei-

bungsrate nach § 37 KiBiz, um die sich auch die Kindpauschalen erhöhen. Die Eltern  

wurden somit „de facto“ für beide Jahre entlastet.  

Im Kindergartenjahr 2020/2021 wurden durch Elternbeiträge und Ausgleichszahlungen 

des Landes für die Beitragsfreiheit, gemessen an den anteilig finanzierten Betriebskosten, 

3,58 Prozentpunkte weniger eingenommen, als noch im Kindergartenjahr 2018/2019. Das 

entspricht einem jährlichen Betrag von rund 465.000 Euro (der Elternbeitragserlass wegen 

COVID-19 bleibt bei dieser Berechnung unberücksichtigt). 

Diese jährlich steigende Deckungslücke wird seit den Kindergartenjahren 2020/2021 und 

2021/2022 durch die Stadt Beckum getragen. 

Modellrechnung 

Um eine Bezugsgröße für das zu erwartende Elternbeitragsvolumen zu bestimmen, hat 

die Verwaltung eine Modellrechnung erstellt. Die dargestellten Werte beziehen sich auf 

die Elternbeitragsdaten für Kinder in Kindertageseinrichtungen für das Kindergartenjahr 

2019/2020 mit der seit 01.08.2021 geltenden Elternbeitragstabelle. 

Auf der Grundlage der geltenden Elternbeitragssatzung ergibt sich ein Elternbeitragsvo-

lumen in Höhe von rund 995.300 Euro für die Nutzung von Kindertageseinrichtungen. Die 
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Elternbeiträge für die Kindertagespflege und die OGS sind nicht enthalten. In der Modell-

rechnung sind 1 268 Kinder aus 1 076 Beitragsgemeinschaften enthalten. Von diesen sind 

für 460 Kinder Beiträge zu zahlen, die sich auf 438 Beitragsgemeinschaften verteilen. 

638 Beitragsgemeinschaften zahlen keine Beiträge. 

Tabelle 2 Vergleich Elternbeitragsaufkommen 

 Geschwisterermäßigung 

 Mit Ohne Differenz 

Altersgrenze 2 Jahre 

Mit Stichtag 01.11 995.299,00 1.238.344,32 243.045,32 

Ohne Stichtag 988.721,43 1.226.464,21 237.742,78 

Differenz 6.577,57 11.880,11 5.302,54 

Altersgrenze 3 Jahre  

Mit Stichtag 01.11 1.210.193,68 1.526.171,52 315.977,84 

Ohne Stichtag 1.163.199,47 1.465.796,72 302.597,25 

Differenz 46.994,21 60.374,80 13.380,59 

Die Aufhebung des Stichtages hat für das Gesamtaufkommen der Elternbeiträge eine 

nachrangige Bedeutung. Die Veränderung der Altersgrenze oder die Geschwisterermäßi-

gung jedoch wirken sich erheblich auf das Beitragsaufkommen aus. 

Auf diese Erkenntnisse aufbauend wurden in der Folge Modelle für die zukünftige Eltern-

beitragstabelle entwickelt: 

Ergebnisse der Klausurtagungen 

Die 1. Klausurtagung am 23.09.2021 hatte den Abreitsauftrag, die Grundsatzentscheidung 

zu treffen, wer die anfallenden Betreuungskosten tragen soll: 

• Alle städtischen Bürgerinnen und Bürger über Steuern, 

• die Eltern als Nutzerinnen und Nutzer der Angebote oder 

• eine Mischform aus den genannten Alternativen. 

Zur Vorbereitung der 2. Klausurtagung wurden folgende Rahmenbedingungen 

beschlossen: 

• Das Elternbeitragsvolumen soll von circa 995.000 Euro auf circa 950.000 Euro redu-

ziert werden. 

• Die Grenze zur Beitragsfreiheit soll bei 27.000 Euro liegen (analog der Idee des Ar-

beitskreises Elternbeiträge auf Kreisebene). 

• Die Stufenabstände sollen 9.000 Euro betragen. 

• Es sollen Vorschläge für weitere Einkommensgruppen erfolgen. 

• Es soll eine Progression von einer Stufe zur anderen eingearbeitet werden. 
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Die 2. Klausurtagung am 08.12.2021 hatte den Arbeitsauftrag, auf Grundlage der 

beschlossenen Eckpunkte einen konkreten Beschlussvorschlag für eine neue Eltern-

beitragsstruktur zu erarbeiten. 

Das von der Verwaltung hierzu entwickelte Modell wurde in der Struktur und Systematik 

grundsätzlich begrüßt. Ergebnis der Klausurtagung war letztlich, dass die Verwaltung  

einen weiteren Vorschlag unterbreitet mit folgenden Rahmenbedingungen: 

• Der monatliche Höchstbeitrag soll auf 720 Euro begrenzt werden. 

• Das Elternbeitragsvolumens soll auf circa 908.000 Euro begrenzt werden. 

• Es soll keine Weitergabe der durch die KiBiz-Reform entstandenen Mehrkosten von 

circa 465.000 Euro an die Beitragsgemeinschaften geben. 

Das Modell, das den festgelegten Rahmenbedingungen umfassend entsprach, ist in einer 

3. Klausurtagung am 12.01.2022 beraten worden.  

Einige Teilnehmende sahen weiteren Veränderungsbedarf, insbesondere aufgrund eines 

Vergleichs zu der durch den Kreis Warendorf beschlossenen und ab dem 01.08.2022  

gültigen Elternbeitragssatzung. 

Verwaltungsvorschlag 

Auf der Basis der Beratungsergebnisse der Klausurtagungen hat die Verwaltung ein wei-

teres Modell entwickelt, das eine sozial gerechte und familienfreundliche Ausgestaltung 

der Elternbeiträge darstellt. Die Möglichkeit einer unabhängig von Einkommen und  

Lebenssituation bezahlbaren Kinderbetreuung ist Grundlage für Bildungsgleichheit und 

Chancengleichheit. Der Verwaltungsvorschlag wird Beckumer Eltern und Familien trotz 

tatsächlich steigender Betreuungskosten entlasten, gleichzeitig aber zu Mindererträgen 

führen und damit den städtischen Haushalt belasten. 

Eine weitergehende Entlastung von Eltern und Familien ist aus Sicht der Verwaltung  

absolut wünschenswert, jedoch nicht auf kommunaler Ebene zu leisten. An dieser Stelle 

ist das Land Nordrhein-Westfalen gefragt. 

Der vorliegende Verwaltungsvorschlag weist folgende Rahmenbedingungen auf: 

• Die Zahl der Elternbeitragsgruppen erhöht sich von 8 auf 10. 

• Die lineare Progression zwischen den Einkommensgruppen und die Orientierung an 

den durchschnittlichen Kindpauschalen sorgen für eine faire Lastenverteilung. 

• Die Einkommensgrenze für die Beitragsfreiheit steigt von 20.000 Euro auf 

33.000 Euro. 

• Die Einkommensgrenze für die Beitragsfreiheit für Geschwisterkinder steigt von 

37.000 Euro auf 51.000 Euro. 

• Die Einkommensgrenze für den Höchstbeitrag steigt von über 85.000 Euro auf über 

105.000 Euro. 

• Die Maximalbelastung bleibt mit dem Höchstbetrag von 679 Euro für die Ganztags-

betreuung ab 3 Jahren (Ab3) moderat. 

• Der Wechsel von unter 2 Jahren (U2)/ab 2 Jahren (Ab2) auf unter 3 Jahren (U3)/Ab3 

folgt der rechtlichen Systematik. 

• Der Stichtag für die Altersbemessung entfällt. 

• Die Beitragstabellen für die Zwischenstufen der Kindertagespflege und der Offenen 

Ganztagsschule (OGS) wurden entsprechend angepasst. 
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• Die Beitragszahlenden der unteren Beitragsgruppen werden entlastet, die Beitrags-

gruppen ab der neuen Einkommensgruppe 7 moderat belastet. 

Ergebnis ist die nachstehende Elternbeitragstabelle Kindertageseinrichtungen: 

Tabelle 3 Entwurf Elternbeitragstabelle – Kindertageseinrichtungen 

 Ab3 U3 

Einkommensgruppe a b c a b c 

EK1 bis 33.000 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

EK2 bis 42.000 49,70 67,10 97,30 93,20 131,30 157,60 

EK3 bis 51.000 67,20 90,80 131,70 122,40 172,40 206,90 

EK4 bis 60.000 86,80 117,30 170,10 154,40 217,40 260,90 

EK5 bis 69.000 108,60 146,70 212,70 188,90 266,10 319,30 

EK6 bis 78.000 132,50 179,10 259,70 226,10 318,50 382,20 

EK7 bis 87.000 158,70 214,40 310,90 266,00 374,70 449,60 

EK8 bis 96.000 186,90 252,50 366,10 308,60 434,60 521,50 

EK9 bis 105.000 217,30 293,60 425,70 353,80 498,30 598,00 

EK10 über 105.000 249,80 337,60 489,50 401,70 565,80 679,00 

a = 25 Wochenstunden Betreuungszeit, b = 35 Wochenstunden Betreuungszeit,  

c = 45 Wochenstunden Betreuungszeit 



- 10 - 

Entwicklung des Verwaltungsvorschlags 

Die neu zu entwerfende Elternbeitragstabelle soll in einem logischen, nachvollziehbaren 

Verhältnis zu den Aufwendungen für die Kindertagesbetreuung und dem anrechenbaren 

Einkommen der Beitragspflichtigen stehen und gleichzeitig sozial möglichst ausgewogen 

sein. 

Verhältnis zwischen den Betreuungsarten 

Zunächst ist das Verhältnis der einzelnen Betreuungsarten zueinander zu definieren. Dazu 

werden die Kindpauschalen in der jeweiligen Altersgruppe (U3/Ab3) zueinander ins Ver-

hältnis gesetzt. Basis der Berechnung ist der am häufigsten genutzte Betreuungsumfang 

von 35 Wochenstunden (Index 100). 

Abbildung 2 Betreuungsdauer in Kindertageseinrichtungen 

 

Die Kindpauschalen für die Kinder Ab3 ergeben sich aus den Kindpauschalen der Grup-

penform III. 

Tabelle 4 Indexbildung Ab3 

Gruppentyp a b c 

Betreuungsumfang in Wochenstunden 25 35 45 

Kindpauschale pro Jahr in Euro 5.100,08 6.863,00 9.973,19 

Kindpauschale pro Monat in Euro 427,74 575,59 836,44 

Index Ab3 74 100 145 

Die durchschnittlichen Kindpauschalen für Kinder U3 errechnen sich aus den Kindpau-

schalen der Gruppenform II (ausschließlich Kinder U3) und dem U3-Anteil der Kindpau-

schalen der Gruppenform I.  

In der Gruppenform I gibt es 5 Plätze für Kinder U3 und 15 Plätze Ab3. Für die Berechnung 

der U3-Pauschalen in der Gruppenform I werden die Kindpauschalen mit der Gruppen-

stärke multipliziert (= Gruppenpauschale). Von der Gruppenpauschale werden jeweils die 

anteiligen Kindpauschalen für die Kinder Ab3 abgezogen. Die Differenz wird durch die 

Anzahl der Plätze für Kinder U3 geteilt. 
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Abbildung 3 Kindpauschalen U3 Gruppenform I 

 

Im nächsten Schritt wird der Mittelwert für die U3-Pauschalen in den Gruppenformen I 

und II für die jeweiligen Betreuungsumfänge ermittelt, in dem die Summe aus den  

Produkten der Anzahl der Plätze und der jeweiligen (für die Gruppenform I ermittelten) 

Kindpauschalen für die Gruppenform durch die Anzahl aller U3-Plätze dividiert wird. 

Tabelle 5 Durchschnittliche Kindpauschalen U3 

 

Aus den ermittelten Werten ergibt sich folgender Index: 

Tabelle 6 Indexbildung U3 

Gruppentyp a b c 

Betreuungsumfang in Wochenstunden 25 35 45 

Kindpauschale pro Jahr in Euro 11.178,12 15.846,86 19.051,55 

Kindpauschale pro Monat in Euro 937,49 1.329,06 1.597,71 

Index U3 71 100 120 

Festlegung der Einkommensgruppen und Progressionsraten 

Der Einstieg in die Beitragszahlung beginnt mit Einkommensgruppe 2 (EK 2) ab einem 

Einkommen über 33.000 Euro bis zu 42.000 Euro. Die Einkommensgruppen erhöhen sich 

jeweils um 9.000 Euro. Die Anzahl der Einkommensgruppen wird von 8 auf 10 erhöht. Die 

Bemessungsgrenze steigt von über 85.000 Euro auf über 105.000 Euro. 
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Zu Berechnung der Beitragshöhe wird für die EK2 ein Prozentsatz festgelegt, der mit jeder 

Stufe um einen weiteren Prozentsatz erhöht wird (Progression). Für die U3-Betreuung 

liegt dieser bei 4,20 Prozent mit einer Progression von 0,25 Prozentpunkten und für die 

Betreuung Ab3 bei 2,148 Prozent mit einer Progression von 0,194 Prozentpunkten. 

Mit den Einstiegsprozentsätzen liegen die Elternbeiträge der neuen Einkommensgruppe 2 

unter dem Niveau der bisherigen Einkommensgruppe 3 und glätten die Unverhältnismä-

ßigkeiten der gegenwärtigen Elternbeitragstabelle. Die Schrittweiten der Progression sind 

so gewählt, dass sie die Eltern nicht unverhältnismäßig belasten und gleichzeitig in der 

obersten Einkommensgruppe den Eigenanteil in der Gruppe Ab3 auf maximal 59,0 Pro-

zent und in der Gruppe U3 auf maximal 43,1 Prozent der jeweiligen Kindpauschalen be-

grenzen. 

Tabelle 7 Progressionsraten 

Einkommensstufe Jahreseinkommen in Euro U3 

in Prozent 

Ab3  

in Prozent 

EK1  bis 33.000 0,000 0,000 

EK2  bis 42.000 4,200 2,148 

EK3  bis 51.000 4,450 2,342 

EK4  bis 60.000 4,700 2,536 

EK5  bis 69.000 4,950 2,730 

EK6  bis 78.000 5,200 2,924 

EK7  bis 87.000 5,450 3,118 

EK8  bis 96.000 5,700 3,312 

EK9  bis 105.000 5,950 3,506 

EK10  über 105.000 6,200 3,700 

Berechnung der Elternbeiträge 

Die Betragshöhe ergibt sich aus dem Produkt des aus dem Mittelwert der Einkommens-

gruppe errechneten durchschnittlichen Monatseinkommens und dem Prozentsatz der 

Einkommensgruppe. Die sich daraus ergebenden Beträge sind die Elternbeiträge für den 

Gruppentyp b. Diese werden zu den Gruppentypen a und c mit dem ermittelten Indexwert 

für die Altersklassen ins Verhältnis gesetzt. Beispiel: 

Ab3 b EK2 = 
33.000 Euro + 42.000 Euro 

= 3.125,00 Euro x 2,148 % = 67,10 Euro 
2 x 12 

   

Ab3 a EK2 = 
67,10 Euro x 74 

= 49,70 Euro 
100 

   

Ab3 c EK2 = 
67,10 Euro x 145 

= 97,30 Euro 
100 
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Aus den vorgenannten Erwägungen wurde folgende Elternbeitragstabelle entwickelt. 

Tabelle 8 Entwurf Elternbeitragstabelle – Kindertageseinrichtungen 

 Ab3 U3 

Einkommensgruppe a b c a b c 

EK1 bis 33.000 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

EK2 bis 42.000 49,70 67,10 97,30 93,20 131,30 157,60 

EK3 bis 51.000 67,20 90,80 131,70 122,40 172,40 206,90 

EK4 bis 60.000 86,80 117,30 170,10 154,40 217,40 260,90 

EK5 bis 69.000 108,60 146,70 212,70 188,90 266,10 319,30 

EK6 bis 78.000 132,50 179,10 259,70 226,10 318,50 382,20 

EK7 bis 87.000 158,70 214,40 310,90 266,00 374,70 449,60 

EK8 bis 96.000 186,90 252,50 366,10 308,60 434,60 521,50 

EK9 bis 105.000 217,30 293,60 425,70 353,80 498,30 598,00 

EK10 über 105.000 249,80 337,60 489,50 401,70 565,80 679,00 

Im Vergleich zur geltenden Fassung ergeben sich folgende Differenzen in den monatli-

chen Beiträgen (grün = Ermäßigung, rot = Erhöhung): 

Tabelle 9 Differenz der monatlichen Elternbeiträge 

Einkommensgruppen in Euro Ab2/3 U2/3 

Alt Neu a b c a b c 

1 bis 20.000 

1 bis 33.000 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

2 bis 25.000 -32,76 -39,67 -52,92 -69,29 -77,17 -85,67 

3 bis 37.000 -55,42 -66,46 -89,44 -143,63 -160,34 -177,62 

4 bis 49.000 
2 bis 42.000 -42,26 -42,49 -47,55 -119,70 -106,14 -105,71 

3 bis 51.000 -24,76 -18,79 -13,15 -90,50 -65,04 -56,41 

5 bis 61.000 4 bis 60.000 -58,05 -55,02 -54,15 -127,77 -97,24 -88,05 

6 bis 73.000 5 bis 69.000 -81,62 -79,46 -83,34 -131,06 -90,06 -75,02 

7 bis 85.000 
6 bis 78.000 -95,77 -92,29 -95,55 -157,88 -112,51 -90,98 

7 bis 87.000 -69,57 -56,99 -44,35 -117,98 -56,31 -23,58 

8 über 85.000 

8 bis 99.000 -75,62 -59,60 -42,44 -132,97 -56,87 -22,66 

9 bis 105.000 -45,22 -18,50 17,16 -87,77 6,83 53,84 

10 über 105.000 -12,72 25,50 80,96 -39,87 74,33 134,84 

Der monatliche Beitrag wird bis auf wenige Ausnahmen in den neuen obersten Einkom-

mensgruppen abgesenkt. Die unterschiedlichen Differenzen sind der „Unwucht“ der bis-

herigen Elternbeitragstabelle geschuldet. 

Um eine faire Lastenverteilung bei einem noch immer auskömmlichen Beitragsvolumen 

zu erreichen und ohne dabei die höheren Einkommensklassen über Gebühr zu belasten, 

ist eine Anhebung der Altersgrenze von 2 Jahren auf 3 Jahre sinnvoll und erforderlich. 

Dies entspricht auch der rechtlichen Systematik des § 24 SGB VIII – Anspruch auf Förde-

rung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege. 
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Hier wird unterschieden nach  

• Kindern unter 1 Jahr (bedingter Betreuungsanspruch), 

• Kinder ab 1 Jahr bis unter 3 Jahren (unbedingter Betreuungsanspruch Kindertages-

pflege oder Kindertageseinrichtung), 

• Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt (unbedingter Betreuungsanspruch Kinder-

tageseinrichtung) und 

• schulpflichtige Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres (bedingter Betreu-

ungsanspruch). 

Der Stichtag für die Altersbemessung entfällt. Die Beitragsanpassung erfolgt in dem auf 

die Vollendung des 3. Lebensjahres folgenden Monat. 

Für die gesamte Beitragsdauer von in der Regel 3 Jahren ergibt sich eine Entlastung der 

unteren und mittleren Einkommen. 

Tabelle 10 Vergleich der Einkommensgruppen Neu/Alt über 36 Monate 

EK 

Neu 

EK 

Alt 

Gesamt durchschnittlich monatlich 

25 W-Std. 35 W-Std. 45 W-Std. 25 W-Std. 35 W-Std. 45 W-Std. 

1 

1 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

2 -1.617,72 -1.878,12 -2.298,12 -44,94 -52,17 -63,84 

3 -3.053,64 -3.519,12 -4.278,00 -84,82 -97,75 -118,83 

2 
4 

-1.928,64 -1.523,04 -1.686,12 -53,57 -42,31 -46,84 

3 -1.017,84 -252,24 -90,12 -28,27 -7,01 -2,50 

4 5 -2.115,24 -1.286,16 -1.266,60 -58,76 -35,73 -35,18 

5 6 -2.568,00 -1.554,96 -1.621,20 -71,33 -43,19 -45,03 

6 
7 

-3.069,84 -1.892,28 -1.914,96 -85,27 -52,56 -53,19 

7 -1.797,84 -119,88 317,04 -49,94 -3,33 8,81 

8 

8 

-1.950,12 72,36 574,32 -54,17 2,01 15,95 

9 -500,52 2.094,36 3.125,52 -13,90 58,18 86,82 

10 1.039,08 4.242,36 5.835,12 28,86 117,84 162,09 

Die Entlastung bleibt im Wesentlichen auch für den sogenannten Übergangsjahrgang  

erhalten. Für diesen haben die Aufhebung des Stichtages und die Anhebung der Alters-

grenze von 2 Jahre auf 3 Jahre zur Folge, dass für Kinder, für die bisher mit dem Wechsel 

des Kindergartenjahres der niedrigere Beitrag Ab2 zu zahlen wäre, jetzt bis zur Vollen-

dung des 3. Lebensjahres der neue Beitrag U3 zu zahlen ist. Dieser ist deutlich niedriger 

als der bisherige Beitrag U2 aber höher als der bisherige Beitrag Ab2. 

In Tabelle 11 werden die Summen der Elternbeiträge für den Übergangsjahrgang für den 

Zeitraum von 36 Monaten miteinander verglichen, das heißt: 12 Monate U2 und 24 Mo-

nate Ab2 aus der alten Tabelle werden mit der Kombination jeweils 12 Monate alte Ta-

belle U2, neue Tabelle U3 und neue Tabelle Ab3 verglichen. Dies ist für die vom Übergang 

Betroffenen die denkbar schlechteste Fallkonstellation und trifft in dieser Höhe nur  

Einzelkinder, die erst im Juli 2023 das 3. Lebensjahr vollenden werden. 

Unter diesen Voraussetzungen ergeben sich lediglich in der neuen Einkommensgruppe 3 

(über 42.000 Euro bis 51.000 Euro) und ab der neuen Einkommensgruppe 7 

(über 78.000 Euro) etwas höhere Beiträge. 
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Tabelle 11 Übergangsjahrgang Vergleich der Einkommensgruppen Neu/Alt über 

36 Monate 

EK 

Neu 

EK 

Alt 

Gesamt durchschnittlich monatlich 

25 W-Std. 35 W-Std. 45 W-Std. 25 W-Std. 35 W-Std. 45 W-Std. 

1 

1 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

2 -786,24 -952,08 -1.270,08 -21,84 -26,45 -35,28 

3 -1.330,08 -1.595,04 -2.146,56 -36,95 -44,31 -59,63 

2 
4 

-492,24 -249,36 -417,60 -13,67 -6,93 -11,60 

3 68,16 528,24 586,80 1,89 14,67 16,30 

4 5 -582,00 -119,28 -210,00 -16,17 -3,31 -5,83 

5 6 -995,28 -474,24 -720,96 -27,65 -13,17 -20,03 

6 
7 

-1.175,28 -542,16 -823,20 -32,65 -15,06 -22,87 

7 -382,08 555,84 600,00 -10,61 15,44 16,67 

8 

8 

-354,48 754,80 846,24 -9,85 20,97 23,51 

9 552,72 2.012,40 2.479,44 15,35 55,90 68,87 

10 1.517,52 3.350,40 4.217,04 42,15 93,07 117,14 

Sogenannte „Brüche“ können bei einer Systemumstellung nie ganz vermieden werden. 

Insgesamt werden aber mehr Beitragsgemeinschaften entlastet als belastet. 

Im Übergangsjahrgang befinden sich 213 Kinder. Davon wären für 168 Kinder Beiträge 

nach der bisherigen Satzung zu zahlen. 15 Kinder profitieren von der Anhebung der Ein-

kommensgruppe 1 auf 33.000 Euro. 16 weitere Kinder profitieren von der erweiterten Ge-

schwisterbefreiung. Somit verbleiben 137 Kinder für die ein Beitrag zu zahlen wäre. Von 

diesen 137 Kindern profitieren 77 Kinder von der Umstellung. Insgesamt profitieren also 

im Übergangsjahrgang 108 von 168 Kindern. Für 60 Kinder wäre ein höherer Beitrag zu 

zahlen. 

Die vollständige Geschwisterbefreiung wird auf Einkommen bis 51.000 Euro ausgeweitet 

– bisher bis zu 37.000 Euro. Sie erfasst auch die Betreuung in der OGS. 

Bei Anwendung dieser Beitragstabelle ergibt sich in der Modellrechnung ein Elternbei-

tragsaufkommen in Höhe von rund 901.050 Euro und damit eine Entlastung im Gesamt-

volumen von rund 95.000 Euro. 

Eine Modellrechnung für die Nutzung der Kindertagespflege wurde nicht erarbeitet.  

Näherungsweise kann die Höhe der Entlastung wie folgt ermittelt werden: 

Der Entlastungsbetrag für die Kindertageseinrichtungen wird durch die Anzahl der Kinder 

in Kindertageseinrichtungen dividiert und mit der Anzahl der Kinder in Kindertagespflege 

multipliziert.  

Entlastung Kindertagespflege ~ 
95.000 Euro x 150 

~ 11.250 Euro 
1.268 

Vergleich mit der Beitragstabelle des Kreises Warendorf (Warendorfer Tabelle) 

Anlass für die Überarbeitung der derzeitigen Elternbeitragstabelle war die Unzufrieden-

heit mit der bisher nicht nachvollziehbaren Ausgestaltung sowie der sozialen Unausge-

wogenheit der aktuellen Elternbeitragstabelle.  
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Der Kreis Warendorf hat mit Wirkung zum 01.08.2022 ebenfalls eine neue Elternbeitrags-

satzung beschlossen. In den Klausurtagungen wurde der Wunsch geäußert, eine Übertra-

gung der Elternbeitragssatzung des Kreises Warendorf auf Beckum zu prüfen beziehungs-

weise zumindest einen Vergleich mit dem Verwaltungsvorschlag herzustellen. 

Eine Übertragung der Elternbeitragssatzung des Kreises Warendorf auf Beckum wird nicht 

empfohlen. Nachfolgend werden beide Vorschläge vergleichend gegenübergestellt und 

die Vorzüge des Verwaltungsvorschlages herausgearbeitet. 

• Der Verwaltungsvorschlag folgt einer an den tatsächlichen Aufwendungen für die 

Kindertagesbetreuung und systematisch an den Einkommen orientierten Logik. 

• Mit dem Verwaltungsvorschlag werden niedrige und mittlere Einkommen gegen-

über dem Modell des Kreises stärker entlastet. 

• Die Beitragspflicht setzt erst bei 33.000 Euro, also 6.000 Euro höher als beim Kreis-

modell ein. 

• Die eingeführte Progression sorgt für eine einkommensangemessene Lastenvertei-

lung. 

• Die vollständige Geschwisterbefreiung wird auf Einkommen von bis zu 51.000 Euro 

ausgedehnt. Über 51.000 Euro verbleibt ein Geschwisterbeitrag von 30 Prozent. 

• Höhere Einkommensgruppen werden gemessen am Einkommen lediglich moderat 

belastet. 

Einer besonderen Betrachtung bedarf die im Verwaltungsvorschlag enthaltene Umstel-

lung auf die Altersgrenze U3/Ab3. Diese ermöglicht die Absenkung der monatlichen Ein-

stiegsbeiträge und damit den leichteren Wiedereinstieg ins Berufsleben im Anschluss des 

auf die Dauer von 12 bis 14 Monaten angelegten Elterngeldes. Darüber hinaus erleichtern 

niedrigere Beiträge den Zugang zur Ganztagsbetreuung, was Eltern einen größeren  

Beschäftigungsumfang ermöglicht. Ein früherer (Wieder-)Einstieg in den Beruf und län-

gere Beschäftigungszeiträume führen zu höheren Renten und beugen so Altersarmut vor. 

Insbesondere Alleinerziehende und Familien mit niedrigen Einkommen profitieren von 

diesen neuen Regelungen. 

Die nachfolgenden Übersichten stellen die finanzielle monatliche Belastung gemessen am 

Einkommen dar. 

Abbildung 4 Anteil am Einkommen 25 Wochenstunden U3/2 
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Abbildung 5 Anteil am Einkommen 35 Wochenstunden U3/2 

 

Abbildung 6 Anteil am Einkommen 45 Wochenstunden U3/2 

 

Abbildung 7 Anteil am Einkommen 25 Wochenstunden Ab3/2 
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Abbildung 8 Anteil am Einkommen 35 Wochenstunden Ab3/2 

 

Abbildung 9 Anteil am Einkommen 45 Wochenstunden Ab3/2 

 

Der Vergleich der Elternbeiträge über 36 Monate zeigt, dass die Systematik des Verwal-

tungsvorschlages untere und mittlere Einkommen gegenüber der bisherigen Regelung 

entlastet. Im Vergleich zur Warendorfer Tabelle bleibt die Entlastung trotz der unter-

schiedlichen Altersgrenze im Wesentlichen erhalten. 

Tabelle 12 Vergleich Elternbeiträge 36 Monate 25 Wochenstunden 

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 

Beckum Alt Beckum Neu WAF Differenz  

Sp. 2-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 3-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 2-Sp. 3 EK Beitrag EK Beitrag EK Beitrag 

1 0,00 

1 0,00 
1 0,00 

0,00 0,00 0,00 

2 1.617,72 -1.617,72 -1.617,72 0,00 

3 3.053,64 2 2.066,16 -3.053,64 -987,48 -2.066,16 

4 4.761,84 
2 2.806,80 3 2.582,76 -1.955,04 -2.179,08 224,04 

3 3.716,40 4 3.860,16 -1.045,44 -901,68 -143,76 

5 6.862,44 4 4.718,40 5 5.633,40 -2.144,04 -1.229,04 -915,00 
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Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 

Beckum Alt Beckum Neu WAF Differenz  

Sp. 2-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 3-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 2-Sp. 3 EK Beitrag EK Beitrag EK Beitrag 

6 8.404,80 5 5.808,00 6 6.546,84 -2.596,80 -1.857,96 -738,84 

7 10.086,24 
6 6.993,60 7 7.460,40 -3.092,64 -2.625,84 -466,80 

7 8.268,00 8 8.373,84 -1.818,24 -1.712,40 -105,84 

8 11.599,32 

8 9.633,60 9 9.287,40 -1.965,72 -2.311,92 346,20 

9 11.090,40 10 10.505,40 -508,92 -1.093,92 585,00 

10 12.638,40 11 10.962,00 1.039,08 -637,32 1.676,40 

Tabelle 13 Vergleich Elternbeiträge 36 Monate 35 Wochenstunden 

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 

Beckum Alt Beckum Neu WAF Differenz  

Sp. 2-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 3-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 2-Sp. 3 EK Beitrag EK Beitrag EK Beitrag 

1 0,00 

1 0,00 
1 0,00 

0,00 0,00 
0,00 

2 1.878,12 -1.878,12 -1.878,12 

3 3.519,12 2 2.892,84 -3.519,12 -626,28 -2.892,84 

4 5.479,44 
2 3.919,20 3 3.615,96 -1.560,24 -1.863,48 303,24 

3 5.188,80 4 5.404,08 -290,64 -75,36 -215,28 

5 7.911,36 4 6.584,40 5 7.886,64 -1.326,96 -24,72 -1.302,24 

6 9.701,76 5 8.107,20 6 9.165,60 -1.594,56 -536,16 -1.058,40 

7 11.685,48 
6 9.758,40 7 10.444,44 -1.927,08 -1.241,04 -686,04 

7 11.536,80 8 11.723,40 -148,68 37,92 -186,60 

8 13.388,04 

8 13.440,00 9 13.002,24 51,96 -385,80 437,76 

9 15.471,60 10 14.707,44 2.083,56 1.319,40 764,16 

10 17.630,40 11 15.346,80 4.242,36 1.958,76 2.283,60 
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Tabelle 14 Vergleich Elternbeiträge 36 Monate 45 Wochenstunden 

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 

Beckum Alt Beckum Neu WAF Differenz  

Sp. 2-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 3-Sp. 1 

Differenz 

Sp. 2-Sp. 3 EK Beitrag EK Beitrag EK Beitrag 

1 0,00 

1 0,00 
1 0,00 

0,00 0,00 
0,00 

2 2.298,12 -2.298,12 -2.298,12 

3 4.278,00 2 3.719,16 -4.278,00 -558,84 -3.719,16 

4 6.636,12 
2 4.903,20 3 4.649,04 -1.732,92 -1.987,08 254,16 

3 6.496,80 4 6.948,12 -139,32 312,00 -451,32 

5 9.569,40 4 8.251,20 5 10.140,00 -1.318,20 570,60 -1.888,80 

6 11.836,80 5 10.166,40 6 11.784,24 -1.670,40 -52,56 -1.617,84 

7 14.204,16 
6 12.247,20 7 13.428,60 -1.956,96 -775,56 -1.181,40 

7 14.485,20 8 15.072,84 281,04 868,68 -587,64 

8 16.334,88 

8 16.885,20 9 16.717,20 550,32 382,32 168,00 

9 19.447,20 10 18.909,60 3.112,32 2.574,72 537,60 

10 22.170,00 11 19.731,60 5.835,12 3.396,72 2.438,40 

Elternbeiträge für die OGS 

Die neue Systematik der Elternbeitragstabelle für Kindertageseinrichtungen und Kinder-

tagespflege macht die Anpassung der Elternbeiträge für die OGS erforderlich. Hier ist die 

maximale Höhe der Elternbeiträge aufgrund der geltenden Rechtslage begrenzt. Die Bei-

träge wurden mit der zulässigen Fortschreibungsrate von 3 Prozent auf den Stand 

01.08.2022 angehoben und auf volle Eurobeträge gerundet. 

Der Elternbeitrag für die neue Einkommensgruppe 2 über 33.000 Euro bis 42.000 Euro 

verbleibt bei 60,00 Euro. Dadurch wird eine Mehrbelastung in dem Einkommensbereich 

zwischen 37.000 Euro und der neuen Einkommensgrenze bis 42.000 Euro vermieden. 

Von Einkommensgruppe 2 zu Einkommensgruppe 3 steigt der Elternbeitrag von 

60,00 Euro um 35,00 Euro auf 95,00 Euro. In den Einkommensgruppen bis einschließlich 

Einkommensgruppe 6 um jeweils 30,00 Euro.  

Der Höchstbeitrag von 209,00 Euro greift ab der neuen Einkommensgruppe 7. 

Der Geschwisterbeitrag entfällt bis einschließlich der Einkommensgruppe 3 und beträgt 

ab der Einkommensgruppe 4 nun 50 Prozent. Die sich aus dieser Berechnung ergebenden 

Elternbeiträge entsprechen in etwa den Elternbeiträgen für ein Kind ab 3 Jahren mit einem 

Betreuungsumfang von 35 Wochenstunden. 

Auch wird durch die Ermäßigung der Zugang zur offenen Ganztagsschule für untere und 

mittlere Einkommen erleichtert. In wie weit dies zu einer größeren Nachfrage führen wird, 

ist noch nicht zu beurteilen. Gegenwärtig können alle Anfragen berücksichtigt werden.  
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Tabelle 15 Vergleich Elternbeiträge OGS 

Einkommensgruppen nach Jahreseinkommen 
Alt Neu Differenz 

Alt Neu 

1 bis 20.000 

1 bis 33.000 

0,00 

0,00 

0,00 

2 bis 25.000 34,00 -34,00 

3 bis 37.000 60,00 -60,00 

4 bis 49.000 
2 bis 42.000 

99,00 
60,00 -39,00 

3 bis 51.000 95,00 -4,00 

5 bis 61.000 4 bis 60.000 152,00 125,00 -27,00 

6 bis 73.000 5 bis 69.000 202,00 155,00 -47,00 

7 bis 85.000 
6 bis 78.000 

209,00 
185,00 -24,00 

7 bis 87.000 209,00 0,00 

8 über 85.000 

8 bis 96.000 

209,00 

209,00 0,00 

9 bis 105.000 209,00 0,00 

10 über 105.000 209,00 0,00 

Durch den Verwaltungsvorschlag für die OGS ergibt sich ein Elternbeitragsvolumen in 

Höhe von circa 245.502,00 Euro. Nach der gelten Elternbeitragstabelle entstünden Eltern-

beiträge in Höhe von 277.150,80 Euro, somit eine weitere jährliche Entlastung von Eltern 

in Höhe von 32.311,20 Euro. 

Von der Anhebung der 1. Beitragsgruppe auf bis zu 33.000 Euro (0 Euro-Beitrag) profitie-

ren 75 Fälle. 

Von den neuen Beitragsgruppen 2 bis 6 profitieren weitere 147 Fälle. Darin enthalten sind 

71 Fälle, die darüber hinaus zusätzlich von der vollständigen Geschwisterbefreiung bis 

51.000 Euro profitieren. 

Eine ausgleichende Anhebung des Elternbeitrags in den Einkommensgruppen 7 bis 10 

über 209,00 Euro hinaus ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Deshalb wird hier der 

Geschwisterbeitrag zum Ausgleichfaktor und liegt anders als beim Geschwisterbeitrag für 

die Kinder bis zum Beginn des Schulbesuchs bei 50 Prozent. Dieser führt im Vergleich zur 

bisherigen Regelung in der Einkommensgruppe 6 zu einer minimalen und ab der Einkom-

mensgruppe 7 zu einer moderaten Mehrbelastung.  

Tabelle 16 Vergleich Elternbeiträge OGS für 2 Kinder 

Einkommensgruppen nach Jahreseinkommen 
Alt Neu Differenz 

Alt Neu 

1 bis 20.000 

1 bis 33.000 

0,00 

0,00 

0,00 

2 bis 25.000 34,00 -34,00 

3 bis 37.000 60,00 -60,00 

4 bis 49.000 
2 bis 42.000 

128,70 
60,00 -68,70 

3 bis 51.000 95,00 33,70 

5 bis 61.000 4 bis 60.000 197,60 187,50 -10,10 

6 bis 73.000 5 bis 69.000 266,50 232,50 -34,00 

7 bis 85.000 6 bis 78.000 271,70 277,50 5,80 
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Einkommensgruppen nach Jahreseinkommen 
Alt Neu Differenz 

Alt Neu 

7 bis 87.000 313,50 41,80 

8 über 85.000 

8 bis 96.000 

271,70 

313,50 41,80 

9 bis 105.000 313,50 41,80 

10 über 105.000 313,50 41,80 

Satzungsänderungen im Einzelnen 

Änderung Begründung 

§ 4 wird wie folgt geändert:  

In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 er-

satzlos gestrichen. 

Dadurch entfällt der Stichtag bei der  

Altersfeststellung. Die Änderung wird  

immer in dem auf die Vollendung des  

Lebensalters folgenden Monat wirksam. 

In Absatz 6 wird die Angabe „2021/2022“ 

durch die Angabe „2023/2024“ ersetzt. 

Redaktionelle Änderung: Die Beitragsta-

bellen müssen erstmals im Folgejahr aktu-

alisiert werden. 

In Absatz 6 1. Spiegelstrich wird die An-

gabe „die durch die oberste Landesju-

gendbehörde nach § 37 Absatz 2 KiBiz 

durch Rechtsverordnung festgesetzte 

Fortschreibungsrate“ durch die Angabe 

„1,5 Prozent“ ersetzt. 

Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit für 

Eltern und auch der Verwaltungsvereinfa-

chung wird wieder auf die Regelung mit 

einem festen Prozentsatz zurückgegan-

gen. Dies entspricht auch den Regelungen 

des Kreises Warendorf und der Stadt 

Oelde. 

§ 5 wird wie folgt geändert:  

In Absatz 1 2. Spiegelstrich wird nach der 

Angabe „für das 2 Kind“ die Angabe „um 

70 Prozent“ durch die Angabe „bei Beiträ-

gen nach Anlage 1 auf 30 Prozent und bei 

Beiträgen nach Anlage 2 auf 50 Prozent“ 

ersetzt. 

Die Unterscheidung zwischen den Ge-

schwisterermäßigungen ist aus Gründen 

der Beitragsgerechtigkeit erforderlich. Mit 

dem Wort „auf“ wird klar, welcher Ge-

schwisterbeitrag zu zahlen ist. 

§ 8 wird wie folgt geändert:  

In Absatz 1 Buchstabe a wird das Wort 

„Einrichtungen“ durch das Wort „Einrich-

tung“ ersetzt 

Redaktionelle Änderung. 
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Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt neu gefasst: 

Anlage 1 

Tabelle über die Höhe der monatlichen Elternbeiträge  

für Kinder in Kindertagespflege und Kindertageseinrichtungen 

Einkom-

mens-

gruppe 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Jahres-

einkom-

men  

in Euro 

b
is

 z
u

 

3
3

.0
0

0
 

b
is

 z
u

 

4
2

.0
0

0
 

b
is

 z
u

 

5
1.

0
0
0

 

b
is

 z
u

 

6
0

.0
0
0

 

b
is

 z
u

 

6
9

.0
0
0

 

b
is

 z
u

 

7
8

.0
0

0
 

b
is

 z
u

 

8
7
.0

0
0

 

b
is

 z
u

 

9
6

.0
0
0

 

b
is

 z
u

 

10
5

.0
0

0
 

ü
b

e
r 

10
5

.0
0

0
 

Betreu-

ungs-

dauer 

Beitrag in Euro 

a
b

 3
 J

a
h

re
n

 

10,0 0,00 19,90 26,90 34,70 43,40 53,00 63,50 74,80 86,90 99,90 

12,5 0,00 24,90 33,60 43,40 54,30 66,30 79,40 93,50 108,70 124,90 

15,0 0,00 29,80 40,30 52,10 65,20 79,50 95,20 112,10 130,40 149,90 

17,5 0,00 34,80 47,00 60,80 76,00 92,80 111,10 130,80 152,10 174,90 

20,0 0,00 39,80 53,80 69,40 86,90 106,00 127,00 149,50 173,80 199,80 

22,5 0,00 44,70 60,50 78,10 97,70 119,30 142,80 168,20 195,60 224,80 

25,0 0,00 49,70 67,20 86,80 108,60 132,50 158,70 186,90 217,30 249,80 

27,5 0,00 54,20 73,10 94,50 118,20 144,30 172,70 203,30 236,30 271,90 

30,0 0,00 58,50 79,00 102,10 127,70 155,90 186,60 219,70 255,40 293,80 

32,5 0,00 62,80 84,90 109,70 137,20 167,50 200,50 236,10 274,50 315,70 

35,0 0,00 67,10 90,80 117,30 146,70 179,10 214,40 252,50 293,60 337,60 

37,5 0,00 74,80 101,10 130,50 163,20 199,40 238,60 280,90 326,70 375,50 

40,0 0,00 82,30 111,30 143,70 179,70 219,50 262,70 309,30 359,70 413,50 

42,5 0,00 89,80 121,50 156,90 196,20 239,60 286,80 337,70 392,70 451,50 

45,0 0,00 97,30 131,70 170,10 212,70 259,70 310,90 366,10 425,70 489,50 

u
n

te
r 

3
 J

a
h

re
n

 

10,0 0,00 37,30 49,00 61,80 75,60 90,40 106,40 123,40 141,50 160,70 

12,5 0,00 46,60 61,20 77,20 94,50 113,10 133,00 154,30 176,90 200,90 

15,0 0,00 55,90 73,40 92,60 113,30 135,70 159,60 185,20 212,30 241,00 

17,5 0,00 65,20 85,70 108,10 132,20 158,30 186,20 216,00 247,70 281,20 

20,0 0,00 74,60 97,90 123,50 151,10 180,90 212,80 246,90 283,00 321,40 

22,5 0,00 83,90 110,20 139,00 170,00 203,50 239,40 277,70 318,40 361,50 

25,0 0,00 93,20 122,40 154,40 188,90 226,10 266,00 308,60 353,80 401,70 

27,5 0,00 102,80 134,90 170,30 208,20 249,20 293,10 340,10 390,00 442,80 

30,0 0,00 112,30 147,40 186,00 227,50 272,30 320,30 371,60 426,10 483,80 

32,5 0,00 121,80 159,90 201,70 246,80 295,40 347,50 403,10 462,20 524,80 

35,0 0,00 131,30 172,40 217,40 266,10 318,50 374,70 434,60 498,30 565,80 
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Betreu-

ungs-

dauer 

Beitrag in Euro 

37,5 0,00 137,80 181,10 228,20 279,40 334,50 393,50 456,40 523,30 594,10 

40,0 0,00 144,40 189,70 239,10 292,70 350,40 412,20 478,10 548,20 622,40 

42,5 0,00 151,00 198,30 250,00 306,00 366,30 430,90 499,80 573,10 650,70 

45,0 0,00 157,60 206,90 260,90 319,30 382,20 449,60 521,50 598,00 679,00 

Begründung: 

In der Modellrechnung waren nur die Elternbeiträge für die Kindertageseinrichtungen 

enthalten. In der Kindertagespflege gibt es weitere Betreuungsumfänge von 10 Wochen-

stunden bis zu 45 Wochenstunden. Die Beiträge hierfür errechnen sich für die Betreu-

ungsumfänge 

• von 10 Wochenstunden bis 22,5 Wochenstunden entsprechend der Wochenstun-

den bezogen auf den Beitrag für 25 Wochenstunden und 

• von 27,5 Wochenstunden bis 32,5 Wochenstunden und von 37,5 Wochenstunden 

bis 42,5 Wochenstunden erhöhen sie sich jeweils um ein Viertel der Differenz der 

Beiträge von 25 Wochenstunden zu 35 Wochenstunden beziehungsweise von 

35 Wochenstunden zu 45 Wochenstunden. 

Anlage 2 

Tabelle über die Höhe der monatlichen Elternbeiträge  

für Kinder in Offenen Ganztagsschulen 

Einkom-
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gruppe 
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Beitrag 

in Euro 
0,00 60,00 95,00 125,00 155,00 185,00 209,00 209,00 209,00 209,00 

Begründung:  

Die Tabelle ist nach den geltenden Regeln auf den Stand 01.08.2022 und wie im Abschnitt 

Elternbeiträge für die OGS beschrieben aktualisiert. 

Tabellen- und Abbildungsverzeichnis 

Tabelle 1 Finanzierungsanteile Kindertageseinrichtungen in Prozent 3 
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Abbildung 1 Elternbeiträge Anteil am Einkommen 4 
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Abbildung 9 Anteil am Einkommen 45 Wochenstunden Ab3/2 18 
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2. Satzung der Stadt Beckum zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbei-
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tagesbetreuung)  

 



Anlage zur Vorlage 2022/0012 

 

2. Satzung der Stadt Beckum zur Änderung der Satzung über die Erhebung von  

Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung 

(Elternbeitragssatzung Kindertagesbetreuung) 

Präambel 

Auf der Grundlage der §§ 7 Absatz 1 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 90 Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes 

Buch (VIII) der §§ 50 und 51 Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinder-

bildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfege-

setzes – SGB VIII – sowie § 9 Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen hat der Rat der 

Stadt Beckum am _________________ folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Satzung der Stadt Beckum über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-

nahme von Kindertagesbetreuung vom 25. Mai 2020 wird wie folgt geändert: 

1 § 4 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 ersatzlos gestrichen. 

In Absatz 6 wird die Angabe „2021/2022“ durch die Angabe „2023/2024“ ersetzt. 

In Absatz 6 1. Spiegelstrich wird die Angabe „die durch die oberste Landesjugendbe-

hörde nach § 37 Absatz 2 KiBiz durch Rechtsverordnung festgesetzte Fortschreibungs-

rate“ durch die Angabe „1,5 Prozent“ ersetzt. 

2 § 5 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 2. Spiegelstrich wird nach der Angabe „für das 2. Kind“ die Angabe „um 

70 Prozent“ durch die Angabe „bei Beiträgen nach Anlage 1 auf 30 Prozent und bei 

Beiträgen nach Anlage 2 auf 50 Prozent“ ersetzt. 

3 § 8 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Buchstabe a wird das Wort „Einrichtungen“ durch das Wort „Einrichtung“ 

ersetzt. 

4 Die Anlagen 1 und 2 der Satzung werden wie folgt neu gefasst: 

Anlage 1 

Tabelle über die Höhe der monatlichen Elternbeiträge  

für Kinder in Kindertagespflege und Kindertageseinrichtungen 
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Beitrag in Euro 

a
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10,0 0,00 19,90 26,90 34,70 43,40 53,00 63,50 74,80 86,90 99,90 

12,5 0,00 24,90 33,60 43,40 54,30 66,30 79,40 93,50 108,70 124,90 

15,0 0,00 29,80 40,30 52,10 65,20 79,50 95,20 112,10 130,40 149,90 

17,5 0,00 34,80 47,00 60,80 76,00 92,80 111,10 130,80 152,10 174,90 

20,0 0,00 39,80 53,80 69,40 86,90 106,00 127,00 149,50 173,80 199,80 

22,5 0,00 44,70 60,50 78,10 97,70 119,30 142,80 168,20 195,60 224,80 

25,0 0,00 49,70 67,20 86,80 108,60 132,50 158,70 186,90 217,30 249,80 

27,5 0,00 54,20 73,10 94,50 118,20 144,30 172,70 203,30 236,30 271,90 

30,0 0,00 58,50 79,00 102,10 127,70 155,90 186,60 219,70 255,40 293,80 

32,5 0,00 62,80 84,90 109,70 137,20 167,50 200,50 236,10 274,50 315,70 

35,0 0,00 67,10 90,80 117,30 146,70 179,10 214,40 252,50 293,60 337,60 

37,5 0,00 74,80 101,10 130,50 163,20 199,40 238,60 280,90 326,70 375,50 

40,0 0,00 82,30 111,30 143,70 179,70 219,50 262,70 309,30 359,70 413,50 

42,5 0,00 89,80 121,50 156,90 196,20 239,60 286,80 337,70 392,70 451,50 

45,0 0,00 97,30 131,70 170,10 212,70 259,70 310,90 366,10 425,70 489,50 

u
n
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r 

3
 J

a
h

re
n

 

10,0 0,00 37,30 49,00 61,80 75,60 90,40 106,40 123,40 141,50 160,70 

12,5 0,00 46,60 61,20 77,20 94,50 113,10 133,00 154,30 176,90 200,90 

15,0 0,00 55,90 73,40 92,60 113,30 135,70 159,60 185,20 212,30 241,00 

17,5 0,00 65,20 85,70 108,10 132,20 158,30 186,20 216,00 247,70 281,20 

20,0 0,00 74,60 97,90 123,50 151,10 180,90 212,80 246,90 283,00 321,40 

22,5 0,00 83,90 110,20 139,00 170,00 203,50 239,40 277,70 318,40 361,50 

25,0 0,00 93,20 122,40 154,40 188,90 226,10 266,00 308,60 353,80 401,70 

27,5 0,00 102,80 134,90 170,30 208,20 249,20 293,10 340,10 390,00 442,80 

30,0 0,00 112,30 147,40 186,00 227,50 272,30 320,30 371,60 426,10 483,80 

32,5 0,00 121,80 159,90 201,70 246,80 295,40 347,50 403,10 462,20 524,80 

35,0 0,00 131,30 172,40 217,40 266,10 318,50 374,70 434,60 498,30 565,80 

37,5 0,00 137,80 181,10 228,20 279,40 334,50 393,50 456,40 523,30 594,10 

40,0 0,00 144,40 189,70 239,10 292,70 350,40 412,20 478,10 548,20 622,40 

42,5 0,00 151,00 198,30 250,00 306,00 366,30 430,90 499,80 573,10 650,70 

45,0 0,00 157,60 206,90 260,90 319,30 382,20 449,60 521,50 598,00 679,00 
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Anlage 2  

Tabelle über die Höhe der monatlichen Elternbeiträge  

für Kinder in Offenen Ganztagsschulen 
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Beitrag 

in Euro 
0,00 60,00 95,00 125,00 155,00 185,00 209,00 209,00 209,00 209,00 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 1. August 2022 in Kraft. 



STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0134 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Radverkehrskonzept 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 

Beteiligungen: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert | 02521 29-170 | denkert.u@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung 

03.05.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Die in den Erläuterungen der Vorlage aufgeführten Anregungen 1 bis 7 werden in 

das Radverkehrskonzept eingearbeitet. 

2. Das Radverkehrskonzept wird in der geänderten Fassung beschlossen. 

Kosten/Folgekosten 

Für die Erarbeitung des Radverkehrskonzeptes sind Kosten von rund 50.000 Euro entstan-

den. 

Finanzierung 

Die für die Erstellung des Radverkehrskonzeptes entstandenen Kosten wurden aus dem 

Produktkonto 090101.542900/742900 – Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen für die 

Inanspruchnahme von Rechten und Diensten – finanziert.  

Erläuterungen: 

Der Rat der Stadt Beckum hat im Jahr 2019 den städtischen Verkehrsentwicklungs-

plan 2030 beschlossen. Im darin enthaltenen Maßnahmenblatt zum Thema Radverkehr 

wurde als Leuchtturm-/Impulsprojekt die Erarbeitung einer Radverkehrsplanung be-

stimmt. 

Für die Erstellung des Radverkehrskonzepts wurde ein Auftrag an das IKS – Ingenieurbüro 

für Stadt- und Mobilitätsplanung UG aus Kassel vergeben. Über die Zwischenergebnisse 

der Erarbeitung des Radverkehrskonzeptes wurde in verschiedenen Sitzungen berichtet 

(siehe Sitzungen des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie am11.09.2019, 

20.08.2020 und 24.09.2020 sowie Sitzungen des Ausschusses für Stadtentwicklung am 

28.01.2021 und 03.03.2021). 

Projektstart war im Frühjahr 2020. Dabei wurden durch das Büro umfangreiche Bestands-

aufnahmen durchgeführt und erste Analysen vorgenommen. 

TOP Ö  11TOP Ö  11
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Hierzu wurde das gesamte Streckennetz mit dem Fahrrad befahren, georeferenziert, digi-

talisiert und die jeweiligen Führungsformen für den Radverkehr ermittelt. Darüber hinaus 

wurden fahrradbegleitende Infrastrukturen (zum Beispiel Abstellanlagen, E-Ladestatio-

nen) erfasst.  

Mit den vorliegenden Ergebnissen wurden erste Netzbetrachtungen durchgeführt und 

mögliche Handlungsfelder sowie Zielvorstellungen formuliert. 

Anschließend hat eine Arbeitsgruppe die weitere Arbeit aufgenommen. Hierzu wurden 

neben Mitarbeitenden des Büros und der Verwaltung auch ein Mitglied der Ortsgruppe 

des ADFC sowie die örtliche Polizei eingeladen. Seitens der Polizei wurde eine kontinuier-

liche Teilnahme nicht zugesagt, jedoch eine Unterstützung in Einzelfragen angeboten. 

Aufgrund der Corona-Pandemie konnte der Arbeitskreis seine Arbeit jedoch erst im  

Januar 2021 aufnehmen; die Termine wurden als Online-Konferenzen durchgeführt. Dabei 

wurden die Bestandsaufnahmen und die mittlerweile erarbeiteten Maßnahmenvorschläge 

diskutiert. 

Das Programm zur Erarbeitung des Radverkehrskonzeptes hatte ursprünglich eine inten-

sive Bürgerbeteiligung vor Ort vorgesehen. Aufgrund der Corona-bedingten Kontaktbe-

schränkungen konnte dies nicht durchgeführt werden, sodass zur Beteiligung der Öffent-

lichkeit im März 2021 ein Online-Workshop durchgeführt wurde. Zu diesem wurde  

öffentlich eingeladen und verschiedene Interessengruppen direkt angeschrieben; etwa 

40 Personen haben das Angebot wahrgenommen. 

Es folgte die Erarbeitung des Schlussberichts durch das Ingenieurbüro. Ein erster Entwurf 

(Stand August 2021) wurde den Fraktionen im August 2021 zur Verfügung gestellt.  

Anschließend wurde dieser erste Entwurf in einigen Detailfragen durch das Ingenieurbüro 

nochmals geringfügig überarbeitet und auch diese Fassung (Stand Oktober 2021) den 

Fraktionen im November 2021 zur Verfügung gestellt, sodass die Entwurfsfassung im 

Rahmen einer Klausurtagung ausführlich diskutiert werden konnte. 

Das Radverkehrskonzept mit Stand Oktober 2021 (siehe Anlagen 1 und 2 zur Vorlage) 

stellt nunmehr die Grundlage der Schlussfassung dar. Die Verwaltung hatte dem Aus-

schuss für Stadtentwicklung in seiner Sitzung am 03.02.2022 diese Fassung zur abschlie-

ßenden Beratung und Beschlussempfehlung an den Rat vorgelegt (siehe Vor-

lage 2022/028).  

In der Sitzung wurden Kritikpunkte am vorliegenden Konzept geäußert. Die Vertreterin-

nen und Vertreter der Fraktionen von CDU und FDP sprachen sich gegen das Konzept 

aus. Damit war das Ziel einer möglichst breiten Unterstützung des Radverkehrskonzeptes 

in dieser Sitzung nicht zu erreichen. Daraufhin traf der Ausschuss für Stadtentwicklung 

einstimmig die Entscheidung, dass die Fraktionen Vorschläge zu den aus ihrer Sicht kriti-

schen Punkten erarbeiten sollten. Diese Listen sollten dann zu einem Stichtag an die Ver-

waltung weitergeleitet werden. Die Entscheidung über das Gesamtkonzept sollte solange 

zurückgestellt werden (siehe Niederschrift vom 25.03.2022). 

Die Verwaltung hat daraufhin die Fraktionen gebeten, bis zum 08.03.2022 ihre Stellung-

nahmen einzureichen. Davon haben alle Fraktionen Gebrauch gemacht. Die Stellungnah-

men der Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FWG und FDP sind als Anla-

gen 3 bis 7 zur Vorlage beigefügt. 
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Die Verwaltung hat daraufhin den Auftrag an das Ingenieurbüro erweitert und um Prü-

fung der eingereichten Stellungnahmen gebeten. Dabei sollten die eingereichten Kritik-

punkte, Änderungs- und Ergänzungsvorschläge im Hinblick auf eine mögliche Aufnahme 

in das Radverkehrskonzept abgewogen werden. Für den Gutachter ist es dabei von be-

sonderer Bedeutung, ob die Übernahme von politischen Änderungsvorschlägen das Fach-

gutachten im Hinblick auf die Zielsetzung und den angewandten Stand von Wissenschaft 

und Technik negativ verändert und bei einer Abänderung des Radverkehrskonzeptes 

noch die Grundsätze eines unabhängigen Fachgutachtens gewahrt werden.  

In der Stellungnahme des Ingenieurbüros (siehe Anlage 8 zur Vorlage) wird dargelegt, 

dass der Gutachter bei den meisten Vorschlägen der Fraktionen keinen Änderungsbedarf 

am Radverkehrskonzept sieht.  

Folgenden Anregungen der Fraktionen könnte jedoch gefolgt werden: 

1. In Bezug auf den Punkt 6 der CDU-Fraktion „Ladeinfrastruktur für E-Bikes ausbauen 

– Es ist nicht die Aufgabe der Stadt Strom für E-Bikes zu verkaufen. Dies sollte dem 

freien Markt überlassen werden.“ soll auf der Seite 99 der Satz „Dennoch kann die 

Stadt eine vermittelnde Rolle einnehmen und die Anlage von zusätzlichen Lade-

standorten mit geeigneten Mitteln unterstützen.“ ergänzt werden, um möglicher-

weise bestehende Unklarheiten auszuräumen. 

2. Die Forderung 3 der SPD-Fraktion „Eine sichere Verbindung zwischen der Sport- und 

Freizeitanlage Harberg über die Neubeckumer Innenstadt in die westlichen Wohn-

gebiete.“ soll dahingehend berücksichtigt werden, dass die Netzplanung um die 

Verbindung über die Graf-Galen-Straße östlich der Harbergstraße ergänzt wird. 

3. Die FWG moniert unter Punkt 2 die Aufnahme/Bereitstellung von detaillierten  

Grafiken, aus der das Radverkehrsnetz (Wunschliniennetz) – Hauptrouten und Ne-

benrouten – ganz konkret ersichtlich wird. Dem Kartenband soll die Karte 5 „Rad-

verkehrsnetz“ zusätzlich in einem größeren Format mit lesbaren Straßennamen hin-

zugefügt werden. 

4. Die FDP-Fraktion regt in Punkt 2 an, die Formulierung auf Seite 53 [„Die empfohle-

nen Varianten zur Aufteilung werden anhand der Neubeckumer Straße beispielhaft 

dargestellt (siehe Kapitel 8.1.1 ab Seite 54). Diese dient als Modell für die Ahlener 

Straße, die Vorhelmer Straße, die Oelder Straße und die Stromberger Straße.“] durch 

den Satz „Die Ausgestaltung der weiteren Ausfallstraßen ist nach den individuellen 

örtlichen Gegebenheiten zu planen.“ zu ersetzen. Die empfohlene Formulierung ist 

selbstverständlich immer zutreffend. Sämtliche Planungen müssen im Rahmen der 

Detailplanung an die örtlichen individuellen Gegebenheiten angepasst werden. 

Auch die dargestellte Musterlösung Neubeckumer Straße muss dort im Detail ge-

prüft werden. Die vorgebrachte Formulierung soll als Ergänzung eingefügt werden. 

5. Sofern von Seiten der kommunalpolitischen Gremien gewünscht, soll zu Punkt 3 der 

FDP-Fraktion die Variante Neubau Neubeckumer Straße aufgenommen werden. 

Gleichwohl sollte darauf verwiesen werden, dass die Planung und Umsetzung dieser 

Maßnahme innerhalb des Zielhorizontes des Konzeptes von 10 bis 15 Jahren nicht 

realistisch sind.  
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6. Unter Punkt 5 schlägt die FDP-Fraktion für den Stadtteil Neubeckum eine Ost-West-

Verbindung vor. Es wird die Einrichtung von Fahrradstraßen auf der Gustav-Moll-

Straße zwischen Wickingsstraße und Eichendorffstraße sowie auf der Spiekersstraße 

von der Vellerner Straße bis zur Graf-Galen-Straße angeregt. Grundsätzlich wäre es 

aus fachlicher Sicht denkbar, in den genannten Abschnitten die Situation für Rad-

fahrende durch die Anlage von Fahrradstraßen zu verbessern. Daher wird empfoh-

len, die Anmerkung zu übernehmen und die Abschnitte im Kapitel 8.8.4 Fahrradstra-

ßen (Bericht, Seite 105 bis 106) zu ergänzen. 

7. Die unter Punkt 6 der FDP-Fraktion genannten Standorte für E-Bike-Ladestationen 

sollen im Bericht ergänzt werden. Die Liste ist weiterhin nicht abschließend. 

Die Verwaltung schließt sich der Auffassung des Planungsbüros an und empfiehlt den 

kommunalpolitischen Gremien, das Radverkehrskonzept unter Berücksichtigung der oben 

aufgeführten Änderungen beziehungsweise Ergänzungen zu beschließen. 

Eine erste Priorisierung über die dann anstehenden Aufgaben wurde durch den Gutachter 

in Kapitel 10 ab Seite 117 vorgenommen. Im Weiteren sollen zeitnah Vorschläge zur Ver-

wendung der im Haushalt 2022 zur Verfügung stehenden Mittel erarbeitet werden. Für 

die Folgejahre können dann in den zuständigen Fachausschüssen die weiteren Maßnah-

men im Rahmen der Haushaltsplanung beraten und entsprechende Mittel eingestellt wer-

den.  

Der Gutachter, Herr Alexander Gardyan, von IKS Mobilitätsplanung, wird seine Stellung-

nahme anhand einer Präsentation erläutern und für die weitere Diskussion zur Verfügung 

stehen.  

Anlage(n): 

1 Radverkehrskonzept – Textteil 

2 Radverkehrskonzept – Kartenteil 

3 Stellungnahme CDU-Fraktion 

4 Stellungnahme SPD-Fraktion 

5 Stellungnahme Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

6 Stellungnahme FWG-Fraktion 

7 Stellungnahme FDP-Fraktion 

8 Stellungnahme IKS  
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1 Vorbemerkung/Anlass 

Im Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 20301 sowie im Masterplan 100% 

KlimaBEwusst2 wurde die Empfehlung formuliert, ein gesamtstädtisches Radver-

kehrskonzept für die Stadt Beckum zu entwickeln. 

In diesem Rahmen wurde das Ingenieurbüro IKS Mobilitätsplanung mit der Er-

stellung eines Radverkehrskonzeptes beauftragt. 

In einem partizipativen Verfahren soll das übergeordnete Ziel angestrebt werden, 

eine Verlagerung von Fahrten mit Personenkraftwagen (Pkw)-Nutzung auf das 

Fahrrad zu erreichen und den Radverkehrsanteil von aktuell 18 Prozent erheblich 

zu steigern. Je nach Szenario aus dem Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 2030 sind 

Zunahmen für den Radverkehr von 25 Prozent (Szenario 1) beziehungsweise 

50 Prozent (Szenario 2) angestrebt.3  

 

Durch die Verlagerung des Modal Splits zu Gunsten des Radverkehrs als Teil des 

Umweltverbunds soll die Aufenthalts- und Lebensqualität in Beckum gesteigert 

und insgesamt eine Minimierung des CO2-Ausstoßes erreicht werden. 

Im Mittelpunkt der Konzeption sollen nicht nur infrastrukturelle Maßnahmen ste-

hen, sondern auch nicht-investive Maßnahmen.  

 

1  SHP Ingenieure; Verkehrsentwicklungsplan 2030. Beckum 2019 

2  Jung Stadtkonzepte Stadtplaner & Ingenieure Partnerschaftsgesellschaft; 100%KlimaBEwusst - der 

Masterplan für Beckum. Beckum 2017 

3  SHP Ingenieure; Verkehrsentwicklungsplan 2030. Beckum 2019, Seite 17-19 
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1.1 Untersuchungsgebiet 

Das Untersuchungsgebiet umfasst die Stadt Beckum im Landkreis Warendorf mit 

insgesamt 37 477 Einwohnerinnen und Einwohnern. Diese verteilen sich folgen-

dermaßen auf die Stadtteile: 

- Beckum: 24 642 (65,70 Prozent) 

- Neubeckum: 10 687 (28,49 Prozent) 

- Roland: 1 065 (2,84 Prozent) 

- Vellern: 1 083 (2,89 Prozent)4 

 

Das Untersuchungsgebiet ist von überregionalen Radverbindungen durchzogen. 

Dazu gehören mehrere (touristische) Routen, die sich im Untersuchungsgebiet 

teilweise überlagern.  

- Radverkehrsnetz NRW5  

- WerseRadweg 

- Zementroute 

- 100 Schlösser Route 

 

Die Grenze des Untersuchungsgebiets ist mit den vorhandenen überregionalen 

Radverbindungen in Karte 1 auf Seite 9 dargestellt. 

 

 

Zur besseren Lesbarkeit am Bildschirm sind sämtliche Karten in verkleinerter Form 

in den Text eingebettet. Zusätzlich liegen die Karten in Originalgröße im Anhang. 

 

4  Stadt Beckum (Stand 31.12.2018); https://www.beckum.de/de/wirtschaft/wirtschaftsfoerderung/stand-

ort-beckum.html [Zugriff: 21.12.2020] 

5  Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen; https://www.radverkehrsnetz.nrw.de [Zugriff: 

21.10.2020] 
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Karte 1 - Untersuchungsgebiet mit touristischen Radwegen und Radverkehrsnetz NRW (Ge-

samtgebiet) 

 

1.2 Argumente zur Förderung des Radverkehrs in Beckum 

In bundes-6 und landesweiten7 Strategien zur Mobilität ist die Förderung des Rad-

verkehrs als Bestandteil des Umweltverbunds seit vielen Jahren verankert. Darauf 

aufbauend ergeben sich für Beckum vielfältige Argumente zur Förderung des 

Radverkehrs: 

- Radverkehr ist anderen Verkehrsmitteln in Geschwindigkeit, Kosten und 

Komfort oft überlegen. Dies gilt insbesondere für Wege unter 5 km, wobei 

sich der Radius mit der steigenden Elektrifizierung des Radverkehrs weiter 

ausdehnt. Aufgrund der kompakten Stadtgröße sind in diesem Radius na-

hezu sämtliche Ziele in Beckum erreichbar. Insbesondere auch die Verbin-

dung von dem Kernort Beckum mit dem Bahnhof in Neubeckum. 

 

6  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI); Nationaler Radverkehrsplan 3.0. Ber-

lin 2021 

7  Landesregierung Nordrhein-Westfalen; heute handeln - Beitrag des Landes Nordrhein-Westfalen zur 

Umsetzung der globalen nachhaltigkeitsziele. Düsseldorf 2016, Seite 17 
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- Die ebene Topografie bietet gute Voraussetzungen für einen hohen Rad-

verkehrsanteil. 

- Radverkehr ist umwelt- und klimafreundlich (in Punkten wie Luftschadstof-

fen sowie Lärmemissionen). 

- Radverkehr steht für effizienten und wirtschaftlichen Nutzen der begrenzten 

Flächen und Ressourcen. 

- Radverkehr sorgt für gesunde Bewohnerinnen und Bewohner und Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter. 

- Radverkehr ist ein günstiges Verkehrsmittel und sichert die eigenständige 

Mobilität von Kindern und älteren Menschen (soziale Komponente). 

- Im Landkreis Warendorf (gesamt) und in angrenzenden Städten besteht be-

reits ein höherer Radverkehrsanteil als in Beckum, wodurch das Potenzial für 

Beckum ableitbar ist (vergleiche Abbildung 1). 

 

 

Abbildung 1 - Radverkehrsanteil im Landkreis Warendorf und angrenzenden Städten8 

 

8  Datengrundlage: SHP Ingenieure; Verkehrsentwicklungsplan Beckum 2030. Hannover 2019, Seite 18 

Zu Fuß 

Fahrrad 

ÖV 

Pkw (Fahrer/in) 

Pkw (Mitfahrer/in) 
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2 Vorhandene Konzepte und sonstige Untersuchungen zum Thema Radverkehr 

Es bestehen mehrere Konzepte, Planungen und sonstige Untersuchungen, die für 

das Radverkehrskonzept Beckum relevant sind. Die wichtigsten sind nachfolgend 

in chronologischer Reihenfolge angeführt und werden in der Konzeptentwicklung 

berücksichtigt. 

 

2.1 Vorhandene Konzepte 

Folgende Konzepte liegen der Auswertung zu Grunde. Besondere Relevanz für 

das Radverkehrskonzept Beckum besitzen das übergeordnete Radverkehrskon-

zept des Landkreis Warendorf sowie der Verkehrsentwicklungsplan 2030 Beckum. 

- 2020: Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept für die Innenstadt 

Neubeckum (ISEK Neubeckum)9  

- 2019: Verkehrsentwicklungsplan 2030 Beckum (VEP 2030)10 

- 2018: Dorfinnenentwicklungskonzept für den Stadtteil Roland11 

- 2018: Dorfinnenentwicklungskonzept für den Stadtteil Vellern12 

- 2018: Klimaschutzteilkonzept Mobilität – Radverkehrskonzept Landkreis 

Warendorf13 

- 2017: 100%KlimaBEwusst – Der Masterplan für Beckum14 

- 2012/2016: Ergänzung/Fortschreibung – Integriertes Handlungs- und Maß-

nahmenkonzept Innenstadt Beckum 15 

- 2011: Stadtentwicklungskonzept Beckum 2025 (StEK 2025) 16 

 

 

 

9  Pesch Partner Architekten Stadtplaner GmbH; Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept für die 

Innenstadt Neubeckum. Endbericht. Dortmund 2020 

10 SHP Ingenieure; Verkehrsentwicklungsplan Beckum 2030. Hannover 2019 

11 Vera Lauber raumplanung und planinvent - Büro für räumliche Planung; Dorfinnenentwicklungskon-

zept (DIEK) für den Stadtteil Roland. Bad Berleburg/Münster 2018 

12 Vera Lauber raumplanung und planinvent - Büro für räumliche Planung; Dorfinnenentwicklungskon-

zept (DIEK) für den Stadtteil Vellern. Bad Berleburg/Münster 2018 

13 Planersocietät; Klimaschutzteilkonzept Mobilität – Radverkehrskonzept. Dortmund 2018 

14 Jung Stadtkonzepte Stadtplaner & Ingenieure Partnerschaftsgesellschaft; 100% KlimaBEwusst. Der 

Masterplan für Beckum. Köln 2017 

15  plan-lokal; Ergänzung Integriertes Handlungs- und Maßnahmenkonzept Innenstadt Beckum. Dort-

mund 2012/2016 

17 Stadt Beckum (Herausgeber); Stadtentwicklungskonzept Beckum 2025. Beckum 2011 
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Die bereits identifizierten und abgestimmten Ziele und Handlungsfelder aus den 

bestehenden Konzepten sind nachfolgend zusammengefasst. Im Rahmen dieser 

Konzepte wurden teilweise auch konkrete Maßnahmenvorschläge entwickelt, die 

ebenfalls in das Radverkehrskonzept einfließen.  

- Erhöhung des Radverkehrsanteils am Modal Split als Baustein des Umwelt-

verbunds → Pkw-Fahrten reduzieren 

- Ausbau einer attraktiven, durchgängigen und kontinuierlichen Radinfra-

struktur innerorts und außerorts → Integration überregionaler Radinfra-

struktur 

- Entwicklung von Velorouten als Pendelrouten mit besonderem Komfort 

- Erreichbarkeit der Innenstadt verbessern 

- Elektromobilität im Radverkehr fördern 

- Vernetzte und geteilte Mobilitätsangebote fördern 

- Sicherheit des Radverkehrs verbessern 

- Radtourismus stärken 

- Öffentlichkeitsarbeit ausbauen 

 

2.2 Sonstige Untersuchungen 

Neben vorhandenen Konzepten bestehen weitere Untersuchungen, die im Rah-

men des Radverkehrskonzeptes ausgewertet und berücksichtigt werden. 

ADFC Fahrradklimatest 

Der ADFC-Fahrradklima-Test ist eine der größten Befragungen zum Radfahrklima 

weltweit17 und wird im zweijährigen Rhythmus durchgeführt. Das Bundesministe-

rium für Verkehr und digitale Infrastruktur fördert den ADFC-Fahrradklima-Test 

aus Mitteln zur Umsetzung des Nationalen Radverkehrsplans. Die Teilnahme an 

der Befragung ist öffentlich und frei zugänglich. 

Die Auswertung des Fahrradklimatests 2020 für die Stadt Beckum ergibt zusam-

mengefasst folgende Punkte:18 

- Die Gesamtbewertung durch die Teilnehmenden ergibt die Schulnote 3,8. 

 

17  Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club (ADFC); https://fahrradklima-test.adfc.de/ [Zugriff: 11.01.2021] 

18  Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club (ADFC); https://fahrradklima-test.adfc.de/ergebnisse [Zugriff: 

23.03.2021] 
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- Damit belegt Beckum den Rang 172 von 415 Städten in der Größenklasse 

20 000 - 50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern. 

- Folgende Stärken wurden benannt: „Winterdienst auf Radwegen“, „Reini-

gung der Radwege“, „Ampelschaltung für Radfahrende“. Zusätzlich wurden 

in der Einzelbewertung die „Erreichbarkeit Stadtzentrum“, „zügiges Radfah-

ren“ und „Radfahren durch Alt und Jung“ positiv bewertet. 

- Folgende Schwächen wurden benannt: „Öffentliche Fahrräder“, „Werbung 

für das Radfahren“, „Abstellanlagen“. Zusätzlich wurden in der Einzelbewer-

tung die „Falschparkkontrolle auf Radwegen“ und „Breite der (Rad)wege“ 

negativ bewertet. 

 

Im Vergleich zum letzten Fahrradklimatest aus dem Jahr 2018 wurde eine „leichte 

Verschlechterung“ festgestellt. Die Gesamtnote lag 2018 bei 3,7. Für das Jahr 2016 

liegen keine auswertbaren Informationen vor. 2014 lag die Gesamtnote bei 3,0. 

 

Bericht zur Befahrung des WerseRadweg 

Der WerseRadweg (Teilstück Beckum) wurde im Jahr 2019 befahren und eine Ein-

stufung und Bewertung nach Kriterien gemäß dem aktuellen Handbuch des All-

gemeiner Deutscher Fahrrad-Club (ADFC) durchgeführt.19  

Folgende Mängel tragen nach dem Bericht dazu bei, dass der WerseRadweg im 

aktuellen Zustand ab kommenden Jahr bei einer Zertifizierung zum ersten Mal 

nicht die 3*** Sterne erreichen würde: 

- In der Kategorie Breite haben sich die Wege in Beckum nicht verbessert 

- Es bestehen punktuelle Engstellen (Poller, Umlaufschranken) an mehreren 

Stellen 

- Zugewachsene Abschnitte verschmälern die nutzbare Breite des Weges 

- An 6 Standorten bestehen Mängel an den Wegweisern 

- Einzelne Ausstattungselemente sind morsch 

 

 

19  Wellige, Ulrike; Bericht zur Befahrung des WERSE RAD WEGES. September 2019. Teilstück Beckum. 

Münster 2019 
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3 Zielsetzungen 

Auf Grundlage bestehender Zielsetzungen und dem Beteiligungsverfahren wird 

folgende allgemeinen Zielsetzung für das Radverkehrskonzept definiert, an dem 

sich das Konzept und die konkreten Maßnahmenempfehlungen ausrichten: 

- Aufenthalts- und Lebensqualität erhöhen 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit Kraft-

fahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

 

4 Beteiligungsverfahren 

Wegen der Covid-19-Pandemie konnte das Beteiligungsverfahren nicht wie ur-

sprünglich geplant stattfinden. Stattdessen wurde dieses mit folgenden Elemen-

ten teilweise online durchgeführt.  

- Online-Abstimmungen innerhalb des im Projektverlauf eingerichteten Ar-

beitskreis mit verschiedenen Abteilungen der Verwaltung und dem Allge-

meinen Deutschen Fahrrad-Club (ADFC) 

- Vorstellung der Ergebnisse vor politischen Gremien (vergleiche Abbildung 

2) 

- Öffentlicher Online-Workshop inklusive moderierter Diskussion (Ergebnisse 

vergleiche Online-Workshop ab Seite 24) 

 

Abbildung 2 - Vorstellung im Ausschuss für Stadtentwicklung 
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5 Planungsgrundlagen und Anforderungen 

Für Planungen zum Radverkehr sind insbesondere folgende Grundlagen zu nen-

nen: 

- Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)20 

- Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-

StVO)21 

- Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt)22 

- Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA)23  

 

5.1 Hierarchisierung des Netzes 

Das Fahrrad ist ein Alltagsverkehrsmittel sowie ein touristisches Verkehrsmittel. 

Radverkehrsplanung ist dabei immer Angebotsplanung.  

Die wichtigsten Routen sollen daher in einem Radverkehrsnetz zusammengefasst 

werden, dass auch die Ortsteile lückenlos verbindet. Das gesamte Radverkehrs-

netz soll perspektivisch zu jeder Tages- und Jahreszeit und für alle Nutzungsgrup-

pen sicher und komfortabel befahrbar sein, insbesondere für Alltagsradfahrende 

(Pendelnde, Schülerinnen und Schüler), Gelegenheitsradfahrende aber auch für 

touristischen Radverkehr.  

 

5.2 Führungsformen und Abmessungen von Radinfrastruktur 

Die Führungsformen und Abmessungen der Radverkehrsinfrastruktur werden be-

sonders durch die Menge und die Geschwindigkeit des Kfz-Verkehrs bestimmt. 

In Abbildung 3 auf Seite 16 sind die innerörtlichen Regeleinsatzformen darge-

stellt, wobei die Übergänge nicht als harte Grenzen zu definieren sind. 

Außerorts ist durch die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) eine sepa-

rate Führung im Seitenraum ab einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 

 

20  Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I Seite 367), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-

nung vom 18. Dezember 2020 (BGBl. I Seite 3047) geändert worden ist 

21  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) Vom 26. Januar 2001 In 

der Fassung vom 22. Mai 2017 (BAnz AT 29.05.2017 B8) 

22 Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Richtlinie für die Anlage von Stadtstra-

ßen (RASt). Köln 2006 

23  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Radverkehrsanla-

gen (ERA). Köln 2010 
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100 km/h und einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) von mehr 

als 2 500 Kfz beziehungsweise 70 km/h und >4 000 DTV empfohlen. 24  

 

 I: Führung im Mischverkehr  

 

II: Schutzstreifen, Gehweg/ Radfahrer 

frei25 und andere Radwege (ohne Be-

nutzungspflicht) 

 

III/IV: Radfahrstreifen, Radweg, Ge-

meinsamer Geh- und Radweg26 

 

Abbildung 3: Geeignete Führungsformen bei zweistreifigen Straßen innerorts27  

 

Mindestens auf dem Radverkehrsnetz sollen die Führungsformen entsprechend 

der Vorgaben der Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) umgesetzt wer-

den. Entscheidend sind kontinuierliche Führungsformen (keine Aneinanderrei-

hung von verschiedenen Führungsformen) mit geringem Unfallrisiko, hoher Ak-

zeptanz und angemessenen Abmessungen. Auf dieser Grundlage ergeben sich 

auch die in Tabelle 1 auf Seite 17 genannten Breiten. 

 

 

24  Vergleiche Ebenda, Seite 67 

25  Beachte Kapitel Planungsgrundlagen und Anforderungen - Führung des Radverkehrs innerorts ab Seite 

20 

26  Beachte Ebenda 

27  Eigene Darstellung, nach: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlun-

gen für Radverkehrsanlagen (ERA). Köln 2010, Seite 18-19 
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Anlagentyp 

Breite der Radverkehrs-

anlage (jeweils ein-

schließlich Markierung) 

Breite des Sicherheitstrennstreifens 

Zur Fahr-

bahn 

Zu Längspark-

ständen (2,00 m) 

Zu Schräg/Senk-

rechtparkständen 

Schutzstreifen 

Regelmaß 1,50 m 

--- 
Sicherheitsraum 

0,25 m - 0,50 m 

Sicherheitsraum 

0,75 m 
Mindestmaß 1,25 m 

Radfahrstreifen Regelmaß 1,85 m --- 0,50 m - 0,75 m 0,75 m 

Einrichtungsrad-

weg 

Regelmaß 

(bei geringer 

Radverkehrs-

stärke) 

2,00 m 

(1,60 m) 

0,50 m 

 

0,75 m  

(bei fes-

ten Ein-

bauten 

bezie-

hungs-

weise 

hohen 

Ver-

kehrs-

stärken)  

0,75 m 

1,10 m 

(Überhangstreifen 

kann darauf ange-

rechnet werden) 

Beidseitiger Zwei-

richtungsradweg 

2,50 m 

(2,00 m) 

Einseitiger Zwei-

richtungsradweg 

3,00 m 

(2,50 m) 

Gemeinsamer 

Geh- und Radweg 

(innerorts) 

Abhängig 

von Fußgän-

ger- und 

Radverkehrs-

stärke 

> 2,50 m 

Gemeinsamer 

geh- und Radweg 

(außerorts) 

Regelmaß 2,50 m 1,75 m bei Landstraßen (Regelmaß) 

Tabelle 1: Breitenmaße von Radverkehrsanlagen und Sicherheitstrennstreifen28 

 

 

28  Eigene Tabelle, nach: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen 

für Radverkehrsanlagen (ERA). Köln 2010, Seite 16 
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5.3 Führung des Radverkehrs innerorts 

Radverkehr soll innerorts aus Gründen der Verkehrssicherheit (Sichtbarkeit im 

fließenden Verkehr) möglichst auf Fahrbahnniveau geführt werden. Auch, da Zu-

fußgehende (besonders mobilitätseingeschränkten Menschen) ungestörtes Fort-

kommen und Aufenthalt auf den Wegen im Seitenraum ermöglicht werden sol-

len. Eine gemeinsame Führung von Zufußgehenden und dem schnelleren und 

kaum akustisch wahrnehmbaren Radverkehr ist unter diesen Aspekten zu vermei-

den. Besonders mit Blick auf die zunehmende Nutzung von E-Bikes und den ge-

fahrenen Geschwindigkeiten. Geht man zusätzlich von einem steigenden Radver-

kehrsanteil aus, werden sich die Konflikte zukünftig weiter verschärfen. 

Auch die Anlage von Zweirichtungsradwegen sind innerorts zu vermeiden. In der 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung steht zu dem Thema: 

„Die Benutzung von in Fahrtrichtung links angelegten Radwegen in Gegenrichtung 

ist insbesondere innerhalb geschlossener Ortschaften mit besonderen Gefahren ver-

bunden und soll deshalb grundsätzlich nicht angeordnet werden.“ 29 

 

5.4 Führung des Radverkehrs außerorts 

Außerorts soll Radverkehr möglichst auf fahrbahnbegleitenden oder straßenun-

abhängigen Wegen geführt werden. Insbesondere wenn die Verbindung für Kin-

der und Jugendliche, ältere Personen oder Radtouristen relevant ist oder soweit 

eine (sonstige) besondere Netzbedeutung vorliegt.30  

Die Führung auf Zweirichtungsradwegen (auch gemeinsam mit Fußverkehr) ist 

außerorts die Regel, sofern kein besonderer Bedarf an beidseitigen Radwegen 

besteht.31  

Den Übergängen von innerorts/außerorts beziehungsweise der Querung von Au-

ßerortsstraßen sind besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Bei mehr als 

500 Kfz/h oder wenn mit erhöhtem Aufkommen von Schülerinnen und Schülern, 

Seniorinnen und Senioren oder Freizeitverkehren zu rechnen ist, sollen Querungs-

anlagen vorgesehen werden.32 

 

 

29  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) Vom 26. Januar 2001 In 

der Fassung vom 22. Mai 2017 (BAnz AT 29.05.2017 B8) Zu § 2 Straßenbenutzung durch Fahrzeuge, Zu 

Absatz 4 Satz 3 und Satz 4, Freigabe linker Radwege (Radverkehr in Gegenrichtung) 

30  Vergleiche Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Radver-

kehrsanlagen (ERA). Köln 2010, Seite 9 und Seite 67 

31  Vergleiche Ebenda, Seite 67 

32  Vergleiche Ebenda, Seite 57 
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5.5 Radwegebenutzungspflicht 

Eine Benutzungspflicht für Radfahrende besteht auf Wegen, die durch die Ver-

kehrszeichen 237, 240 und 241 StVO beschildert sind (siehe Abbildung 4). 

 

Abbildung 4: Verkehrszeichen 237, 240, 241 StVO 

 

Eine Beschilderung von Radwegen mit Benutzungspflicht darf nur angeordnet 

werden, wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 

besteht, die das allgemeine Risiko erheblich übersteigt. Dies wurde durch ein Ur-

teil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.11.2010 bestätigt.33 Zusätzlich muss 

die Führung in Anlage und baulicher Ausführung verschiedene Voraussetzungen 

erfüllen, wie zum Beispiel ausreichender Zustand und Breite.34 

 

5.6 Anforderungen an Fahrradabstellanlagen 

Abstellanlagen sind in der Regel Endpunkt (und oft auch Ausgangspunkt) eines 

Weges mit dem Fahrrad und somit ein bedeutender Qualitätsindikator. Sie sollen 

mindestens an wichtigen Quell- und Zielorten sowie dezentral in Wohngebieten 

verteilt sein. Existiert kein oder ein unzureichendes Angebot, besteht die Gefahr, 

dass Räder „wild“ an Schildern, Laternen oder Bäumen abgestellt werden und un-

ter Umständen Gehwege verengen sowie die Barrierefreiheit eingeschränkt wer-

den. 

Mit dem steigenden Absatz von E-Bikes wird ein hoher Sicherheitsanspruch an 

Abstellanlagen gestellt. Vorderradhalter (sogenannte „Felgenkillern“) sollten 

grundsätzlich nicht aufgestellt werden.  

 

33  Vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 18.11.2010 - 3 C 42.09 

34  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) Vom 26.01.2001 In der 

Fassung vom 22. Mai 2017 (BAnz AT 29.05.2017 B8) - zu Absatz 4 Satz 2 II Radwegebenutzungspflicht 
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Die Fahrradabstellanlagen sollten je nach örtlicher Anforderung ausgestattet wer-

den und folgende Anforderungen erfüllen:35 

- Gut sichtbar und unmittelbar in der Nähe des Ziels 

- Einfach und schnell nutzbar - ausreichend Seitenfreiheit (mindestens 1,00 m 

Entfernung zwischen zwei Bügeln) und gute Zugänglichkeit 

- Guter Schutz vor Diebstahl und Beschädigung 

- Passend für alle Fahrradtypen (auch E-Bikes, Rennräder und Mountainbikes) 

- Abstellanlagen für Fahrräder sollen nicht auf Flächen des Fußgängerver-

kehrs errichtet werden 

 

In Tabelle 2 ist dargestellt, welche Ausstattung an welcher Stelle im Ortsgefüge sinnvoll 

erscheint. 

 

Ort Art der Abstellanlage 

Im Straßenraum Bügel (Aufstellung nicht auf Gehwegen) 

Auf Plätzen/Freiräumen Bügel (gegebenenfalls flexibel verstellbar) 

An Schulen/Arbeitsstätten Bügel mit Überdachung; gegebenenfalls mit öf-

fentlicher Luftpumpe und E-Ladestation 

An touristischen Zielen  

An touristischen Sammel-

punkten 

Bügel mit Überdachung, E-Ladestation(en), öf-

fentliche Luftpumpe, Gepäckschließfächer und 

Info-Tafeln 

An Bahnhöfen/Mobilitäts-

knotenpunkten 

Fahrradparkhaus oder Fahrradraum mit E-La-

destation(en), öffentliche Luftpumpe, Gepäck-

schließfächer, Info-Tafeln, Reparaturservice und 

Bewachung 

Tabelle 2: Fahrradabstellanlagen - Standort und mögliche Ausstattung36 

 

35  Vergleiche Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club - ADFC; Empfehlenswerte Fahrrad-Abstellanlagen - 

Anforderungen an Sicherheit und Gebrauchstauglichkeit - Technische Richtlinie TR6102-0911 und For-

schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Hinweise zum Fahrradparken. Köln 2012 

36  Die Ausstattung kann je nach Bedarf variieren - es können auch nur einzelne Elemente angeboten wer-

den. 
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6 Bestandserhebung / Analyse 

Das gesamte Radverkehrsnetz wurde im April und Mai 2020 anhand von Befah-

rungen mit dem Fahrrad vor Ort erhoben, um eine praxisnahe Beurteilung und 

zielorientierte Analyse zu gewährleisten. Die erhobenen Daten inklusive Fotos 

wurden in GIS37 georeferenziert digitalisiert. 

Die angegebenen Fahrbahnbreiten entstammen zum Teil aus Luftbildmessungen 

sowie eigenen Messungen an exemplarischen Stellen und ersetzen keine umfäng-

liche Vermessung. 

 

6.1 Unfallauswertung 

Für das Untersuchungsgebiet wurden die polizeilich erfassten Unfälle vom 

16.02.2017 bis 23.12.2019 ausgewertet.38 Bei der Auswertung ist zu berücksichti-

gen, dass bei Unfällen mit Zufußgehenden und Radfahrenden eine hohe Dunkel-

ziffer von polizeilich nicht erfassten Unfällen vorliegt.  

In Tabelle 3 ist die Definition entscheidender Unfalltypen aufgelistet.39 Die gemel-

deten Unfälle im untersuchten Zeitraum sind in Karte 2 und Karte 3 auf Seite 23 

dargestellt. 

Im gesamten Stadtgebiet sind 136 Verkehrsunfälle gemeldet worden, wovon bei 

128 ein Personenschaden vorlag mit insgesamt 131 verunglückten Personen. Da-

von waren 24 schwerverletzte und 107 leichtverletzte (keine Toten).  

123 Unfälle fanden innerorts statt (davon 115 mit Personenschaden) und 13 au-

ßerorts (alle mit Personenschaden). Bei den Altersgruppen waren besonders Kin-

der unter 14 Jahren (27 Verunglückte) und Seniorinnen und Senioren über 65 (24 

Verunglückte) und über 75 Jahre (14 Verunglückte) betroffen. 

Dabei waren in 52 Prozent (Anzahl: 67) der Unfälle Pkw die Hauptverursacher. In 

39 Prozent (Anzahl 50) waren Radfahrende die Hauptverursacher. 

Die häufigsten Unfallursachen waren Einbiegen/Kreuzen-Unfälle und Abbiege-

Unfälle. Räumlich sind die Unfälle über das gesamte Stadtgebiet verteilt und ins-

besondere auf den Hauptverkehrsstraßen zu verorten.  

Bereiche mit mehreren Unfällen mit Radfahrerbeteiligung können in Beckum im 

Bereich der B 58 zwischen Innenstadt und Busbahnhof, auf dem Nord- und 

 

37 GIS: Geografische Informationssysteme ermöglichen das digitale, georeferenzierte Bearbeiten sowie 

Auswerten von Informationen und Daten 

38 Die Daten wurden durch die Polizei Beckum bereitgestellt 

39 Vergleiche Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Merkblatt für die Auswer-

tung von Straßenverkehrsunfällen. Köln 2001, Seite 9 
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Westwall, auf der Lippborger Straße, entlang des Konrad-Adenauer-Rings und in 

Neubeckum entlang der Hauptstraße und der Vellerner Straße ausgemacht wer-

den. 

 

 

Unfalltyp Definition 

Abbiege-Unfall 

Um einen Abbiege-Unfall handelt es sich, wenn der Unfall 

durch einen Konflikt zwischen einem Abbieger und einem 

auf gleicher oder entgegengesetzter Richtung kommenden 

Verkehrsteilnehmer ausgelöst wurde.  

Das gilt an Einmündungen und Kreuzungen von Straßen, 

Feld- oder Radwegen sowie an Zufahrten, zum Beispiel zu 

einem Grundstück oder einem Parkplatz.  

Einbiegen/ 

Kreuzen-Unfall 

Um einen „Einbiegen/Kreuzen-Unfall“ handelt es sich, wenn 

der Unfall durch einen Konflikt zwischen einem einbiegen-

den oder kreuzenden Wartepflichtigen und einem Vorfahrt-

berechtigten ausgelöst wurde.  

Das gilt an Einmündungen und Kreuzungen von Straßen, 

Feld- oder Radwegen, an Bahnübergängen sowie an Zufahr-

ten, zum Beispiel von einem Grundstück oder einem Park-

platz.  

Überschreiten-

Unfall 

Um einen „Überschreiten-Unfall“ handelt es sich, wenn der 

der Unfall durch einen Konflikt zwischen einem die Fahrbahn 

überschreitenden Zufußgehenden und einem Fahrzeug aus-

gelöst wurde - sofern das Fahrzeug nicht soeben abgebogen 

ist.  

Diese Grundsätze gelten unabhängig davon, ob der Unfall 

an einer Stelle ohne besondere Einrichtung für den Fußgän-

gerquerverkehr geschehen ist oder an einem Zebrastreifen, 

einer lichtzeichengeregelten Fußgängerfurt oder ähnlich. 

Unfall im 

Längsverkehr 

Um einen „Unfall im Längsverkehr“ handelt es sich, wenn der 

Unfall durch einen Konflikt zwischen Verkehrsteilnehmern, 

die sich in gleicher oder entgegengesetzter Richtung be-

wegten, ausgelöst wurde, sofern dieser Konflikt nicht einem 

anderen Unfalltyp entspricht.  

Tabelle 3 - Definition von Unfalltypen (Auszug) 
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Karte 2 - Unfallkarte (Beckum) 

 

Karte 3 - Unfallkarte (Neubeckum, Roland, Vellern) 
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6.2 Online-Workshop 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens fand am 24.03.2021 ein öffentlicher On-

line-Workshop mit über 40 Teilnehmenden statt. Nach der Begrüßung durch 

Herrn Bürgermeister Gerdhenrich wurde die Moderation durch Alexander Gar-

dyan vom Ingenieurbüro IKS Mobilitätsplanung übernommen. 

 

Abbildung 5: Screenshot des Online-Workshops mit einem Teil der Teilnehmenden 

Im ersten Abschnitt des Workshops wurde der aktuelle Arbeitsstand und erste 

konkrete Handlungsansätze anhand einer Präsentation vorgestellt. Im zweiten 

Teil war Raum für eine Diskussion mit den teilnehmenden Bürgerinnen und Bür-

gern. Dabei wurden konstruktive Ideen und Anmerkungen zu vielfältigen The-

menbereichen der Radverkehrsplanung eingebracht. 

Begleitet wurde der Workshop durch Online-Befragungen der Teilnehmenden, 

um Meinungsbilder und mögliche Schwerpunkte für die weitere Bearbeitung des 

Konzeptes zu ermitteln. Die Ergebnisse sind in Abbildung 6 und Abbildung 7 dar-

gestellt. 

 N=23  

Abbildung 6 - Sind die Zielsetzungen vollständig benannt? Sind die Problemstellen vollstän-

dig benannt? 

18
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Ja, die Handlungsfelder sind vollständig

Nein, es fehlen Handlungsfelder

Ja, die Zielsetzungen sind vollständig

Nein, es fehlen Zielsetzungen
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 N=26 

Abbildung 7 - Was sind aus Ihrer Sicht die 2 wichtigsten Handlungsfelder (2 Antwortmöglich-

keiten pro Person) 

 

Die Ergebnisse der Umfragen und der darauffolgenden Diskussion haben gezeigt, 

dass neben den genannten Zielsetzungen und Problemstellen auch kleinteilige 

Mängel weiter in den Fokus rücken sollten. 

Als entscheidende Handlungsfelder wurden die „Änderung der Straßenraumauf-

teilung an den Ein- und Ausfallstraßen“ sowie die Schaffung von hochwertigen 

„Abstellanlagen im Bereich der Fußgängerzone“ als zentrale Themen bewertet. 

Im Rahmen der Diskussion wurden zu punktuellen Mängeln oft Konflikte mit ab-

gestellten Mülltonnen auf Rad- und Gehwegen bemängelt. Hierdurch komme es 

beim Ausweichen auf Fahrbahn und Gehweg zu Konflikten mit anderen Verkehrs-

teilnehmern. 

Als Beispiel für die außerorts existierenden Netzlücken wurde der Lippweg ge-

nannt, welcher auch durch ein hohes Schwerverkehrsaufkommen als besonders 

gefährlich beschrieben wurde. 

Weitere Themen sind die Priorisierung des Radverkehrsflusses an Knotenpunkten 

und die Verbesserung der Durchfahrbarkeit der Innenstadt für Radfahrende. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass durch die rege Beteiligung der Teilnehmen-

den viel Expertenwissen zu unterschiedlichen Bereichen des Radverkehrs in 

Beckum gesammelt wurde. Die Ergebnisse wurden, soweit sinnvoll und möglich, 

in das Radverkehrskonzept integriert. 
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6.3 Netzkonzept 

Radverkehrsplanung ist immer Angebotsplanung. Grundsätzlich sollen alle Stra-

ßen und Wege sicher und komfortabel für den Radverkehr (auch mit Elektroan-

trieb oder für Lastenräder und Anhänger) nutzbar sein.  

Das Angebot eines lückenlosen, sicheren und komfortablen Radverkehrsnetzes 

zur Bündelung der wichtigsten Verbindungen ist dabei für Radfahrende von be-

sonderer Relevanz. 

Wunschliniennetz 

Zur Ableitung eines vorangestellten Wunschliniennetzes wurden die entscheiden-

den Quell- und Zielorte mit den größten Potenzialen für Alltags- und touristi-

schen Radverkehr miteinander vernetzt. Das Wunschliniennetz wurde unabhän-

gig bestehender Wege entwickelt. 

Besondere Relevanz wurde für Routen, welche die Stadtteile Beckum, Neu-

beckum, Roland und Vellern verbinden, identifiziert. Darüber hinaus sind die Rou-

ten zu den angrenzenden Städten und Gemeinden Ahlen, Oelde und Ennigerloh 

sowie der Ring um die historische Altstadt von Beckum von besonderer Bedeu-

tung. 

Weitere Quell- und Zielorten mit hoher Relevanz für den Radverkehr sind: 

- Bahnhof im Stadtteil Neubeckum und Busbahnhof in Beckum 

- Geschäftsbereiche mit gemischten Nutzungen und Versorgungsfunktion 

- Standorte wichtiger Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

- Wohnquartiere 

- Freizeiteinrichtungen und -aktivitäten 

 

Das daraus abgeleitete Wunschliniennetz ist in Karte 4 dargestellt. 
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Karte 4 - Wunschliniennetz und Zielorte (Gesamtgebiet) 

 

Radverkehrsnetz 

Die entwickelten Wunschlinien sind auf bestehende Straßen und Wege umgelegt 

worden. Dabei wurden die vorhandenen touristischen Radwege (sofern für den 

Alltagsverkehr relevant) in das Radverkehrsnetz integriert. Das gesamte Radver-

kehrsnetz soll perspektivisch zu jeder Tages- und Jahreszeit und für alle Nut-

zungsgruppen sicher und komfortabel befahrbar sein, also für Alltagsradfahrende 

(Pendelnde, Schülerinnen und Schüler), Gelegenheitsradfahrende sowie touristi-

schen Radverkehr. 

Das in Karte 5 dargestellte Radverkehrsnetz ist ein Zielnetz. Das bedeutet, dass 

zum aktuellen Zeitpunkt nicht alle Verbindungen optimal nutzbar sein müssen. 

Teile des Netzes werden beispielsweise erst durch die Umsetzung von Maßnah-

men befahrbar. Das Radverkehrsnetz hat eine Länge von 214 km. Davon verlaufen 

etwa 70 km auf touristischen Radwegen. 

Das Radverkehrsnetz ist hierarchisch in Hauptrouten und Nebenrouten geglie-

dert. Hauptrouten bilden die direkten Verbindungen und verlaufen in den meis-

ten Fällen entlang der Hauptverkehrsstraßen. Die Nebenrouten binden ergänzend 

Schulstandorte und Wohngebiete an und verlaufen zu großen Teilen im Neben-

straßennetz. 
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Karte 5 - Radverkehrsnetz (Gesamtgebiet) 

 

6.4 Belastungsbereiche und Führungsformen im Radverkehrsnetz 

Um einordnen zu können, ob die bestehenden Führungsformen den Anforderun-

gen der Radfahrenden entsprechen, ist die Kategorisierung des Radverkehrsnet-

zes in Belastungsbereiche und zugehörige Regeleinsatzbereiche zielführend.40 Die 

Belastungsbereiche nach Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) sind in 

Karte 6 und Karte 7 auf Seite 29 dargestellt. 

Ein Großteil der Abschnitte im Radverkehrsnetz sind dem Belastungsbereich I 

oder II zuzuordnen. In diesen Abschnitten ist entsprechend der Regelwerke, so-

fern nicht besondere Belange von schutzbedürftigen Radfahrenden dazukom-

men, die Führung im Mischverkehr oder mit Schutzstreifen empfohlen. 

Der Belastungsbereich III wird auf einigen der Hauptverkehrsstraßen innerhalb 

des Radverkehrsnetzes erreicht, beispielsweise auf Abschnitten des Konrad-Ade-

nauer-Rings, der Zementstraße, oder der Neubeckumer Straße. Dort sind entspre-

chend den Regelwerken Radfahrstreifen oder baulich angelegte Radwege ange-

messen. 

Der Belastungsbereich IV wird innerorts nicht erreicht.  

 

40  Vergleiche Abbildung 3 ab Seite 10 
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Abschnitte außerorts im Radverkehrsnetz bilden eine eigene Kategorie, da auf 

diesen generell eine vom Kfz-Verkehr getrennte Führung angestrebt wird. 

 
Karte 6 - Belastungsbereiche nach ERA (Beckum) 

 
Karte 7 - Belastungsbereich nach ERA (Neubeckum, Roland, Vellern) 
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Im Untersuchungsgebiet besteht eine Vielzahl an Führungsformen, die ohne Kon-

tinuität über das gesamte Netz verteilt sind (vergleiche Karte 8 und Karte 9 auf 

Seite 32). Auch innerhalb einzelner Straßenabschnitte bestehen Wechsel von 

Fahrbahnniveau in den Seitenraum und wieder zurück (siehe Abbildung 8). 

 

Abbildung 8: Wechsel von Fahrbahnniveau in den Seitenraum, Hammer Straße (Beckum) 

Innerorts ist insbesondere entlang der Hauptverkehrsstraßen Radinfrastruktur 

vorhanden. In Beckum wird der Radverkehr dort auf vielen Abschnitten im Sei-

tenraum als getrennter Geh- und Radweg geführt (Z 241 StVO, benutzungspflich-

tig). Auf mehreren Ein- und Ausfallstraßen ist auch ein Seitenstreifen auf der Fahr-

bahn markiert. Dieser darf grundsätzlich durch Radverkehr befahren werden. We-

gen dort parkender Fahrzeuge ist das in der Praxis kaum durchgängig möglich. 

 

Abbildung 9 - Straßenraumaufteilung mit Seitenstreifen, Stromberger Straße (Beckum) 

In Neubeckum ist entlang der Hauptstraße ein Schutzstreifen angelegt (vergleiche 

Abbildung 10). In einzelnen Abschnitten im gesamten Untersuchungsgebiet steht 

dem Radverkehr auch entlang der Hauptverkehrsstraßen keine Infrastruktur zur 
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Verfügung. Dieser muss dort im Mischverkehr fahren. Teilweise ist auch der Geh-

weg freigegeben oder es bestehen andere Radwege. 

Im Nebenstraßennetz wird der Radverkehr in der Regel bei einer zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 km/h im Mischverkehr geführt. 

Die Fußgängerzone in Beckum ist für den Radverkehr, außer mittwochs und sams-

tags (Markt), zwischen 20 Uhr und 8 Uhr freigegeben (vergleiche Abbildung 10). 

  

Abbildung 10 - Schutzstreifen auf der Hauptstraße, Neubeckum und Freigabe der Fußgänger-

zone in Beckum  

Außerorts wird der Radverkehr im Radverkehrsnetz zu großen Teilen auf fahr-

bahnbegleitenden gemeinsamen Geh- und Radwegen oder auf Wirtschaftswe-

gen beziehungsweise touristischen Radwegen geführt (vergleiche Abbildung 11). 

Auf einzelnen Abschnitten fehlt fahrbahnbegleitende Infrastruktur. Hier muss der 

Radverkehr auch außerorts im Mischverkehr fahren. 

 

Abbildung 11 – Gemeinsamer Geh- und Radweg auf dem WerseRadweg westlich von Beckum 
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Karte 8 - Führungsformen (Beckum) 

 

Karte 9 - Führungsformen (Neubeckum, Roland, Vellern) 
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6.5 Abstellanlagen und E-Bike Ladestationen 

Innerhalb des Radverkehrsnetzes wurden die größeren Fahrradabstellanlagen so-

wie die E-Bike-Ladestationen und die Möglichkeit zur Fahrradausleihe erfasst. 

Diese sind in Karte 10 auf Seite 34 dargestellt. 

  

Abstellanlagen 

Im Untersuchungsgebiet sind an den entscheidenden Zielorten bereits Abstellan-

lagen in verschiedener Anzahl und Ausstattung vorhanden (vergleiche Abbildung 

12). Beispielsweise am Bahnhof in Neubeckum, am Busbahnhof und im Umfeld 

der Innenstadt. 

Dabei sind sowohl Abstellanlagen vorzufinden, die den Mindestanforderungen 

entsprechen (Bügel im Fahrradparkhaus Busbahnhof und Fahrradparkplatz Rog-

genmarkt), als auch solche, die den heute gültigen Anforderungen nicht mehr 

entsprechen („Felgenkiller“ am Bahnhof Neubeckum). Am Bahnhof in Neubeckum 

und Busbahnhof sind zusätzliche Komfortmerkmale wie Überdachungen vorhan-

den (vergleiche Abbildung 12).  

  

  

Abbildung 12 – Ausgewählte Fahrradabstellanlagen im Untersuchungsgebiet 

 

Hauptstraße Neubeckum Fahrradparkplatz Roggenmarkt 

Bahnhof Neubeckum Fahrradparkhaus Nordstraße/ Busbahnhof 
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E-Bike Ladestationen 

Im Untersuchungsgebiet sind neun E-Bike-Ladestationen vorhanden. Davon be-

finden sich drei im zentralen Bereich von Beckum, vier außerhalb des Stadtgebie-

tes in der Nähe von touristischen Einrichtungen (Hotels, Gaststätten) und zwei im 

zentralen Bereich von Neubeckum. In Roland und Vellern befinden sich keine E-

Bike-Ladestationen.   

 

 

Karte 10 - Radverkehrsinfrastruktur - Service (Gesamtgebiet) 
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6.6 Mängelanalyse 

Die vorhandene Infrastruktur innerhalb des Radverkehrsnetzes wurde anhand der 

Planungsgrundlagen und Anforderungen (vergleiche ab Seite 15) analysiert und 

für das gesamte Untersuchungsgebiet in GIS digitalisiert41 (siehe Abbildung 13). 

Die entscheidenden Mängel sind nachfolgend zusammenfassend bewertet und 

beschrieben. 

 

Abbildung 13 - GIS Daten auf Grundlage der Bestandserhebung (Beispielhafte Abfrage und 

Ausschnitt: punktuelle Mängel in Beckum) 

 

6.6.1 Führungsformen und Netzlücken innerorts 

Die Anwendung der vielen verschiedenen Führungsformen ohne Kontinuität ist 

für Radfahrende nur schwer nachvollziehbar. Der Wechsel von der Führung im 

Seitenraum (Gehwegniveau) auf Fahrbahnniveau sorgt in der Praxis oft dazu, dass 

sich Radfahrende für eine Seite entscheiden und dann dort auch weiterfahren, 

wenn es nicht legal ist. Die Anforderungen an ein selbsterklärendes und intuitives 

Radverkehrsnetz werden durch die Bestandssituation nicht erfüllt. 

Insbesondere entlang der Hauptverkehrsstraßen wird durch dieses teils unklare 

Angebot auf verschiedenen Bereichen der Straße (Fahrbahn, Seitenstreifen und 

 

41  Die GIS-Daten sind Bestandteil des Schlussberichts. Die Ergebnisse sämtlicher Abschnitte im Radver-

kehrsnetz können bei Bedarf separat abgerufen werden. 
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getrennter Geh- und Radweg) der Komfort und auch die subjektive Sicherheit für 

Radfahrende geschmälert. Dabei sorgen die Abschnitte mit fahrbahnbegleiten-

dem Seitenstreifen zu vermehrten Konflikten für Radfahrende. Diese werden in 

der Praxis von der Fahrbahn auf den Seitenstreifen gedrängt. Von dort aus müs-

sen sie sich in den fließenden Verkehr eingliedern und gegebenenfalls anhalten, 

sobald parkende Kfz den Seitenstreifen blockieren (vergleiche Abbildung 14).  

Beispielhafte Abschnitte mit beschriebener Problematik sind die Neubeckumer 

Straße, die Ahlener Straße, die Vorhelmer Straße oder die Stromberger Straße. 

 

Abbildung 14 - Vielfältiges Angebot an Führungsformen mit parkenden Fahrzeugen auf dem 

Seitenstreifen in der Stromberger Straße 

 

Hinzu kommen Abschnitte im Radverkehrsnetz an Hauptverkehrsstraßen, wo 

trotz Bedarf keine Radverkehrsinfrastruktur vorhanden ist (Führung im Mischver-

kehr). Diese Abschnitte sind insbesondere für unsichere Radfahrende, wie Kinder 

oder ältere Menschen, problematisch (vergleiche Abbildung 15). 

Beispielsweise auf der Hammer Straße (zwischen Ortseingang und Kreisverkehr), 

der Ahlener Straße in Beckum oder der Bahnhofstraße/Gustav-Moll-Straße und 

der Kaiser-Wilhelm-Straße in Neubeckum. 

 

Abbildung 15 - Fehlende Radverkehrsinfrastruktur in der Bahnhofstraße in Neubeckum 
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Insgesamt sind innerorts nur wenige wirkliche Netzlücken im Radverkehrsnetz 

vorhanden. Dazu gehören Einbahnstraßen, die nicht in Gegenrichtung für den 

Radverkehr freigegeben sind (Anton-Schulte-Straße Richtung Martinschule, 

Nordstraße, Linnenstraße) und ein Wegabschnitt im Westpark, der nicht für Rad-

verkehr freigegeben ist (vergleiche Abbildung 16). 

  

Abbildung 16 - Einbahnstraße in Anton-Schulte-Straße nicht für Radverkehr in Gegenrichtung 

freigegeben (links) und Wegabschnitt im Westpark nicht für Radverkehr freigegeben (rechts) 

 

6.6.2 Oberflächen, Breiten und punktuelle Mängel 

Die Oberflächen sind auf großen Teilen innerhalb des Radverkehrsnetzes in gu-

tem Zustand. Insbesondere in den Bereichen, wo Radverkehr auf Fahrbahnniveau 

geführt wird. In Abschnitten, wo der Radverkehr im Seitenraum geführt wird, be-

stehen allerdings an den Ein- und Ausfahrten der Grundstücke häufige Höhen-

versätze (Buckelpiste), was den Komfort für Radfahrende erheblich verringert. 

Die Breiten der Radinfrastruktur genügen insbesondere in den benutzungspflich-

tigen Abschnitten im Seitenraum (getrennter Geh- und Radweg) nicht den Anfor-

derungen nach den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) beziehungs-

weise der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).  

Das führt in der Praxis zu vielfältigen Gefahrensituationen, da Radfahrende ohne 

ausreichende Abstände beziehungsweise Sichtbeziehungen an parkenden Fahr-

zeugen, oder Ein- und Ausfahrten vorbeigeführt werden (vergleiche Abbildung 

17 auf Seite 38). Vorhandene Breiten der Seitenräume lassen auch eine Verbrei-

terung der Radwege auf Regelmaße nicht zu, ohne die Barrierefreiheit von Zufuß-

gehenden einzuschränken. 

Der Schutzstreifen in Neubeckum entspricht ebenfalls nicht den Breitenanforde-

rungen, zumal der Sicherheitstrennstreifen zu den parkenden Fahrzeugen fehlt, 

um „Dooring-Unfälle“ zu vermeiden. 
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Abbildung 17 - Zu schmale Radinfrastruktur in der Vorhelmer Straße (links) und der Haupt-

straße in Neubeckum (rechts) 

 

Hinzu kommen punktuelle Mängel innerhalb des Netzes, wie beispielsweise Pol-

ler, Schienenquerungen, Schranken oder auch fehlende Querungsmöglichkeiten 

(insbesondere beim Wechsel vom Zweirichtungsverkehr außerorts nach Einrich-

tungsverkehr innerorts) (vergleiche Abbildung 18). 

   

Abbildung 18 – Durchfahrtssperre (Weg am Kollenbach, links) und fehlende Querungsanlage 

(Lippweg, rechts) als Punktuelle Mängel 

 

6.6.3 StVO-Konformität der bestehenden Benutzungspflicht 

Ein großer Teil des Netzes entlang der Hauptverkehrsstraßen innerorts ist mittels 

Z 241 StVO (getrennter Geh- und Radweg) beschildert (vergleiche Karte 8 und 

Karte 9 auf Seite 32), was eine Benutzungspflicht impliziert. 

Allerdings erscheint die bestehende Regelung mit Benutzungspflicht aus zwei 

Gründen nicht StVO-konform (vergleiche Radwegebenutzungspflicht auf Seite 

19): 

- Im gesamten Radverkehrsnetz konnte im Rahmen der Bestandserhebung 

kein Abschnitt erkannt werden, wo aufgrund besonderer örtlicher Verhält-

nisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko erheblich über-

steigt. Aufgrund der bestehenden Belastung durch Kfz Verkehr und der teils 

unübersichtlichen Linienführung in der Neubeckumer Straße, Sternstraße, 

Zementstraße und Stromberger Straße befinden sich diese Straßen im 

Weg am Kollenbach Lippweg 
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Grenzbereich.  

- Die vorhandenen Radwege entsprechen zusätzlich in mehreren Abschnitten 

nicht den baulichen Anforderungen entsprechend der Straßenverkehrs-

Ordnung (StVO) beziehungsweise der Empfehlungen für Radverkehrsanla-

gen (ERA). Beispielsweise sind diese oft zu schmal, die Sichtbeziehungen an 

Grundstücksein und -ausfahrten sind mangelhaft oder die Sicherheitsab-

stände zu parkenden Fahrzeugen werden nicht eingehalten (siehe Abbil-

dung 19). 

 

Abbildung 19 - Nicht StVO-konformer benutzungspflichtiger Radweg entlang der Neubecku-

mer Straße 

 

6.6.4 Nutzung der Fußgängerzone durch Radfahrende 

Im Rahmen der Bestandserhebung wurde das Verhalten von Radfahrenden in der 

Fußgängerzone stichpunktartig beobachtet. Dabei ist aufgefallen, dass sich meh-

rere Radfahrende nicht an die Freigabezeiten gehalten haben und die Fußgän-

gerzone illegal befahren haben. Dort wurden, insbesondere zu den Öffnungszei-

ten der Geschäfte, Konflikte mit Zufußgehenden festgestellt. Es kam zu Erschreck-

momenten, beispielsweise bei schnellen Vorbeifahrten von Personen mit E-Bikes. 

Auch wurde mehrfach beobachtet, wie abgestellte Fahrräder die Wege für mobi-

litätseingeschränkte Menschen versperrt haben. 
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6.6.5 Führungsformen außerorts 

Auf großen Teilen des Radverkehrsnetzes außerorts bestehen bereits fahrbahn-

begleitende Geh- und Radwege im Zweirichtungsverkehr. Diese Führungsform ist 

außerorts positiv zu bewerten. 

Allerdings bestehen auch noch mehrere Abschnitte, wo keine separate Infrastruk-

tur für Radfahrende vorhanden ist und diese entsprechend im Mischverkehr fah-

ren müssen, da auch keine geeigneten Alternativrouten, zum Beispiel über land- 

und forstwirtschaftliche Wege bestehen. Diese Abschnitte werden grundsätzlich 

als Mangel (Netzlücke) bewertet, da diese Führungsform auch bei geringer Kfz-

Belastung die Qualität für Radfahrende erheblich mindert. Insbesondere, da das 

Radverkehrsnetz auch für Kinder und ältere Menschen komfortabel und sicher 

nutzbar sein soll. 

Beispielhafte Abschnitte mit Netzlücken außerorts sind der Lippweg, der südliche 

Abschnitt des Mühlenwegs, die Ennigerstsraße oder der Hellweg. Auf dem west-

lichen Abschnitt des Hellwegs ist zudem der land- und forstwirtschaftliche Weg 

nicht für Radfahrende freigegeben, was auch durch die schadhafte Oberfläche 

begründet wurde (vergleiche Abbildung 20). 

  

Abbildung 20 - Netzlücken außerorts am Lippweg (links) und dem Hellweg (rechts) 

 

6.6.6 Abstellanlagen und Ladestationen für E-Bikes 

Abstellanlagen sind besonders an viel frequentierten Zielorten relevant. Dazu ge-

hört die Innenstadt in Beckum und Neubeckum, größere Öffentlicher Personen-

nahverkehr (ÖPNV)-Knotenpunkte, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie 

Schulen und Freizeiteinrichtungen (wie Schwimmbad oder Sporthalle). In reinen 

Wohngebieten wird das Fahrrad in der Regel auf privatem Grund abgestellt. 

Im Umfeld der Fußgängerzone fehlen Abstellanlagen mit angemessenem Kom-

fort oder liegen in unattraktiver und unauffälliger Lage. Daraus resultieren wild 

abgestellte Fahrräder im Umfeld der Fußgängerzone (vergleiche Abbildung 21 

auf Seite 41), wobei vorhandene Abstellanlagen teils ungenutzt bleiben. 
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Abbildung 21 - Wild abgestellte Fahrräder in der Hühlstraße (oben) und Abstellangebot in 

unauffälliger Lage am Roggenmarkt (unten) 

 

Der Bahnhof in Neubeckum befindet sich aktuell in einem Transformationspro-

zess. Die Fahrradabstellanlagen entsprechen derzeit nicht den Anforderungen an 

einen modernen Bahnhof. Es fehlt an Anzahl und Qualität sowie begleitende Ser-

viceinfrastruktur (vergleiche Abbildung 22). 

  

Abbildung 22 - Abstellanlagen, teils ohne Überdachung und weitergehenden Komfort für 

Langzeitparkende am Bahnhof in Neubeckum 
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Am Busbahnhof in Beckum besteht eine gut sichtbare Abstellanlage mit ebener-

digen Stellplätzen und Überdachung. Weitergehender Komfort, wie Überwa-

chung, E-Lademöglichkeiten, Reparaturservice oder ein Kiosk, sind dort nicht vor-

handen. 

  

 

6.6.7 Umsetzung der Velorouten 

Die Entwicklung der Velorouten ist eines der Kernergebnisse aus dem Radver-

kehrskonzept Kreis Warendorf.42 Die dort festgelegten Verbindungen sind ent-

sprechend im Radverkehrsnetz Beckum in die Hauptrouten integriert (siehe Karte 

5 auf Seite 28). 

Dabei wurden die Verbindungen Richtung Ahlen und Neubeckum als priorisierte 

Velorouten festgelegt und die Verbindungen Richtung Oelde und Diestedde (Wa-

dersloh) als Veloroute. Die Anbindung von Roland und Vellern wurde als Ergän-

zungsroute festgelegt.43 

 

Dabei bestehen mit Blick auf geforderte Qualitäten des Konzeptes der Velorouten 

verschiedene Mängel im Untersuchungsgebiet: 

- Entlang den innerörtlichen Abschnitten Richtung Neubeckum, Ahlen und 

Oelde werden Radfahrende auf zu schmalen Radwegen im Seitenraum ge-

führt. 

- Entlang der Verbindung Richtung Ahlen und Diestedde (Wadersloh) befin-

den sich Außerortsbereiche ohne separate Infrastruktur für Radfahrende. 

- Insgesamt besteht keine einheitliche Kennzeichnung oder Gestaltung der 

Velorouten. 

 

 

42  Planersocietät; Klimaschutzteilkonzept Mobilität – Radverkehrskonzept. Dortmund 2018, Vorwort  

43  Ebenda, Seite 92 
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6.7 Zusammenfassende Bewertung 

Auf Grundlage der vorhandenen Konzepte und Untersuchungen, des Beteili-

gungsverfahrens und der Bestandsanalyse lässt sich ein heterogenes Bild zur Si-

tuation des Radverkehrs in Beckum ablesen. Die wesentlichen Mängel sind in 

Karte 11 dargestellt und nachfolgend zusammengefasst. 

 

Karte 11: Wesentliche Mängel im Radverkehrsnetz (Gesamtgebiet) 

 

Innerorts besteht auf großen Teilen entlang der Hauptverkehrsstraßen eine Infra-

struktur im Seitenraum. Diese wird aufgrund zu geringer Breiten und den damit 

verbundenen Konflikten und Gefahrenstellen an Einmündungen, mit parkenden 

Fahrzeugen und Ein- und Ausfahrten den Ansprüchen an eine moderne und kom-

fortable Radverkehrsinfrastruktur nicht gerecht. Diese Einschätzung wird durch 

die Auswertung der Unfälle mit Radfahrerbeteiligung gestärkt, wo Einbie-

gen/Kreuzen-Unfälle und Abbiege-Unfälle auf den Hauptverkehrsstraßen als 

hauptsächliche Konfliktbereich ausgemacht wurde. 

Auch die bestehende Benutzungspflicht auf diesen Abschnitten ist aus genannten 

Gründen nicht regelkonform und damit für Nutzende nicht bindend. Die vorhan-

denen Breiten im Seitenraum lassen allerdings eine Verbesserung der Situation 

auch nicht zu, ohne die oft zu schmalen Gehwegen weiter zu beschneiden. 
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Hinzu kommen punktuelle Mängel, wie nicht in Gegenrichtung für Radfahrende 

geöffnete Einbahnstraßen, Poller, fehlende Bordsteinabsenkungen oder auf Rad-

wegen abgestellt Mülltonnen, wodurch Komfort und Sicherheit für Radfahrende 

gemindert werden. 

Außerorts ist bereits an vielen Stellen eine fahrbahnbegleitende Infrastruktur in 

guter Qualität vorhanden. Es ergeben sich dennoch einzelne Abschnitte mit Netz-

lücken und damit Handlungsbedarf. 

Insbesondere im Umfeld der Innenstadt in Beckum und am Bahnhof Neubeckum 

sowie dem Busbahnhof Beckum fehlt es an qualitativ hochwertigen Abstellanla-

gen. Auch für die E-Ladestruktur für Fahrräder besteht aufgrund der aktuellen 

Entwicklungen in diesem Bereich zusätzlicher Bedarf an Bereichen mit längeren 

Abstelldauern. 

Mit dem Konzept der Velorouten kann ein qualitativ hochwertiges Angebot für 

Radpendelnde geschaffen werden, mit hohem Potenzial zur Vermeidung von 

Fahrten mit dem Kfz. Hier besteht Bedarf an der Entwicklung, Optimierung und 

der Gestaltung der Außenwirkung dieser Velorouten. 

Zusammenfassend ergeben sich vielfältige Handlungsfelder, um die Sicherheit 

und den Komfort innerhalb des Radverkehrsnetzes und damit die allgemeine 

Qualität für Radfahrende zu verbessern. 
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7 Strategien und Handlungsfelder 

Das Radverkehrskonzept für Beckum ist auf eine kontinuierliche und längerfris-

tige Umsetzung ausgelegt. Um die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens abge-

stimmten Zielsetzungen zu erreichen (vergleiche Kapitel 3 auf Seite 14), werden 

folgende übergeordnete Strategien und Handlungsfelder empfohlen, die den 

Rahmen für die konkreten Maßnahmenempfehlungen vorgeben: 

 

Integrierte Planung 

Das Konzept setzt auf einen integrierten Ansatz mit Berücksichtigung verkehrs-

technischer Anforderungen, gestalterischer Ansprüche und den Anforderungen 

der Nutzerinnen und Nutzer an die Straße als öffentlichen Raum. So wird gewähr-

leistet, dass Maßnahmen nicht allein an einzelnen Verkehrsmitteln ausgerichtet 

sind, sondern die Entwicklung der Mobilität in der Gesamtheit fördern.  

Die Maßnahmenempfehlungen sind darauf ausgerichtet, die vorhandenen Res-

sourcen zuerst für Maßnahmen einzusetzen, die ein möglichst hohes Potenzial 

und Qualität für die Radfahrenden aufweisen. 

 

Straßenraum als öffentlichen Raum entwickeln 

Viele Straßenräume, insbesondere Hauptverkehrsstraßen, sind in ihrem Quer-

schnitt und ihrer Gestaltung überdimensioniert und auf den Kfz-Verkehr ausge-

richtet. Der Radverkehr wird entlang dieser Straßen in der Regel mit dem Fußver-

kehr auf Gehwegniveau im Seitenraum geführt. Das führt zu Konflikten zwischen 

den beiden stadtverträglichen Verkehrsarten und schränkt Komfort, Sicherheit, 

Barrierefreiheit und Aufenthaltsqualität ein. 

Der öffentliche Straßenraum, inklusive der Hauptverkehrsstraßen, soll mit der 

Zielsetzung entwickelt werden, gesundes Wohnen mit einer hohen Lebensquali-

tät zu fördern. Dazu sollen Flächen so umverteilt werden, dass Radfahrenden 

komfortable und sichere Infrastruktur angeboten werden kann, die nicht zu Las-

ten des Fußverkehrs entwickelt wird. 

 

Verlagerung des Kfz-Verkehrs zum Radverkehr 

In Beckum werden noch viele Wege mit dem Kfz gefahren, die auch mit dem 

Fahrrad zurückgelegt werden können. Dieser (Pendler)Verkehr soll so weit wie 

möglich auf den Radverkehr verlagert werden. Wege unter 10 bis 15 Kilometer 

bieten dabei ein hohes Potenzial. Besonders unter Berücksichtigung der steigen-

den Verkaufszahlen von E-Bikes. Innerhalb des Radius von 10 Kilometer kann das 

Zentrum der Stadt Beckum von sämtlichen Bereichen erreicht werden. Auch die 
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Städte Ahlen und Oelde liegen mit 10 bis 15 Kilometer Entfernung ab dem Zent-

rum in Pendelentfernung für Radfahrende. 

Die Verlagerung zum Radverkehr darf dabei nicht den Eindruck erwecken, als solle 

den Bewohnerinnen und Bewohnern die Nutzung des Autos verwehrt werden. 

Vielmehr müssen sich die positiven Aspekte, wie Zeit- und Kostenersparnisse oder 

Gesundheitsaspekte in der Wahl des Verkehrsmittels widerspiegeln. Vorausset-

zung dafür ist eine sichere und komfortable Infrastruktur und eine positive Grund-

stimmung gegenüber dem Radverkehr (Mobilitätskultur). 

 

Hauptrouten für den Radverkehr etablieren 

Um das Verlagerungspotenzial in Beckum zu aktivieren, werden Hauptrouten mit 

hoher Relevanz für Alltagsverkehrende und Pendelnde herausgestellt. Diese sol-

len die entscheidenden Zielorte möglichst direkt miteinander verbinden und sich 

durch eine komfortable Führung und einheitliche Kennzeichnung und Gestaltung 

auszeichnen. 

Die wichtigsten Verbindungen sind als Velorouten und Hauptrouten gekenn-

zeichnet. Diese Hierarchisierung des Netzes basiert auf bestehenden Planungen 

und dem Beteiligungsverfahren. Die Belange der Radfahrenden sind auf diesen 

Abschnitten bei zukünftigen Planungen mit besonderer Relevanz zu bewerten. 

 

Netzlücken schließen 

Eine möglichst umwegefreie Verbindung wichtiger Quell- und Zielorte stellt eine 

zentrale Voraussetzung zur Stärkung des Radverkehrs und zur Aktivierung von 

Verlagerungspotentialen dar. Vorhandene Netzlücken können dazu führen, dass 

ganze Routen nicht genutzt werden. Die bestehenden Netzlücken im Radver-

kehrsnetz sollen daher sowohl innerorts als auch außerorts mit hoher Priorität 

geschlossen werden. 

 

Radverkehr ist Fahrverkehr - Trennung von Fuß- und Radverkehr 

Die gemeinsame Führung von Radfahrenden und Zufußgehenden ist innerorts zu 

vermeiden. Übergeordnete Zielsetzung des Konzeptes ist es, stets eine hohe Si-

cherheit sowie hohen Komfort und Aufenthaltsqualität für alle Nutzerinnen und 

Nutzern zu erreichen. Dies gilt in besonderem Maße auch für Kinder und mobili-

tätseingeschränkte Menschen, die auf sichere Seitenräume angewiesen sind. Rad-

verkehr im Seitenraum würde diesen Ansprüchen entgegenstehen. 

Sind vorhandene Straßenräume nicht breit genug, um barrierefreie Gehwege und 

regelkonforme Radinfrastruktur anzubieten, sollten Parkplätze und/oder Seiten-

streifen zu Gunsten von Zufußgehenden und Radfahrenden verlagert 
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beziehungsweise umgenutzt oder Geschwindigkeitsreduzierungen angestrebt 

werden, um ein sicheres und komfortables Fahren im Mischverkehr zu gewähr-

leisten. 

Außerorts ist die gemeinsame Führung von Radverkehr und Fußverkehr auf fahr-

bahnbegleitenden oder straßenunabhängigen Wegen angestrebt. Auch mit dem 

Ziel, den Radverkehr auf den Außerortsstraßen zur Steigerung der objektiven und 

subjektiven Sicherheit und des Fahrkomforts vom Kfz-Verkehr zu separieren. 

 

Elektromobilität im Radverkehr 

Elektromobilität im Radverkehr ist ein stark wachsender Markt im Alltagsverkehr 

und Tourismussektor. Mit der zentralen Führung des Radverkehrsnetz Nordrhein-

Westfalen (NRW) und weiterer touristischer Radrouten durch das Stadtgebiet so-

wie weitere Zielorte mit längeren Abstelldauern, sollte das Angebot an E-Ladesta-

tionen in allen Stadtteilen sukzessive erweitert werden. 

Aufgrund der hohen Geschwindigkeiten, die mit E-Bikes erreichbar sind, sollten 

Radfahrende perspektivisch innerorts im gesamten Radverkehrsnetz auf Fahr-

bahnniveau geführt werden, da aufgrund der Geschwindigkeitsunterschiede zu 

den Zufußgehenden eine gemeinsame Flächennutzung sehr konfliktträchtig ist. 

 

Erreichbarkeit der Innenstadt verbessern 

Die Innenstadt steht inklusive ihrer Funktionen als Geschäfts- und Gastronomie-

standort in besonderem Maße für Kultur und öffentliches Leben in Beckum. Damit 

ist der Bereich Anziehungspunkt für Bewohnerinnen und Bewohner, Pendelnde, 

Kundinnen und Kunden sowie Touristen. 

Dementsprechend sollten sich auch die verkehrlichen Regelungen an hohen An-

forderungen in Bezug auf Gestaltung und Aufenthaltsqualität orientieren, um den 

Standort insgesamt zu stärken. Für Radfahrende soll eine attraktive und funktio-

nale Erreichbarkeit aus allen Stadtteilen sowie die Möglichkeit zur komfortablen 

und sicheren Abstellung von Fahrrädern (auch hochpreisigen E-Bikes) gewährleis-

tet sein. 

 

Öffentlichkeitsarbeit 

Öffentlichkeitsarbeit ist ein entscheidender Baustein in der Radverkehrsplanung. 

Oft werden Maßnahmen nicht akzeptiert oder sehr kritisch betrachtet, weil Infor-

mationen fehlen oder Probleme oder nötige Kompromisse nicht kommuniziert 

werden. Mit transparenten Darstellungen des Entscheidungsprozesses können 

solche Problematiken oft verhindert werden. 
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Hier sollte ein zielführender Einsatz digitaler Medien genutzt werden, um Ent-

scheidungsprozesse, Abläufe und besonders auch die angestrebten Ziele zu ver-

mitteln, beispielsweise über das Angebot von „Vorher-Nachher-Visualisierun-

gen“. 

Nur so kann es auch gelingen, Vorzüge statt Verluste zu kommunizieren, ohne 

dass bekannte Aspekte zum Kfz-Verkehr, wie der mögliche Verlust einzelner Park-

plätze, die Debatten dominieren.  

Das Themenfeld Öffentlichkeitsarbeit ist dabei nicht auf eine Maßnahme be-

schränkt, sondern soll als Maßnahmenbündel verstanden werden und auch be-

gleitend zu anderen Maßnahmen mitgedacht und umgesetzt werden. 

 

Finanzielle Grundlagen schaffen 

Um Maßnahmen aus dem Radverkehrskonzept auch längerfristig umsetzen zu 

können, ist insbesondere eine gesicherte und längerfristige Finanzierung von gro-

ßer Bedeutung. Dazu gehört auch die politische Festsetzung eines jährlichen Bud-

gets. 

 

Leitprojekte bilden und zeitnah umsetzen  

Um möglichst kurzfristige und sichtbare Erfolge zu erzielen, sollten vorrangig Pro-

jekte entwickelt werden, aus denen Qualitätsverbesserungen in einem realisti-

schen Kosten- und Zeitrahmen resultieren. Auf Grundlage von positiven Erfah-

rungen gelungener Projekte können dann auch größere Projekte diskutiert und 

initiiert werden. Instrumente wie Verkehrsversuche oder Modellprojekte, aber 

auch temporäre Lösungen, können gezielt als Pilot- und Leitprojekte zum Einsatz 

kommen. 

Unter Berücksichtigung der genannten Punkte werden Leitprojekte mit hohen Po-

tenzialen zur Förderung des Radverkehrs entwickelt. Durch eine kompakte Um-

setzung der Leitprojekte (inhaltlich und zeitlich) kann das Potenzial der Maßnah-

men voll ausgeschöpft werden und eine hohe Qualitätssteigerung für die Nut-

zenden erreicht werden.  
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8 Maßnahmenempfehlungen 

Die folgenden Maßnahmenempfehlungen wurden auf Grundlage der Bestands-

analyse, des Beteiligungsverfahrens, der Zielsetzung und der Strategien und 

Handlungsfelder entwickelt. 

Grundsätzlich wurden zu sämtlichen Abschnitten innerhalb des Radverkehrsnet-

zes Empfehlungen entwickelt, sofern erforderlich. Diese sind in GIS vermerkt und 

können abschnittsweise abgerufen werden, beispielsweise wenn Bauarbeiten in 

einzelnen Abschnitten anstehen. Zur besseren Verständlichkeit sind die Leitpro-

jekte nach übergeordneten Themenfeldern in Tabelle 5 auf Seite 52 dargestellt. 

Die räumlich verortbaren Leitprojekte sind zusätzlich in Karte 12 auf Seite 51 dar-

gestellt. Um den politischen Entscheidungsprozessen Handlungsmöglichkeiten 

aufzuzeigen, sind für ausgewählte Beispiele verschiedene Varianten entwickelt 

worden. 

Diese Projekte mit hohem erwartetem Nutzen für den Radverkehr sind, sofern 

möglich, mit Kostenschätzungen und Fördermöglichkeiten beschrieben. Die Kos-

tenschätzungen entsprechen Erfahrungswerten aus anderen Städten und Ge-

meinden. Diese können aufgrund örtlicher Gegebenheiten, der Auftragslage des 

Baugewerbes und der angestrebten (baulichen) Ausgestaltung stark variieren.  

Sofern große Preisspannen in der Kostenschätzung auftreten, hängt das ebenfalls 

mit der baulichen Ausführung zusammen. Beispielsweise können Radfahrstreifen 

markiert werden (Niedrigwert) oder der Straßenraum, inklusive Baumpflanzun-

gen, begleitend baulich angepasst werden (Höchstwert). Die Kostenschätzungen 

sind dabei grundsätzlich auf eine schnelle Umsetzung mit Nutzung des Bestands 

ausgelegt (Markierung anstatt grundhafte Sanierung). 

Je höher die Kostenschätzungen ausfallen, desto wahrscheinlicher sind Abwei-

chungen der Schätzungen von den real auftretenden Kosten. Insbesondere bei 

der aktuell extrem dynamischen Preisentwicklung der Rohstoffkosten. 

 

Der Aufbau der Steckbriefe ist in Tabelle 4 auf Seite 50 erläutert. 
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Bestandsfotos und skizzenhafte Darstellung der Maßnahme 

Ausgangslage/Problemstellung 

Kurzdarstellung entsprechend der Bestandsanalyse 

Zielsetzung 

Bezug zu der übergeordneten Zielsetzung und zu konkreten Zielen 

Maßnahmenempfehlung 

Konkretisierung der Maßnahme, ggf. inklusive Erläuterung der Varianten 

Kosten Grobe Kostenschätzung (Preisstand 2021) 

Fördermög-

lichkeiten 

Vorstellung möglicher Fördermittel für die einzelnen Maßnah-

men 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

                                               Zeithorizont        Maßnahmen mit  

                      kontinuierlichem  

                              Umsetzungsbedarf 

Priorität ☐ Baulastträger  

Leitprojekte mit      Zuständigkeit,   

hoher Priorität     Finanzierung und Unterhalt  

Tabelle 4: Musteraufbau Maßnahmensteckbrief 
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Karte 12: Räumlich verortbare Leitmaßnahmen (Gesamtgebiet) 

 

Bezeichnung Seite 

Themenfeld A: Änderung der Straßenraumaufteilung auf Ein- 

und Ausfallstraßen (mit Seitenstreifen) 
53 

Neubeckumer Straße 54 

Hammer Straße 57 

Themenfeld B: Entwicklung der Velorouten 60 

Priorisierte Veloroute Beckum - Neubeckum 61 

Priorisierte Veloroute Beckum - Ahlen 66 

Themenfeld C: Abstellanlagen im Umfeld der Fußgängerzone 71 

Abstellanlage  72 

Abstellanlagen Nordstraße, Hühlstraße und Weststraße 73 

Themenfeld D: Schließung von Netzlücken außerorts 74 

Lippweg (modellhaft für Außerortsstraßen ohne separate Radinf-

rastruktur) 
75 

Hellweg 77 
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Themenfeld E: Kleinteilige und punktuelle Mängel beheben 78 

Querungsanlagen 79 

Kreuzende Bahngleise 81 

Sonstige Hindernisse 83 

Weg im Westpark 85 

Themenfeld F: Öffnung der Einbahnstraßen in Gegenrichtung 

für den Radverkehr 
86 

Anton-Schulte-Straße 87 

Nordstraße 89 

Themenfeld G: Daueraufgaben und allgemeine Handlungsfel-

der 
91 

Mobilitäts- und Digitalbeauftragte 91 

Monitoring: Anlage von Radzählstellen 92 

Aufhebung der Benutzungspflicht für Radwege 94 

Kontrollen verstärken 97 

Ladeinfrastruktur für E-Bikes ausbauen 98 

Anlage von Gehwegnasen und dezentralen Fahrradbügeln 100 

Öffentlichkeitsarbeit 101 

Sonstige Maßnahmenempfehlungen 103 

Verknüpfung zu anderen Verkehrsträgern 103 

Freigabe der Fußgängerzone für den Radverkehr 103 

Freigabe von Gehwegen für den Radverkehr 104 

Anlage von Fahrradstraßen 105  

Straßenräume mit perspektivischem Transformationsbedarf 107 

Einfärbung von Radinfrastruktur und Design der Velorouten 108 

Anlage von aufgeweiteten Radaufstellstreifen „ARAS“ 109 

Qualitätssicherung 110 

Grünpfeilregelung für Radfahrende 111 

RRX Westfalenradweg (Arbeitsname) durch Neubeckum 112 

Mitgliedschaft in der AGFS 113 

Politische Verstetigung und Budgetierung 114 

Tabelle 5: Zusammenfassung der Maßnahmenempfehlungen 
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8.1 Themenfeld A: Änderung der Straßenraumaufteilung auf Ein- und Ausfallstra-

ßen (mit Seitenstreifen) 

Im Bereich der Stadt Beckum bestehen mehrere Radhauptrouten entlang der 

Hauptverkehrsstraßen mit markiertem Seitenstreifen und einer ähnlichen Stra-

ßenraumaufteilung, auf denen die Anforderungen an eine sichere und komfor-

table Radinfrastruktur nicht erfüllt werden. Radfahrende werden auf zu schmalen 

getrennten Geh- und Radwegen im Seitenraum oder trotz hoher Kfz-Belastung 

und zulässiger Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h im Mischverkehr geführt. 

Auf Grundlage einer stichpunktartigen (nicht repräsentativen) Erhebung am Mitt-

woch, den 22.04.2020 gegen 15 Uhr und den Rückmeldungen aus dem Beteili-

gungsverfahren, wurden die Seitenstreifen zusätzlich in Abschnitte mit unter-

schiedlichen Auslastungen der Parkplätze kategorisiert (vergleiche Abbildung 23). 

 

Abbildung 23: Ein- und Ausfallstraßen in Beckum (mit Seitenstreifen) 

 

Um die Verbindungen zwischen den Stadtteilen zu stärken und den Komfort und 

die Verkehrssicherheit für den Radverkehr zu erhöhen, sollte die Anpassung die-

ser Straßenräume an zeitgemäße Anforderungen vorgenommen werden. 

Die empfohlenen Varianten zur Aufteilung werden anhand der Neubeckumer 

Straße beispielhaft dargestellt (siehe Kapitel 8.1.1 ab Seite 54). Diese dient als 

Modell für die Ahlener Straße, die Vorhelmer Straße, die Oelder Straße und die 

Stromberger Straße.  

Für die Hammer Straße werden aufgrund der abweichenden Ausgangslage ge-

sonderte Varianten zur Neuaufteilung des Straßenraums empfohlen (vergleiche 

Kapitel 8.1.2 auf Seite 57) 

Geringere Auslastung der Parkplätze 

Höhere Auslastung der Parkplätze 

Sonderfall Hammer Straße 
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8.1.1 Neubeckumer Straße (modellhaft für ähnlichen Straßentyp) 

  

 

 

 

Bestand 

Variante 1: 

Radfahrstreifen 

Variante 2: 

Schutzstreifen, 

einseitiger Parkstreifen 

Bestand 
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Ausgangslage/Problemstellung 

Die Neubeckumer Straße ist Bestandteil der Verbindung zwischen Beckum und 

Neubeckum inklusive des Busbahnhofs und des Hauptbahnhofs. Der Abschnitt 

ist im Radverkehrsnetz als Hauptroute und priorisierte Veloroute kategorisiert. 

Die bestehende Fahrbahn hat Breiten zwischen 11,00 und 12,00 Meter. Inklusive 

beidseitigen Seitenstreifen (Breite je 1,80 Meter), die zum Parken genutzt wer-

den (die Auslastung steigt Richtung Stadtmitte). Radverkehr wird im Seiten-

raum auf zu schmalen Radwegen geführt. Die beschilderte Benutzungspflicht 

(Getrennter Geh- und Radweg, Z 241 StVO) ist nicht StVO-konform. Es beste-

hen durch die eingeschränkten Sichtbeziehungen Konflikte an Einmündungen 

und mit dem Fußverkehr. Fehlende Begrünung trägt neben der überdimensio-

nierten Fläche für den Kfz-Verkehr zur Verringerung der Aufenthaltsqualität bei.    

Zielsetzung 

- Aufenthalts- und Lebensqualität erhöhen 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die bestehende Fahrbahn neu aufzuteilen, um Radfahren-

den eine sichere und komfortable Infrastruktur zur Verfügung zu stellen und 

gleichzeitig die Qualität für Zufußgehende zu steigern. Auf dem Fahrbahnquer-

schnitt sind ohne größere bauliche Maßnahmen (Planung zwischen den Bor-

den) folgende Varianten umsetzbar:  
 

Variante 1: Beidseitiger Radfahrstreifen 

- Anlage durchgängiger Radfahrstreifen (Z 237 StVO) mit Breiten von 

2,30 Meter an Stelle der Seitenstreifen. 

- Die verbleibende Fahrbahn reicht mit 6,50 Meter auch für den Begeg-

nungsverkehr von Bussen beziehungsweise LKW. 

- Durch den Zugewinn der Flächen der ehemaligen Radwege entstehen 

barrierefreie Gehwege. 

- Es besteht die Möglichkeit, auf Abschnitten des ehemaligen Radweges 

Straßenbäume anzulegen, um das Mikroklima und die Aufenthaltsqualität 

zu verbessern. 

- Die Maßnahme würde auf gesamter Strecke von 1,5 Kilometer zu einem 

Entfall von etwa 450 Parkplätzen führen. Zum Zeitpunkt der Befahrung an 

einem Mittwoch (15 Uhr) parkten dort lediglich 41 Pkw. 
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Variante 2: Schutzstreifen + einseitiger Parkstreifen 

- Anlage durchgängiger beidseitiger Schutzstreifen mit Breiten von 

1,50 Meter  

- Entfall eines Seitenstreifens und Markierung eines Sicherheitstrennstrei-

fens, neben dem verbleibenden und auf 2,00 Meter verbreiterten Seiten-

streifen, der weiterhin zum Parken genutzt werden soll. 

- Durch die verbleibende Kernfahrbahn, mit 5,70 Meter Breite zwischen den 

Schutzstreifen, wird diese nur in Einzelfällen vom Kfz-Verkehr befahren 

werden. 

- Durch den Zugewinn der Flächen der ehemaligen Radwege entstehen 

barrierefreie Gehwege. 

- Es besteht die Möglichkeit, auf Abschnitten des ehemaligen Radweges 

Straßenbäume anzulegen, um das Mikroklima und die Aufenthaltsqualität 

zu verbessern. 

- Die Maßnahme würde auf gesamter Strecke von 1,5 Kilometer zu einem 

Entfall von etwa 225 Parkplätzen führen. Zum Zeitpunkt der Befahrung an 

einem Mittwoch (15 Uhr) parkten dort lediglich 41 Pkw. 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Es wird empfohlen, die beiden Varianten zu kombinieren, um den bestmögli-

chen Kompromiss zwischen Radinfrastruktur mit hoher Qualität und Umsetz-

barkeit (Erhalt von Parkplätzen) zu erreichen. 

In Innenstadtnähe (höhere Auslastung der Parkplätze) könnte Variante 2 um-

gesetzt werden. Richtung Außerorts wird die Umsetzung von Variante 1 emp-

fohlen. 

Neben der Neubeckumer Straße kommen für die Umsetzung, aufgrund ähnli-

cher Rahmenbedingungen und Fahrbahnbreiten, auch die Ahlener Straße, die 

Vorhelmer Straße, die Oelder Straße und die Stromberger Straße in Frage. Als 

Pilotprojekte werden die Umsetzung in der Neubeckumer Straße und der Ah-

lener Straße empfohlen, da sie als priorisierte Velorouten das höchste Nut-

zungspotenzial für Radfahrende repräsentieren. 

Kosten-

schätzung 

35 000 Euro (reine Markierung) – 150 000 Euro (inklusive Baum-

pflanzungen und baulichen Anpassungen)  

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW); Sonderprogramm Stadt und Land (Bund), Na-

tionale Klimaschutzinitiative (NKI) (Bund) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW (Stadt Beckum) 
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8.1.2 Hammer Straße 

   

 

 

 

Bestand 

Variante 1: 

Radfahrstreifen + 

Gehweg 

Bestand Bestand 

Variante 2: 

Geh-Radweg  

Zweirichtungsverkehr 
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Ausgangslage/Problemstellung 

Die Hammer Straße (Ortseingang bis Kreisverkehr) ist Bestandteil einer Haupt-

route.  

Die bestehende niveaugleiche Fläche mit 13,00 m Breite besteht aus einer über-

breiten Fahrbahn mit 8,00 Meter Breite und beidseitigen Seitenstreifen mit Brei-

ten von 2,50 Meter, die zum Parken genutzt werden. 

Radverkehr wird trotz hoher Kfz-Belastung und zulässiger Höchstgeschwindig-

keit von 50 km/h im Mischverkehr geführt, was nicht den Anforderungen an 

eine sichere und komfortable Radinfrastruktur genügt. Außerorts grenzt ein ge-

meinsamer Geh- und Radweg (Z 240 StVO) im Zweirichtungsverkehr an. Ab 

dem Kreisverkehr besteht in Richtung Innenstadt die Führung über einen ge-

trennten Geh- und Radweg (Z 241 StVO). Für den Fußverkehr sind in dem Ab-

schnitt keine Flächen vorhanden.   

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die bestehende Fahrbahn neu aufzuteilen, um Radfahren-

den eine sichere und komfortable Infrastruktur zur Verfügung zu stellen und 

gleichzeitig die Qualität für Zufußgehende zu steigern. Auf dem Fahrbahnquer-

schnitt sind ohne größere bauliche Maßnahmen (Planung zwischen den Bor-

den) folgende Varianten umsetzbar:  
 

Variante 1: Beidseitiger Radfahrstreifen und Gehweg 

- Bauliche Anlage eines Gehwegs in Südseite mit 2,50 Meter Breite. 

- Anlage durchgängiger Radfahrstreifen (Z 237 StVO) mit Breiten von 

2,00 Meter an Stelle der Seitenstreifen. 

- Die verbleibende Fahrbahn reicht mit 6,50 Meter auch für den Begeg-

nungsverkehr von Bussen beziehungsweise LKW. 

- Die Maßnahme würde auf gesamter Strecke von 150 Meter zu einem Ent-

fall von etwa 50 Parkplätzen führen. 
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Variante 2: Gemeinsamer Geh- und Radweg im Zweirichtungsverkehr 

- Anlage eines gemeinsamen Geh- und Radwegs (Z 240 StVO) im Zweirich-

tungsverkehr mit 3,20 Meter Breite auf der Südseite. Die gemeinsame 

Führungsform mit Fußverkehr und der Einsatz von Zweirichtungsverkehr 

ist innerorts grundsätzlich zu vermeiden. Aufgrund der Situation mit „Au-

ßerortscharakter“ und nur wenigen Ein- und Ausfahrten wird der Einsatz 

ausnahmsweise empfohlen. Der gemeinsame Geh- und Radweg ist dann 

eine Verlängerung der bestehenden Führungsform außerorts bis zum 

Kreisverkehr und entspricht damit einer kontinuierlichen Führung des 

Radverkehrs. 

- Abtrennung des gemeinsamen Geh- und Radwegs mittels Sicherheits-

trennstreifen und einer baulichen Barriere (zum Beispiel Poller), um dort 

illegales Parken zu verhindern. 

- Einfädelung des Radverkehrs in den Kreisverkehr zwischen Hammer 

Straße und Prozessionsweg. 

- Die verbleibende Fahrbahn reicht mit 6,50 Meter auch für den Begeg-

nungsverkehr von Bussen beziehungsweise LKW. 

- Die Maßnahme würde auf gesamter Strecke von 150 Meter zu einem Ent-

fall von etwa 25 Parkplätzen führen. 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Es wird empfohlen, Variante 2 umzusetzen. Die Variante ist kurzfristig und mit 

Kosteneffizienz umsetzbar. Zudem wird der bestmögliche Kompromiss zwi-

schen Radinfrastruktur mit hoher Qualität und Umsetzbarkeit (Erhalt von Park-

plätzen) erreicht. 

Sollte die Maßnahme auf der Südseite nicht umsetzbar sein (Flächenverfügbar-

keit, fehlender Platz am Kreisverkehr), kann auch die Umsetzung auf der Nord-

seite geprüft werden. Eine Mittelinsel als Querungshilfe auf Höhe außerorts/in-

nerorts besteht bereits. 

Kosten-

schätzung 

Variante 1: 100 000 Euro 

Variante 2: 35 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW); Sonderprogramm Stadt und Land (Bund), Na-

tionale Klimaschutzinitiative (NKI) (Bund) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW 
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8.2 Themenfeld B: Entwicklung der Velorouten 

Im Rahmen des Radverkehrskonzeptes des Landkreis Warendorf sind für Beckum 

mehrere Velorouten identifiziert worden, auf denen ein hohes Potenzial für All-

tagsverkehre besteht (vergleiche Abbildung 24). Als Velorouten mit Priorisierung 

wurden die Verbindungen Beckum - Neubeckum und Beckum - Ahlen benannt. 

 

Abbildung 24: Velorouten im Untersuchungsgebiet 

 

Auf den Velorouten sollen besondere Standards und Qualitäten für Radfahrende 

umgesetzt werden, um das vorhandene Verlagerungspotenzial von Pendelver-

kehren mit dem Pkw auf das Fahrrad möglichst gut zu erreichen.  

Diese Standards sind in mehreren Abschnitten noch nicht umgesetzt. Beispiel-

hafte Mängel sind die Führung auf zu schmalen Radwegen im Seitenraum oder 

Führung im Mischverkehr auf Straßen mit hoher Verkehrsbelastung und zugelas-

sener Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h. 

Die Empfohlenen Maßnahmen für die priorisierte Veloroute Beckum - Neu-

beckum sind in Kapitel 8.2.1 ab Seite 61 dargestellt. Maßnahmenempfehlungen 

für die priorisierte Veloroute Beckum - Ahlen sind in Kapitel 8.2.2 ab Seite 66 be-

schrieben.  

Für die Velorouten Beckum - Wadersloh und Beckum - Oelde sowie die Ergän-

zungsrouten Beckum - Roland und Beckum - Vellern sind ebenfalls Maßnahmen-

empfehlungen entwickelt worden, sofern Mängel entlang der Routen bestehen. 

Diese sind in GIS beschrieben. 
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8.2.1 Priorisierte Veloroute Beckum - Neubeckum 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die priorisierte Veloroute verbindet die beiden Stadtteile Beckum und Neu-

beckum und führt im Norden weiter bis nach Ennigerloh. In Abschnitten ent-

spricht die Gestaltung nicht den angestrebten Qualitätsstandards. 

Zielsetzung 

- Aufenthalts- und Lebensqualität erhöhen 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Die priorisierte Veloroute sollte als durchgängige Verbindung entwickelt wer-

den, um das Potenzial auszuschöpfen. Aufgrund der unterschiedlichen Prob-

lemlagen entlang der Verbindung ist eine Einteilung in Abschnitte vorgenom-

men worden. Für einzelne Abschnitte sind bereits Planungen in Arbeit bezie-

hungsweise in der Abstimmung. Sofern möglich, wurden Abstimmungen im 

Rahmen des Konzeptes vorgenommen. Für die Bereiche sind keine separaten 

Empfehlungen entwickelt worden. 
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1. Abschnitt Bahnhofstraße 

   

- Markierung von (beidseitigen) Schutzstreifen mit 1,50 Meter Breite. 

- Sofern die Fahrbahnbreite nicht ausreicht beziehungsweise die Randbe-

reiche in zu schlechtem Zustand sind, kann alternativ in Bergaufrichtung 

einseitig ein Schutzstreifen markiert werden. 

- Es wird empfohlen, den Schutzstreifen in der Gustav-Moll-Straße bis zum 

Kreisverkehr Hauptstraße weiterzuführen. 

- Rotmarkierung der Einmündungsbereiche zur besseren Erkennbarkeit der 

Radinfrastruktur 

 

2. Abschnitt Eichendorffstraße 

    

- Einrichtung einer Fahrradstraße (Z 244 StVO und Kfz frei)  

- Markierungsempfehlungen: Rotfärbung an den Einmündungsbereichen 

und durchgängige Breitstrichmarkierung auf gesamter Strecke zur besse-

ren Erkennbarkeit. Anwendung eines Corporate Designs auf allen Fahr-

radstraßen in Beckum. 

 

3. Abschnitt Am Volkspark:  

- Planung in Bearbeitung 

- Die vorgesehene Gestaltung mit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 

von Tempo 30 km/h ist für die Anforderung an die Veloroute geeignet. 

- Optional kann auch dieser Abschnitt als Fahrradstraße (Kfz frei) ausgewie-

sen werden (Siehe 2. Abschnitt Eichendorffstraße). 
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4. Abschnitt Hauptstraße 

   

- Markierung von Fahrradpiktogrammen in regelmäßigen Abständen. 

- Rotmarkierung der Einmündungsbereiche zur besseren Erkennbarkeit der 

Radinfrastruktur. 

- Einrichtung von zulässiger Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 km/h 

auf gesamter Hauptstraße. 

 

5. Abschnitt Hauptstraße/Geißlerstraße (außerorts) 

  

- Anlage einer Querungshilfe im Bereich „Auto Weber“, um Übergang Zwei-

richtungsverkehr/Einrichtungsverkehr zu ermöglichen (siehe auch Kapitel 

8.5.1 ab Seite 79). 

- Wahl von Variante 1 oder 2, je nach Flächenverfügbarkeit. 
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6. Abschnitt Neubeckumer Straße 

  

  

- Neuaufteilung des Straßenraums mit Anlage geeigneter Radinfrastruktur 

(siehe Maßnahmenempfehlung 8.1.1 Neubeckumer Straße (modellhaft für 

ähnlichen Straßentyp) auf Seite 54). 

 

 

7. Abschnitt Nordstraße  

- Planung in Bearbeitung 

 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Es wird empfohlen, die Einzelmaßnahmen möglichst zeitnah umzusetzen, um 

auf der gesamten Verbindung eine hohe Qualität für Radfahrende zu erreichen. 

Dies ist Voraussetzung, um Alltagsverkehre zum Umsteigen auf das Fahrrad zu 

bewegen. Es wird daher empfohlen, die Planung der Einzelmaßnahmen parallel 

voranzutreiben. 

Variante 2: 

Schutzstreifen 

Einseitiger Parkstreifen 

Variante 1: 

Radfahrstreifen 
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Kosten-   

schätzung 

Abschnitt 1: Bahnhofstraße: 10 000 Euro 

Abschnitt 2: Eichendorffstraße: 50 000 Euro 

Abschnitt 3: Am Volkspark: Keine Angaben (Planung in Bearbei-

tung) 

Abschnitt 4: Hauptstraße: 10 000 Euro 

Abschnitt 5: Hauptstraße/ Geißlerstraße: 20 000 Euro 

Abschnitt 6: Neubeckumer Straße: 35 000 – 150 000 Euro 

Abschnitt 7: Nordstraße: Keine Angaben (Planung in Bearbei-

tung) 

Gesamt: 125 000 - 240 000 Euro (zuzüglich Kosten für die Ab-

schnitte mit in Bearbeitung befindlicher Planung und Flächen-

käufe) 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW); FöRi-kom-Stra (NRW); Sonderprogramm 

Stadt und Land (Bund); Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) 

(Bund) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☒ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Stadt Beckum 
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8.2.2 Priorisierte Veloroute Beckum - Ahlen 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die priorisierte Veloroute verbindet die Stadt Beckum mit der Stadt Ahlen. Im 

Vorfeld wurden verschiedene Trassen diskutiert. Dabei wurden die oben dar-

gestellte Trassen A und B bezüglich Qualität, Direktheit und zeitnahe Umsetz-

barkeit als beste Lösungen identifiziert. Als entscheidender Konfliktbereich 

wurde die Querung der A2 identifiziert, die im Rahmen der Trassenwahl be-

rücksichtigt werden muss. Grundsätzlich entspricht der Bestand sämtlicher 

möglicher Trassen nicht den angestrebten Qualitätsstandards. 

Trasse A führt über die Ahlener Straße, entlang der L 794 und zweigt auf einen 

bestehenden Wirtschaftsweg Richtung Ahlen ab. 

Trasse B führt über den Werseweg (südlich des WerseRadwegs), entlang der 

L 794 und zweigt, wie Trasse A, auf einen bestehenden Wirtschaftsweg Rich-

tung Ahlen ab. 

Der WerseRadweg sollte als naturnaher touristischer Radweg bestehen und 

entwickelt werden und wurde daher für den Ausbau zur Veloroute verworfen. 

Die Verbindung entlang der B 58 (nördliche Trasse) kann perspektivisch parallel 

für den Radverkehr optimiert werden. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 
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Maßnahmenempfehlung 

Je nachdem, ob Trasse A oder B umgesetzt werden soll, sollte die Trasse als 

durchgängige Verbindung entwickelt werden, um das Potenzial auszuschöpfen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Problemlagen entlang der Trassen, ist eine Ein-

teilung in Abschnitte vorgenommen worden (Trasse A: 1-3; Trasse B: 11-14).  

 

Trasse A 

1. Abschnitt Ahlener Straße (bis Ortsausgang) 

   

   

- Neuaufteilung des Straßenraums mit Anlage geeigneter Radinfrastruktur 

(siehe Maßnahmenempfehlung 8.1.1 Neubeckumer Straße (modellhaft für 

ähnlichen Straßentyp) auf Seite 54). 

 

2. Abschnitt L794 

   

- Anlage eines gemeinsamen Geh- und Radwegs (Z 240 StVO) im Zweirich-

tungsverkehr.  

- Anwendung des Neubaustandards der Veloroute mit einer Breite von 

3,00 Meter (mindestens bis zur Abzweigung des Wirtschaftsweges) 

- Siehe Maßnahmenempfehlung 8.4.1 auf Seite 75 

Variante 2: 

Schutzstreifen 

Einseitiger Parkstreifen 

Variante 1: 

Radfahrstreifen 

1,75m          3,00m 
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- Anlage einer Querungshilfe im Bereich „innerorts/außerorts“ oder am 

„Abzweig auf den Wirtschaftsweg“, in Abhängigkeit der baulichen Anlage 

auf der West- oder der Ostseite, um Übergang Zweirichtungsverkehr/Ein-

richtungsverkehr zu ermöglichen (siehe Kapitel 8.5.1 ab Seite 79). 

- Wahl von Variante 1 oder 2, je nach Flächenverfügbarkeit. 

 

3. Abschnitt Wirtschaftsweg 

- Auf dem bestehenden Wirtschaftsweg 

muss die Oberfläche ausgebessert wer-

den. Je nach Zustand kann auch ein 

grundhafte Erneuerung nötig sein. 

- Adaptive Beleuchtung herstellen. 

 

Trasse B 

11. Abschnitt Werseweg (Wohngebiet) 

- Anlage einer Fahrradstraße (Z 244 StVO), Kfz und Linienver-

kehr frei 

- Markierungsempfehlungen: Rotfärbung an den Einmün-

dungsbereichen und durchgängige Breitstrichmarkierung 

auf gesamter Strecke zur besseren Erkennbarkeit - Nutzung eines Corpo-

rate Design zur Anwendung auf allen Fahrradstraßen in Beckum. 

12. Abschnitt Werseweg (Kleingartensiedlung) 

- Anlage einer Fahrradstraße (Z 244 StVO), Kfz frei (siehe 

Abschnitt 11) 
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13. Abschnitt Wirtschaftsweg 

- Im Juni 2021 wurde die Oberfläche durch den 

Bauhof erneuert. 

- Durch die Herstellung einer Adaptiven Beleuch-

tung würde die Route an Komfort und All-

tagstauglichkeit gewinnen. Eine mögliche Belastung von Tier- und Pflan-

zenwelt sollte dennoch unter Einbezug relevanter Stellen diskutiert wer-

den. Gegebenenfalls kann auf die Anlage der Beleuchtung verzichtet wer-

den. 

- Im Bereich der Unterführung zur Querung der A 2 verläuft Trasse B auf 

dem WerseRadweg. Hier sollte die Oberfläche durch Asphalt befestigt 

werden und auf 3,00 Meter verbreitert werden. 

 

14. Abschnitt Ahlener Straße 

- Keine Maßnahme erforderlich 

 

 

Weiterer Verlauf 

- Weitere Führung: siehe Trasse A (2. Abschnitt L794 und 3. Abschnitt Wirt-

schaftsweg) 

 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Es wird empfohlen, in einem ersten Schritt mit der Stadt Ahlen, dem Landkreis 

Warendorf und Straßen.NRW die denkbaren Trassen abzustimmen.  

Um vorhandene Zwangspunkte, insbesondere eine komfortable und sichere 

Querung der A 2 und die Vorrangtrasse abschließend beurteilen zu können, 

wird die Beauftragung einer Machbarkeitsstudie empfohlen. 

Sofern Trasse B umgesetzt werden soll, muss diese im Radverkehrsnetz der 

Stadt Beckum ergänzt werden. 

In einem nächsten Schritt sollten die Empfehlungen der Machbarkeitsstudie 

möglichst zeitnah umgesetzt werden, um auf der gesamten Verbindung eine 

hohe Qualität für Radfahrende zu erreichen. Dies ist Voraussetzung, um All-

tagsverkehre zum Umsteigen auf das Fahrrad zu bewegen. Es wird daher emp-

fohlen, die Planung der Einzelmaßnahmen parallel voranzutreiben. 

Die Einrichtung fahrbahnbegleitender Infrastruktur entlang der L 794 (bis B 58) 

und entlang der B 58 (Richtung Ahlen) wird perspektivisch ebenfalls empfohlen. 
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Kosten Die Kosten für eine Machbarkeitsstudie belaufen sich auch etwa 

35 000 Euro. Auch Kostenschätzungen für die jeweiligen Ab-

schnitte der Vorzugstrasse sollten dort ermittelt werden. 

Die baulichen Empfehlungen nach den Ergebnissen der Mach-

barkeitsstudie sollten mittelfristig umgesetzt werden. 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger - 
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8.3 Themenfeld C: Abstellanlagen im Umfeld der Fußgängerzone 

Die Erreichbarkeit der Innenstadt in Beckum für Radfahrende steht in direktem 

Zusammenhang mit qualitativ hochwertigen, dezentral verteilten und gut sicht-

baren Radabstellanlagen. Die vorhandene Fahrradparkplatz an der Straße Rog-

genmarkt erfüllen diese Ansprüche nicht. Bedarf besteht demnach an sämtlichen 

Eingängen der Fußgängerzone (siehe Abbildung 25). Der Bedarf wird durch die 

Vielzahl an wild abgestellten Fahrrädern in und um die Fußgängerzone sichtbar. 

Im Bereich Am Kirchplatz befindet sich bereits eine Abstellanlage in Planung. 

 

Abbildung 25: Empfohlene Standorte für Abstellanlagen im Umfeld der Fußgängerzone 

 

Dabei müssen zunehmend auch Lastenräder sowie E-Bikes berücksichtigt werden. 

Als baulicher Standard wird die Anlage von Fahrradbügeln mit Zwischenstrebe 

(Kreuzberger Bügel) empfohlen. Je nach Bedeutung des Standorts kann ein Wit-

terungsschutz, E-Lademöglichkeiten und Schließfächer angebracht sein. 

Die Barrierefreiheit auf Gehwegen soll durch neue Abstellanlagen nicht einge-

schränkt werden. Auch soll vermieden werden, dass Radfahrende in die Fußgän-

gerzone einfahren.  

Es wird die Nutzung bestehender Pkw-Parkplätze empfohlen. Ein einzelner Pkw-

Parkplatz bietet schließlich Platz für bis zu 5 Bügel (10 Fahrräder), was die Kun-

denfrequenz für angrenzende Geschäfte und Angebote deutlich erhöht. 

Es wird die Anlage von Abstellanlagen in der Oststraße (siehe Kapitel 8.3.1 ab 

Seite 72 und in der Nordstraße, Hühlstraße und Weststraße (siehe Kapitel 8.3.2 ab 

Seite 73) empfohlen. 

Oststraße 

Nordstraße 

Hühlstraße 

Weststraße 
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8.3.1 Abstellanlage Oststraße 

  

Ausgangslage/Problemstellung 

Die Oststraße bietet einen direkten Zugang zum Marktplatz. An dieser präg-

nanten Stelle bestehen 2 Pkw-Parkplätze. Qualitativ hochwertige und gut sicht-

baren Radabstellanlagen fehlen. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, 2 Pkw-Parkplätze zu Gunsten von bis zu 10 Fahrradbügeln 

(Platz für bis zu 20 Fahrräder) umzuwandeln. Diese sollten überdacht und mit 

zusätzlichen Komfortmerkmalen wie E-Lademöglichkeit, öffentlicher Luft-

pumpe, Gepäckschließfächer ausgestattet werden. 

Kosten-

schätzung 

15 000 - 80 000 Euro (je nach Ausstattung) 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW), Sonderprogramm Stadt und Land (Bund) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger Stadt Beckum 

 

 

 

 

Empfohlener Standort Oststraße Good-Practice-Beispiel Ludwigsburg 
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8.3.2 Abstellanlagen Nordstraße, Hühlstraße und Weststraße 

  

  

Ausgangslage/Problemstellung  

An den Zugängen zur Fußgängerzone an der Nordstraße, der Weststraße und 

der Hühlstraße fehlen qualitativ hochwertige und gut sichtbaren Radabstellan-

lagen. An der Hühlstraße bestehen dort beidseitig Pkw-Parkplätze. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, an der Hühlstraße die ersten Beiden Pkw-Parkplätze an der 

Fußgängerzone zu Gunsten von bis zu 10 Fahrradbügeln umzuwandeln. An der 

Nordstraße und der Weststraße sollten in den Zugangsbereichen jeweils bis zu 

10 Fahrradbügel installiert werden. Denkbar ist auch die Überdachung einzelner 

Standorte oder Bügel. 

Kosten-

schätzung 

500 Euro je Bügel; 7 500 - 10 000 Euro je Überdachung 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) (Bagatellgrenze: 5 000 Euro), Sonderprogramm 

Stadt und Land (Bund) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☐ Baulastträger Straßen.NRW, Stadt Beckum 

Nordstraße Weststraße 

Hühlstraße Good-Practice-Beispiel Wien 
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8.4 Themenfeld D: Schließung von Netzlücken außerorts 

Das Radverkehrsnetz entlang Außerortsstraßen dient insbesondere der Verbin-

dung der Ortsteile untereinander und dem Anschluss angrenzender Kommunen. 

Eine qualitativ hochwertige und subjektiv sowie objektiv sichere Infrastruktur ist 

daher besonders für Pendelverkehre von hoher Relevanz. 

Im Stadtgebiet bestehen mehrere Abschnitte, wo Radfahrende außerorts auf den 

Haupt- oder Nebenrouten im Mischverkehr geführt werden. Dies entspricht auf-

grund der hohen Geschwindigkeitsunterschiede nicht den Anforderungen an das 

Radverkehrsnetz. Ein Abschnitt des Hellwegs ist als Hauptroute nicht für die Be-

fahrung durch Radfahrende freigegeben (siehe Abbildung 26).  

 

Abbildung 26: Handlungsbedarf außerorts 

 

Um die Verbindungen zwischen den Stadtteilen und den angrenzenden Kommu-

nen zu stärken und den Komfort und die Verkehrssicherheit für den Radverkehr 

zu erhöhen, sollte außerorts eine flächendeckende Trennung des Radverkehrs 

vom Kfz-Verkehr angestrebt werden beziehungsweise bestehende Alternativrou-

ten (land- und forstwirtschaftliche Wege) für Radfahrende freigegeben sein. 

Die empfohlenen Maßnahmen werden anhand des Lippwegs beispielhaft darge-

stellt (siehe Kapitel 8.4.1 ab Seite 75). Die Empfehlungen sind auf sämtliche Au-

ßerortsstraßen innerhalb des Radverkehrsnetzes übertragbar. Empfehlungen für 

den Hellweg sind in Kapitel 8.4.2 ab Seite 77 beschrieben. 

Führung im Mischverkehr außerorts 

Durchfahrt verboten 
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8.4.1 Lippweg (modellhaft für Außerortsstraßen ohne separate Radinfrastruktur) 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Es bestehen Abschnitte auf Außerortsstraßen im Radverkehrsnetz, wo Radfah-

rende bei einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 70-100 km/h im Misch-

verkehr auf der Fahrbahn geführt werden. Dies entspricht nicht den Anforde-

rungen an ein komfortables und sicheres Radverkehrsnetz. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, Radfahrende in Außerortsbereichen getrennt vom Kfz-Ver-

kehr zu führen. Entsprechend wird die Anlage von fahrbahnbegleitenden ge-

meinsamen Geh- und Radwegen (Z 240 StVO) im Zweirichtungsverkehr emp-

fohlen. Diese sollten mit einem Abstand von 1,75 Meter zur Kfz-Fahrbahn an-

gelegt werden und mit einer Mindestbreite von 2,50 Meter angelegt werden. 

Sofern die Abschnitte auf Velorouten liegen (Ahlener Straße), sollte eine Min-

destbreite von 3,00 Meter angelegt werden. 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Die Maßnahme ist als Daueraufgabe beschrieben, da aufgrund der hohen Kos-

ten, langen Planungszeiträumen (Absprache mit Straßen.NRW und angrenzen-

den Kommunen) sowie Unsicherheiten bezüglich Flächenverfügbarkeiten eine 

kurzfristige Umsetzung nicht realistisch ist.  

Prinzipskizze für den Lippweg 
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Es wird daher empfohlen, zunächst Abschnitte innerhalb der Hauptrouten an-

zugehen, da dort der höchste Nutzen für Radfahrende erwartet wird. Sofern 

sich eine Verbindung zum aktuellen Zeitpunkt als nicht umsetzbar herausstellt, 

sollte zunächst Abschnitte mit guten Aussichten angegangen werden. Es wird 

empfohlen, in einem ersten Schritt folgende Netzlücken zu schließen: 

1. Ahlener Straße (L 794) 

2. Lippweg 

3. Herzfelder Straße 

4. Mühlenweg (L 822) 

 

Bis zur baulichen Umsetzung der fahrbahnbegleitenden Radinfrastruktur wird 

empfohlen, die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 50-70 km/h zu begrenzen. 

Kosten-

schätzung 

60 000 Euro/100 Meter (inklusive Flächenkauf)  

Lippweg: 1 600 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

Sonderprogramm Stadt und Land (Bund), FöRi-Nah (NRW); Bür-

gerradwege (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Kreis Warendorf 

 

 



Radverkehrskonzept 

77 

 

8.4.2 Hellweg 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Der Hellweg liegt auf einer Hauptroute innerhalb des Radverkehrsnetzes. Auf 

einem Abschnitt entspricht die Oberfläche nicht den Anforderungen an eine 

sichere und komfortable Befahrbarkeit. Zudem ist auf dem Abschnitt die Durch-

fahrt nur für landwirtschaftlichen Verkehr freigegeben. Radfahrende dürfen die-

sen nicht befahren. Es besteht eine Netzlücke. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die Oberfläche zu sanieren und das Zusatzzeichen 1022-10 

StVO (Radfahrer frei) zu ergänzen. 

Kosten-

schätzung 

600 000 - 800 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW); FöRi-kom-Stra (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☒ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☐ Baulastträger Stadt Beckum 

 

 

Hellweg/Westhöfe (Richtung West) 
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8.5 Themenfeld E: Kleinteilige und punktuelle Mängel beheben 

Innerhalb des Radverkehrsnetzes bestehen verschiedene punktuelle Mängel, die 

den Komfort und die Sicherheit erheblich beeinträchtigen können. Dazu gehören 

fehlende Querungsanlagen, nicht für den Radverkehr freigegebene Wege, unge-

sicherte Poller, Bahngleise oder zu schmale Umlaufsperren (siehe Abbildung 27). 

 

Abbildung 27: Punktueller Handlungsbedarf im Radverkehrsnetz 

 

Um den Komfort und die Sicherheit innerhalb des Radverkehrsnetzes zu steigern, 

sollten diese Mängel möglichst kurzfristig beseitigt werden. Insbesondere, da es 

bei einem Großteil der Maßnahmen um sehr kostengünstige Maßnahmen mit 

großer Wirkung handelt. 

In Kapitel 8.5.1 ab Seite 79 sind Standorte und Ausführungsbeispiele zur Ergän-

zung von Querungsanlagen beschrieben. In Kapitel 8.5.2 ab Seite 81 sind Emp-

fehlungen zu kreuzenden Bahngleisen dargestellt. In Kapitel 8.5.3 ab Seite 83 sind 

Empfehlungen für sonstige Hindernisse zusammengefasst und in Kapitel 8.5.4 ab 

Seite 85 für einen nicht für Radverkehr freigegebenen Parkweg im Westpark. 
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8.5.1 Querungsanlagen 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Innerhalb des Radverkehrsnetzes besteht insbesondere an konfliktträchtigen 

Bereichen innerorts/außerorts Bedarf an Querungsanlagen für Radfahrende. In 

diesen Bereichen findet in der Regel ein Wechsel vom Einrichtungsverkehr (in-

nerorts) zum Zweirichtungsverkehr auf einer Seite (außerorts) statt. Zudem be-

findet sich der Kfz-Verkehr in einer Beschleunigungssituation.  

An mehreren Stellen fehlen Querungsmöglichkeiten für den Radverkehr. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, an den Übergängen vom Einrichtungsverkehr in den Zwei-

richtungsverkehr Querungsanlagen für den Radverkehr zu ergänzen, sofern 

noch nicht vorhanden. Dies trifft im Radverkehrsnetze an folgenden Standorten 

zu: 

1. Lippweg - Ortsausgang Beckum Stadt (Fahrbahnbreite: 7,00 Meter) 

2. Hauptstraße - Höhe Auto Weber (Fahrbahnbreite: 8,00 Meter) 

3. Vellerner Straße - Höhe Ükenbrink (Fahrbahnbreite: 6,00 Meter) 
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Für die Ausführung der Querungsanlagen werden folgende Varianten empfoh-

len: 

Variante 1: Mittelinsel 

- Anlage einer 3,50 Meter breiten und 10,00 Meter langen Mittelinsel 

- Breite der Fahrspuren jeweils 3,50 Meter 

- Beidseitige Anlage von Aufstellbereichen im Seitenraum mit mindestens 

2,00 Meter Breite 

 

Variante 2: Markierung Fahrbahneinengung  

- Markierung von 0,50 Meter breiten Trennflächen an beiden Fahrbahnrän-

dern 

- Die Fahrbahnbreite zwischen der Einengung sollte insgesamt mindestens 

5,50 Meter betragen 

 

Umsetzungsempfehlungen 

Es wird empfohlen, die fehlenden Querungsanlagen kurzfristig umzusetzen. 

Aufgrund der vorhanden Fahrbahnbreiten und des geringeren baulichen Auf-

wandes wird zunächst die Umsetzung der Variante 2 empfohlen. 

Sofern in den Abschnitten bauliche Maßnahmen anstehen, sollte die Umset-

zung von Variante 1 angestrebt werden (Daueraufgabe). 

Kosten-

schätzung 

Variante 1: 20 000 – 40 000 Euro 

Variante 2: 5 000 – 10 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Kreis Warendorf, 

Stadt Beckum 

 



Radverkehrskonzept 

81 

 

8.5.2 Kreuzende Bahngleise 

 

  

Ausgangslage/Problemstellung 

Im Kernort Beckum kreuzen innerorts an drei Stellen Bahngleise die Fahrbahn 

in spitzem Winkel. Das führt zu gefährlichen Situationen für Radfahrende, die 

in den Schienen leicht hängen bleiben. Es besteht insbesondere bei Nässe und 

Dunkelheit Sturzgefahr. Hinzu kommt eine zulässige Höchstgeschwindigkeit 

von 50 km/h, was in dieser anspruchsvollen Situation zusätzlich zu Stress sorgt. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

Maßnahmenempfehlung 

Kurzfristig sollten Markierungen angebracht werden, um Radfahrenden die 

Richtige Anfahrt zu verdeutlichen und Pkw-Fahrende auf das Fahrmanöver des 

Radverkehrs aufmerksam zu machen. 

Um die Situationen zu entschärfen, wird mittelfristig empfohlen, die Schienen-

vertiefungen mittels entsprechender Vorrichtungen (z. B. Kautschuk, Ve-

logleis…) zu füllen (hier ist eine Abstimmung mit den Verantwortlichen für die 

Gleisanlagen erforderlich). So könnte die Sturzgefahr erheblich gemindert wer-

den. Die Gleise bleiben weiterhin befahrbar. Es muss berücksichtigt werden, 

dass sich die Schienenabschnitte in Kurvenbereichen befinden, wodurch 

Bestandssituation Am Kollenbach 

AGFK MV; Fachwissen Kompakt Nr. 2 – Rad-Unfälle 

durch Schienen/Gleise verhindern. Rostock 2020  

AGFK MV; Fachwissen Kompakt Nr. 2 – Rad-Unfälle 

durch Schienen/Gleise verhindern. Rostock 2020 
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zusätzliche Anforderungen an das Material gestellt werden. Insgesamt befinden 

sich mehrere Techniken bzw. Firmen in Erprobungsphasen solcher Lösungen. 

Aufgrund fehlender Standards können solche „Einzellösungen“ in Anschaffung 

und Wartung sehr teuer werden, weshalb zunächst Sondierungsgespräche mit 

verschiedenen Anbietern geführt werden sollten. 

Ergänzend wird empfohlen, die zulässige Höchstgeschwindigkeit an den Ab-

schnitten auf 30 km/h zu beschränken. 

Die Empfehlungen sollten an folgenden Abschnitten umgesetzt werden: 

- Am Kollenbach (Höhe Sackstraße) - besondere Priorität aufgrund eines 

Todesfalls im Jahr 2020 

- 2 Abschnitte am Sudhoferweg (östlich und westlich von Maschinenfabrik 

Möllers)  

Kosten-

schätzung 

Je Markierung: 500 – 1 000 Euro 

Bauliche Optimierungen der Gleise: bis zu 160 000 Euro je Kreu-

zungsbereich 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☒ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger Stadt Beckum 
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8.5.3 Sonstige Hindernisse 

  

  

Ausgangslage/Problemstellung 

Punktuelle Hindernisse schränken die Befahrbarkeit und damit auch den Kom-

fort und die Sicherheit für Radfahrende ein. Innerhalb des Radverkehrsnetzes 

bestehen Pfosten, Schranken und Umlaufsperren, die nicht den Anforderungen 

entsprechen. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die vorhandenen punktuellen Hindernisse nach aktuellen 

baulichen Standards zu gestalten: 

Bestandssituation Auf Sonnenschein und  

Umsetzungsempfehlung „Umfahrung“ 

Bestandssituation Lindenkamp und 

Umsetzungsempfehlung „Poller“ 
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Umlaufsperre 

- 3,00 Meter Abstand zum Mündungsbereich (Aufstellbereich) und 

1,50 Meter Abstand zwischen den Gittern 

- Einfahrbreite abhängig von Wegbreite, bei 2,00 Meter = 1,15 Meter 

- Ausführung der Sperren in reflektierender Signalfarbe 
 

Die Umsetzungsempfehlungen „Umfahrung“ sollten an folgenden Abschnitten 

umgesetzt werden: 

- Auf Sonnenschein, am Waldeingang zum Aktivpark Phoenix 

- Dünninghausen, 300 Meter östlich der Kreuzung zum Lippweg 

- 2 mal zwischen Freudenbergstraße und Annecke-Straße 

- 2 mal zwischen Auf dem Jakob und Sternstraße 

- Rheinische Straße, am Waldeingang zum Aktivpark Phoenix 
 

Poller 

- 3,00 Meter Abstand zum Mündungsbereich (Aufstellbereich) und 

2,00 Meter Abstand zwischen Pollern 

- Ausführung der Poller in reflektierender Signalfarbe mit ergänzender Bo-

denmarkierung 
 

Die Umsetzungsempfehlungen „Poller“ sollten an folgenden Abschnitten um-

gesetzt werden: 

- Lindenkamp, zwischen Lippweg und Sudhoferweg 

- Klapperweg, zwischen Lippweg und Sudhoferweg 

- Gustav-Freytag-Straße, 100 Meter östlich von Im Vinkendahl 
 

Schranken  

- Im Untersuchungsgebiet bestehen 2 Schranken. Diese sollten in Signal-

farben gestaltet sein und eine Umfahrungsmöglichkeit bieten. 

o Wilde See, 250 Meter südöstlich der Bushaltestelle Haverkemper 

o Soestwarte, am Waldeingang 

Kosten-

schätzung 

Je Poller/Umlaufsperre: 500 – 1 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Kreis Warendorf, 

Stadt Beckum, 
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8.5.4 Weg im Westpark 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Ein Wegabschnitt im Westpark ist als Gehweg ausgewiesen und damit eine 

Netzlücke innerhalb des Radverkehrsnetzes. Angrenzende Parkwege sind be-

reits mit dem Zusatzzeichen „Radfahrer frei“ für den Radverkehr freigegeben. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, den Weg im Westpark durch die Ergänzung des Zusatzzei-

chen 1022-10 StVO (Radfahrer frei) für den Radverkehr freizugeben.  

Die Maßnahme sollte in regelmäßigen Abständen evaluiert werden. Falls es zu 

vermehrten Konflikten beziehungsweise Konfliktmeldungen kommt, sollte die 

Regelung rückgängig gemacht werden. 

Kosten 300 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☐ Baulastträger Stadt Beckum 

 

Weg im Westpark - Freigabe des Abschnitts für Radfahrende empfohlen 



Radverkehrskonzept 

86 

 

8.6 Themenfeld F: Öffnung der Einbahnstraßen in Gegenrichtung für den Radver-

kehr 

Im Untersuchungsgebiet bestehen innerhalb des Radverkehrsnetzes Abschnitte, 

wo Einbahnstraßen nicht für den Radverkehr in Gegenrichtung freigegeben sind. 

Das führt zu empfindlichen Umwegen für Radfahrende, die in der Praxis oft nicht 

akzeptiert werden. Die Befahrung der Einbahnstraßen erfolgt dann illegal. Ab-

schnitte mit Handlungsbedarf sind in Abbildung 28 dargestellt. 

 

Abbildung 28: Einbahnstraßen mit Handlungsbedarf  

 

Grundsätzlich soll der Radverkehr zur Vermeidung von Umwegen Einbahnstraßen 

in beiden Richtungen nutzen können, sofern Sicherheitsgründe nicht dagegen-

sprechen. Insbesondere in Straßen mit zulässiger Höchstgeschwindigkeit von 

30km/h sind Einbahnstraßen in der Regel für den Radverkehr freizugeben. 

In Kapitel 8.6.1 ab Seite 87 sind Empfehlungen für die Anton-Schulte-Straße dar-

gestellt. In Kapitel 8.6.2 ab Seite 89 für die Nordstraße. 
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8.6.1 Anton-Schulte-Straße 

 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die Anton-Schulte-Straße ist eine Nebenroute. Die zulässige Höchstgeschwin-

digkeit ist 30 km/h. Die Fahrbahnbreite beträgt neben den parkenden Fahrzeu-

gen 3,00 Meter bis 3,50 Meter. Die Einbahnstraße erschließt die Martinschule 

und ist nicht für Radfahrende in Gegenrichtung freigegeben. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die Anton-Schulte-Straße für den Radverkehr durch die Er-

gänzung der Zusatzzeichen 1022-10 StVO (Radfahrer frei) und Zusatzzeichen 

1000-32 (Radverkehr in Gegenrichtung zugelassen) in Gegenrichtung freizuge-

ben.  

Anton-Schulte-Straße (Kreuzung Uhlandstraße) - empfohlene Freigabe für Radfahrende 

in Gegenrichtung 

Anton-Schulte-Straße (Kreuzung Alter Hammweg) 
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In den Kreuzungsbereichen sollten ergänzend Piktogramme und Linienmarkie-

rungen auf der Fahrbahn markiert werden, um die Sichtbarkeit beziehungs-

weise die Aufmerksamkeit für Radfahrende zu verbessern und somit die Ver-

kehrssicherheit zu erhöhen. In den Einmündungsbereichen bestände dann auch 

ein Halt- und Parkverbot, was die Sichtbeziehungen an den Einmündungen ver-

bessert. 

Kosten-

schätzung 

3 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☒ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☒ Baulastträger Stadt Beckum 
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8.6.2 Nordstraße 

 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die Nordstraße grenzt südlich an die Veloroute Beckum - Neubeckum und liegt 

auf der direkten Route zwischen Innenstadt und Bahnhof. Die zulässige Höchst-

geschwindigkeit ist 30 km/h. Die Fahrbahnbreite beträgt neben den parkenden 

Fahrzeugen mindestens 3,50 Meter. Die Einbahnstraße ist nicht für Radfahrende 

in Gegenrichtung freigegeben. 

Zielsetzung 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die Nordstraße für den Radverkehr durch die Ergänzung der 

Zusatzzeichen 1022-10 StVO (Radfahrer frei) und Zusatzzeichen 1000-32 (Rad-

verkehr in Gegenrichtung zugelassen) in Gegenrichtung freizugeben.  

In den Kreuzungsbereichen sollten ergänzend Piktogramme und Linienmarkie-

rungen auf der Fahrbahn markiert werden, um die Sichtbarkeit beziehungs-

weise die Aufmerksamkeit für Radfahrende zu verbessern und somit die 

Nordstraße (Kreuzung Ostwall) 

Nordstraße (Kreuzung Sternstraße) 
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Verkehrssicherheit zu erhöhen. In den Einmündungsbereichen bestände dann 

auch ein Halt- und Parkverbot, was die Sichtbeziehungen an den Einmündun-

gen verbessert.  

 

Umsetzungsempfehlung 

Es wird empfohlen, die Nordstraße erst nach einer baulichen Umgestaltung des 

Knoten Alleestraße/Nordstraße/Sternstraße für den Radverkehr in Gegenrich-

tung freizugeben. Im aktuellen baulichen Zustand besteht keine Möglichkeit für 

Radfahrende, den Knoten sicher zu queren. Es müsste dabei mindestens eine 

Signalisation für Radverkehr ergänzt werden. 

Sofern diese bauliche Maßnahme erfolgt, sollte auch die Öffnung der Linnen-

straße für Radfahrende in Gegenrichtung erfolgen. Es müsste dabei ebenfalls 

eine Signalisation für Radverkehr ergänzt werden, um eine sichere Einfädelung 

auf die Sternstraße zu gewährleisten. 

Kosten-

schätzung 

3 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☒ 

Daueraufgabe  

☐ 

Priorität ☐ Baulastträger Stadt Beckum 
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8.7 Themenfeld G: Daueraufgaben und allgemeine Handlungsfelder 

Daueraufgaben und allgemeine Handlungsfelder sollten grundsätzlich und kon-

tinuierlich im Alltagsbetrieb, in der Planung und der Umsetzung berücksichtigt 

werden. Sie sind nicht an konkrete Orte gebunden, sondern beziehen sich in der 

Regel auf das gesamte Untersuchungsgebiet. 

 

8.7.1 Mobilitäts- und Digitalbeauftragte installieren 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die Umsetzung von Maßnahmen in der Verkehrsplanung scheitert oft an (spä-

ten) Widerständen in der Bevölkerung. Bestehende Beteiligungsformate errei-

chen im Vorfeld nur bekannte Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 

So können die vorausgegangenen Entscheidungsprozesse nicht nachvollzogen 

werden. Es kommt zu Unmut in Politik und Bevölkerung. Projekte können nicht 

mehr umgesetzt werden. Solche Prozesse entsprechen nicht den Anforderun-

gen an einen verantwortlichen Umgang mit Ressourcen. 

Zielsetzung 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die Personalstelle: „Mobilitäts- und Digitalbeauftragte“ zu 

etablieren. 

Aufgabenstellung sollte darin liegen, geplante Maßnahmen, Prozesse und Ent-

scheidungsfindungen in der Verkehrsplanung digital verständlich aufzubereiten 

und neben den gängigen Kanälen (Presse, Website) auch im Rahmen von 

Social-Media Kampagnen zu veröffentlichen. Zielkonflikte und Abwägungspro-

zesse können so frühzeitig und verständlich auch bei bisher unerreichten Bevöl-

kerungsgruppen kommuniziert werden. 

Zielsetzung ist, die Umsetzungschancen von Maßnahmen und insgesamt die 

Effektivität der Planungsarbeit zu steigern. 

Kosten-

schätzung 

Keine Angabe 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine Angabe 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger - 
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8.7.2 Monitoring: Anlage von Radzählstellen 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Es bestehen keine dauerhaften Zählstellen zur Erfassung der Radverkehrsmen-

gen im Untersuchungsgebiet. Diese Grundlagendaten zu Radverkehrszahlen 

besitzen aber eine hohe Bedeutung, um umgesetzte Maßnahmen evaluieren 

und zukünftige Maßnahmen priorisieren sowie die Diskussionen zur Sinnhaf-

tigkeit von Maßnahmen für den Radverkehr objektiv gestalten zu können. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, feste Radzählstellen innerhalb des Radverkehrsnetzes zu in-

stallieren. An entscheidenden Punkten, die an Hauptrouten (und Velorouten) 

liegen, sollten Zählstellen mit sichtbaren Stelen aufgestellt werden. So könnten 

Verkehrsteilnehmer verschiedene Daten (tägliche und jährliche Radfahrende) 

direkt im Vorbeifahren ablesen. Denkbare Standorte sind: 

- Neubeckumer Straße (Höhe Busbahnhof) 

- Geißlerstraße (zwischen A 2 und Kreuzung Hauptstraße Neubeckum) 

- Stromberger Straße (Ortsausgang, Höhe Phoenix Zementwerke) 

- Ahlener Straße (Höhe Schlenkhoffs Weg) 
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Um kontinuierliche Aussagen zur Nutzung des Netzes tätigen zu können wird 

zusätzlich empfohlen, an folgenden Stellen reine Zählstellen (ohne ablesbare 

Displays) zu installieren. 

- Vorhelmer Straße (Ortsausgang Richtung Roland) 

- Oelder Straße (Ortsausgang Richtung Vellern) 

- Lippweg (Höhe Pflaumenallee) 

- Zementroute (Höhe Südring in Beckum) 

 

Die Daten von allen Zählstellen sollten für alle Interessierten im Internet abruf-

bar sein. Je nach Bedarf sollte das Netz an Zählstellen perspektivisch ausgebaut 

werden. 

Kosten-

schätzung 

Je Stele mit Display: 20 000 Euro 

Je Induktionsschleife: 4 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Kreis Warendorf, 

Stadt Beckum 
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8.7.3 Aufhebung der Benutzungspflicht für Radwege 

 

 

Beispiel Hammer Straße (Höhe Westpark) - Aufhebung der 

Benutzungspflicht empfohlen 
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Ausgangslage/Problemstellung 

Die Benutzungspflicht der Radwege im Seitenraum ist im Untersuchungsgebiet 

nicht StVO-konform. Entweder entsprechen die Radwege nicht den Anforde-

rungen an Breite und Gestaltung oder es besteht aufgrund besonderen örtli-

chen Verhältnisse keine Gefahrenlage, die das allgemeine Risiko erheblich über-

steigt. 

Zielsetzung 

- Kontinuierliche und attraktive Führungsformen anbieten – Trennung des 

Radverkehrs vom Fußverkehr 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, an sämtlichen Abschnitten, wo Radverkehr im Seitenraum 

geführt wird, und eine Benutzungspflicht besteht, diese aufzuheben. Entspre-

chenden Beschilderungen sollten entfernt werden. Sofern Bodenmarkierungen 

bestehen (rote Pflasterung) kann der Abschnitt als „anderer Radweg“ weiterhin 

freiwillig durch Radfahrende genutzt werden. 

Perspektivisch wird allerdings eine Verlagerung des Radverkehrs auf Fahrbahn-

niveau empfohlen. Nach Sanierungen sollte keine Neuanlage von „anderen 

Radwegen“ erfolgen, um Zufußgehenden barrierefreie Bewegungsflächen zu 

gewährleisten. Für Radfahrende sollte dann eine entsprechende Infrastruktur 

auf Fahrbahnniveau angeboten werden. 

An folgenden Abschnitten innerhalb des Radverkehrsnetzes wird die Aufhebung 

der Benutzungspflicht empfohlen: 

- Alter Hammweg (Kapellenstraße – Mühlenweg) 

- Alter Hammweg (Anton-Schulte-Straße – Prozessionsweg) 

- Dalmerweg (Westwall – Paterweg) 

- Ennigerloher Straße (Wiesenstraße – Ennigerstraße) 

- Hansaring (Lübecker Straße – Lippborger Straße) 

- K 23 – Dorfstraße (Elsterbergweg – An der Kirche) 

- K 45 – Oelder Straße (Nordstraße – Ortsausgang Richtung Vellern) 

- L 507 – Hammer Straße (Sachsenstraße – Werseweg) 

- L 586 – Vorhelmer Straße (Zum Wasserturm – Ortsausgang Richtung Ro-

land) 

- L 586 – Vorhelmer Straße (Römerstraße – Nordstraße) 

- L 822 – Mühlenweg (Hammer Straße – Sieverdingweg) 

- L 882 – Spiekersstraße (Hauptstraße – Vellerner Straße) 

- L 882 – Vellerner Straße (Friedrich-von-Bodelschwingh-Straße – Ortsaus-

gang Richtung Vellern) 
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- L 882 – Vellerner Straße (Ortsdurchfahrt Vellern) 

- Lippborger Straße (Sternstraße – Dechant-Schepers-Straße) 

- Paterweg (Dalmerweg – Lipporger Straße) 

- Südring (Freiherr-von-Stein-Straße – Göttfricker Weg) 

- Südwall (Elisabethstraße – Südstraße) 

- Windmühlenstraße (Stomberger Straße – Zementstraße) 

 

Für folgende Abschnitte im Grenzbereich erscheint vor Aufhebung der Benutz-

zungspflicht eine ergänzende Abstimmung sinnvoll: 

- B 58 –Neubeckumer Straße (Nordstraße – Geißlerstraße) 

- B 58 – Sternstraße (Antoniusstraße – Stromberger Straße) 

- B 58 – Stromberger Straße (Sternstraße – Auf dem Tigge) 

- Zementstraße (Neubeckumer Straße – Rheinische Straße) 

 

Sofern innerorts eine Benutzungspflicht auf weiteren gemeinsamen und ge-

trennten Geh- und Radwegen außerhalb des Radverkehrsnetzes besteht, sollten 

diese ebenfalls auf Aufhebung geprüft werden. 

Kosten-

schätzung 

Keine Angaben 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger Straßen.NRW, Stadt Beckum 
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8.7.4 Kontrollen verstärken 

Ausgangslage/Problemstellung 

Ohne Kontrolle sind sämtliche Regelungen nutzlos. Dabei kann die Sicherheit 

von Radfahrenden, insbesondere durch Regelverstöße des Kfz-Verkehrs, erheb-

lich beeinträchtigt werden. Beispielsweise durch illegales Halten/Parken auf 

Radwegen oder unangemessene Geschwindigkeiten. 

Zielsetzung 

- Aufenthalts- und Lebensqualität erhöhen 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, Konsequente Kontrollen mit folgenden Schwerpunkten 

durchzuführen: 

- Falschparken (Schwerpunkte Parken auf Radwegen) 

- Geschwindigkeitsübertretungen und „Autoposen“ (Zuständigkeit Polizei) 

- Illegales Radfahren auf Gehwegen und in der Fußgängerzone (Zuständig-

keit Polizei) 

Kosten-

schätzung 

Keine Angaben 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☐ Baulastträger - 
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8.7.5 Ladeinfrastruktur für E-Bikes ausbauen 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Die Zahl von E-Bikes (gemeint sind auch Pedelecs) steigt seit Jahren stetig an. 

In einigen Bereichen mit längeren Abstelldauern fehlen öffentliche Lademög-

lichkeiten. 

Zielsetzung 

- Steigerung des Radverkehrsanteils durch Verlagerung von Wegen mit 

Kraftfahrzeugen auf das Fahrrad 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, an Standorten mit längeren Abstelldauern von E-Bikes (Ar-

beitgeberinnen und Arbeitgeber, Innenstadtbereich, Schulen, Sportanlagen, 

Freizeitanlagen, Bahnhof, Busbahnhof, Krankenhaus, entlang touristischer Rou-

ten), sukzessive öffentliche E-Ladepunkte für Radfahrende zu installieren. Fol-

gende Standorte sind denkbar. Diese sind teilweise auf privaten Flächen und 

Parkplätzen und müssen entsprechend in Abstimmung mit den Eigentümerin-

nen und Eigentümern entwickelt werden. 

Potenzielle Standorte Vellern  

- Sportplatz/Grundschule 

- An der Kirche 
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Potenzielle Standorte Roland 

- Parkplatz Rolandsee 

- Sportplatz 

- Berief Food/RVM Regionalverkehr Münsterland/Di Matteo Group Werk 2 

 

Potenzielle Standorte Neubeckum 

- Bahnhof, Rathaus, Hauptstraße (Innenstadt), Harbergstadion/Freibad 

- Gesamtschule, Gymnasium 

- Etex Germany Exteriors GmbH, Thyssenkrupp, Balcke-Dürr 

 

Potenzielle Standorte Beckum 

- Busbahnhof (im Fahrradparkhaus), Tuttenbrocksee, Dyckerhoffsee, Kauf-

land/Baumarkt, Jahnstadion/Jahnhalle, Freibad/Hallenbad, Umfeld der 

Fußgängerzone, Aktivpark Phoenix 

- Berufskolleg/Technikerschule, Gymnasium, Volkshochschule, Sekundar-

schule, Schulen Sonnenstraße 

- St. Elisabeth Hospital 

- Möllers Group/Christian Pfeiffer Maschinenfabrik, Knapheide, Gewerbege-

biet auf dem Tigge, Beumer Maschinenfabrik 

- Mitfahrerparkplatz A 2 

 

Kosten-

schätzung 

Keine Angaben 

Fördermög-

lichkeiten 

Keine 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☐ Baulastträger - 
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8.7.6 Anlage von Gehwegnasen und dezentralen Fahrradbügeln 

 

Ausgangslage/ Problemstellung 

An vielen Einmündungen bestehen überdimensionierte Einmündungsbereiche. 

Das sorgt für weite Wege zur Querung der Bereiche für Zufußgehende und für 

schlechte Sichtbeziehungen. Zudem fehlt es im gesamten Gebiet an zielnahen 

und dezentralen Abstellmöglichkeiten für Fahrräder. 

Zielsetzung 

- Aufenthalts- und Lebensqualität erhöhen 

- Erhöhung des Komforts und der subjektiven und objektiven Sicherheit für 

alle Radfahrenden 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Es wird empfohlen, die Gehwege an den Einmündungsbereichen soweit wie 

möglich vorzuziehen, um Sichtfelder zu verbessern und Barrierefreiheit zu ge-

währleisten. Kurzfristig können diese Bereiche markiert werden. Perspektivisch 

sollten Sie auch baulich hergestellt werden. Ergänzend sollten an sämtlichen 

Einmündungen direkt nach dem 5-Meter-Einmündungsbereich 3 bis 4 Fahrrad-

bügel auf Fahrbahnniveau installiert werden, sofern dort geparkt werden darf. 

Die Kombination der Maßnahmen sorgt für eine schnelle Steigerung der Radab-

stellplätz und gute Sichtfelder an den Einmündungsbereichen für Zufußge-

hende. Die Umsetzung der Maßnahmen sollte sukzessive erfolgen. Insbeson-

dere bei Sanierungen sollte auf Umsetzung geachtet werden. 

Kosten-

schätzung 

Je Einmündung 3 000 - 10 000 Euro 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☐ Baulastträger - 

Beispiel Erlangen, dezentrale Anlage von Fahrradbügeln 

auf Fahrbahnniveau anlegen 
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8.7.7 Öffentlichkeitsarbeit 

 

Ausgangslage/Problemstellung 

Maßnahmen der Mobilitätsplanung sollten in der Öffentlichkeit sowie der Kom-

munalpolitik kontinuierlich vorgestellt und transparent erklärt werden. Hier be-

darf es kontinuierlicher Ansätze, um auch viel diskutierte Themen, wie zum Bei-

spiel den Entfall von Parkplätzen zu Gunsten von Barrierefreiheit oder Radwe-

gen, in die Umsetzung zu bekommen. 

Zielsetzung 

- Radkultur etablieren und ausbauen 

Maßnahmenempfehlung 

Nachfolgend sind beispielhafte Aktionen vorgestellt, die nicht abschließend 

sind. Insgesamt sollte es immer darum gehen, das Thema Mobilität positiv zu 

besetzen, die neuen Möglichkeiten zu erklären und Entscheidungen transparent 

nachvollziehbar zu machen. Mögliche Partner für die Aktionen können zum Bei-

spiel der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club (ADFC), die Presse, der Landkreis, 

Tourismusverbände, Schulen, größere Arbeitgebende oder Fahrradhändler sein. 

- Einweihung neuer Radinfrastruktur in Form von Straßenfesten mit media-

ler Begleitung 

- Stadtradeln: Event, das sowohl neue Radfahrende generieren kann als 

auch mit dem (optionalen) eingeführten Tracking der Teilnehmenden ei-

nen Einblick in Fahrradhauptrouten ermöglicht 

- „StVO-Regelkunde“ zu ausgewählten Themen, zum Beispiel Radfahren auf 

Gehwegen, wo darf man parken, welche Rechte habe ich als Radfahren-

der… 

Radnacht in Kassel 
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- Mobilitätsfeste in regelmäßigen Intervallen in Kooperation mit beispiels-

weise dem Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club (ADFC), dem Ver-

kehrsclub Deutschland e.V. (VCD), Tourismusverband, Schulen und Fahr-

radhändlern ausrichten 

o Jährlicher Fahrradtag 

o Autofreier Sonntag 

o Radnacht 

o Tag des Fahrrads 

o BikeExpo (mit begleitendem Programm) 

- Gute Beispiele: Verwaltung legt zum Beispiel tägliche Termine zu Fuß, mit 

dem Rad oder dem ÖPNV zurück. Außerdem sollten öffentliche Gebäude 

von angemessener Radinfrastruktur erschlossen werden und qualitativ 

hochwertige Fahrradabstellanlagen anbieten. 

Kosten-

schäzung 

Keine Angabe 

Fördermög-

lichkeiten 

FöRi-Nah (NRW) 

Umsetzung Kurzfristig: 

1-2 Jahre ☐ 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre ☐ 

Langfristig: 

6-10 Jahre ☐ 

Daueraufgabe  

☒ 

Priorität ☒ Baulastträger - 
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8.8 Sonstige Maßnahmenempfehlungen 

 

8.8.1 Verknüpfung zu anderen Verkehrsträgern 

Um den Bewegungsradius von Radfahrenden zu erweitern, ist das Zusammen-

spiel von Fahrrad und ÖPNV sowie Sharing-Angeboten eine umweltfreundliche 

Kombination. Dazu bedarf es ansprechender Verknüpfungspunkte inklusive Ser-

viceangebote (Mobilstationen), um nachhaltige Intermodalität zu fördern. 

In Beckum haben sich insbesondere der Bahnhof in Neubeckum und der Bus-

bahnhof in Beckum als potenzielle Mobilstationen herauskristallisiert. Die beste-

hende Infrastruktur deckt diesen Bedarf an beiden Standorten nicht ab. 

Es wird empfohlen, den Bahnhof Neubeckum und den Busbahnhof in Beckum zu 

Mobilstationen weiterzuentwickeln, die sich durch ein modernes Corporate De-

sign mit Wiedererkennungswert auszeichnen sollten. 

Mindestens folgenden Bausteine sollten, neben der bestehenden Anbindung an 

Bahn und Bus, für den Bahnhof in Neubeckum geprüft werden: 

- Überdachte Radabstellanlagen mit E-Ladestationen und Gepäckschließfä-

chern. Auch die Anlage eines kleinen Fahrradparkhauses ist denkbar. 

- Servicebereich für kleinere Reparaturen oder angrenzender Verkaufsraum, 

betrieben durch einen örtlichen Fahrradhändler. 

- Angebot von Leifahrrädern. 

- Angebot von Carsharing Fahrzeuge mit reservierten Stellplätzen. 

 

Mindestens folgende Bausteine sollten zur Entwicklung der Fahrradabstellanlage 

am Busbahnhof in Beckum geprüft werden: 

- Ergänzung einer Sicherung der bestehenden Abstellanlage (Videoüberwa-

chung oder Schrankensystem). 

- Angebot von Leifahrrädern. 

- Angebot von Carsharing-Fahrzeugen mit reservierten Stellplätzen. 

 

8.8.2 Freigabe der Fußgängerzone für den Radverkehr 

Die Fußgängerzone in Beckum ist für Radfahrende zwischen 20 und 8 Uhr freige-

geben, außer Mittwoch und Samstag (Markttage). Im Rahmen der Projektbear-

beitung wurden vereinzelt Radfahrende beobachtet, die die Fußgängerzone auch 

während den nicht freigegebenen Zeiten befahren haben. In diesem Zusammen-

hang wurden auch vereinzelt wild abgestellte Fahrräder vor allem im Umfeld des 

Marktplatzes beobachtet, welcher sich innerhalb der Fußgängerzone befindet. Im 
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Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde die bestehende Regelung jedoch nicht 

als Konflikt benannt. 

Es wird empfohlen, die aktuelle Regelung beizubehalten. Es sollte regelmäßig be-

obachtet werden, ob es im Bereich der Fußgängerzone zukünftig zu vermehrten 

Konflikten kommt. Auf Beschwerden oder Unfälle in diesem Bereich sollte beson-

dere Rücksicht genommen werden.  

Entsprechend sollte auch die bestehende Freigabe der Fußgängerzone für den 

Radverkehr regelmäßig kritisch geprüft und gegebenenfalls bestätigt werden. Mit 

der Errichtung von Abstellanlagen im Umfeld der Fußgängerzone (siehe Kapitel 

8.3 ab Seite 71) wird die Zielsetzung verfolgt, die bestehenden Konflikte mit wild 

abgestellten Fahrrädern zu verringern. 

 

8.8.3 Freigabe von Gehwegen für den Radverkehr 

Gehwege sollten Zufußgehenden und besonders Menschen mit Mobilitätsein-

schränkungen oder Behinderung eine sichere und ungestörte Bewegungsfläche 

bieten. Diese Anforderungen sind bei gemeinsamer Nutzung mit dem Radverkehr 

nicht mehr gewährleistet, da Radfahrende für seh- und hörbehinderte Menschen 

kaum wahrnehmbar sind, und diese sich dann auf den gemeinsamen Flächen un-

sicher fühlen. Auch Kinderspiel auf Gehwegen ist gefährlich, wenn dort schnelle 

Radfahrende verkehren. Diese Konflikte werden durch die Zunahme von E-Bikes 

perspektivisch erheblich verstärkt. Fußverkehr, als ein wesentlicher Baustein urba-

ner Mobilitätskultur, braucht Flächen, auf denen er sicher und angstfrei und un-

gehindert flanieren kann (vergleiche auch Planungsgrundlagen und Anforderun-

gen ab Seite 18). 

Generell sind auf Grundlage der Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen 

(EFA) folgende Straßen für die gemeinsame Führung von Fuß- und Radverkehr 

ungeeignet: 

- mit intensiver Geschäftsnutzung 

- mit einer überdurchschnittlichen hohen Benutzung durch besonders schutz-

bedürftige Fußgänger (zum Beispiel ältere Menschen, Behinderte, Kinder) 

- im Zuge von Hauptverbindungen des Radverkehrs 

- mit starkem Gefälle (> 3%) 

- mit einer dichteren Folge von unmittelbar an (schmale) Gehwege angrenzen-

den Hauseingängen 

- mit zahlreichen untergeordneten Knotenpunkts- und Grundstückszufahrten 

bei beengten Verhältnissen sowie 

- mit stärker frequentierten Bus- oder Straßenbahnhaltestellen 
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- mit nutzbaren Gehwegbreiten von weniger als 2,50 m.44 

 

Eine gemeinsame Führung von Zufußgehenden und dem Radverkehr ist unter 

diesen Aspekten zu vermeiden, da durch das Radverkehrsnetz die Hauptverbin-

dungen des Radverkehrs definiert sind. Ausgenommen sind Kinder und Jugend-

liche, die bis zum vollendeten achten Lebensjahr auf dem Gehweg fahren müssen 

und bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr fahren dürfen. Dabei ist auch einer 

Begleitperson erlaubt, den Gehweg zu nutzen. 

 

Abseits des Radverkehrsnetzes sollten folgende Grundsätze umgesetzt werden, 

um die gewünschten Qualitätsstandards des Radverkehrs zu erfüllen, ohne die 

Anforderungen von Zufußgehenden zu beschneiden: 

- Die Führung des Radverkehrs auf Fahrbahnniveau sollte stets angestrebt 

werden. Eine gemeinsame Führung von Zufußgehenden und Radfahrenden 

sollte möglichst vermieden werden.  

- Falls die gemeinsame Führung im Seitenraum dennoch vorgesehen ist, 

sollte die Anlage von „getrennten Geh- und Radwegen“ (Zeichen 241 StVO) 

bevorzugt werden. Hier sind neben den baulichen Anforderungen für den 

Radverkehr auch eine bauliche Trennung zum Gehweg durch einen mindes-

tens 30 cm breiten taktil erfassbaren und kontrastierenden Streifen zu be-

achten. 

- Wenn es unumgänglich ist, sollte die Regelung „Gehweg, Radfahrer frei“ 

(Z 239 StVO und Zusatzzeichen 1022-10 StVO) gewählt werden, da die Rad-

fahrenden dort nur mit Schrittgeschwindigkeit fahren dürfen, dem Fußver-

kehr Vorrang einräumen und gegebenenfalls warten müssen. 

- Eine Radwegebenutzungspflicht nach Z 240 StVO (gemeinsamer Geh- und 

Radweg) sollte innerorts nicht zur Anwendung kommen. 

 

8.8.4 Anlage von Fahrradstraßen 

Radfahrende dürfen in Fahrradstraßen jederzeit nebeneinander fahren. Anderer 

Fahrzeugverkehr ist ausnahmsweise mit Zusatzzeichen zuzulassen. In der Regel 

geschieht dies über die Zusatzzeichen 1020–1030 (Anlieger frei) oder einer Ver-

schmelzung aus den Zusatzzeichen 1022-12 und 1024-10 (Kfz frei). Sämtliche 

Fahrzeuge dürfen nicht schneller als Tempo 30 km/h fahren.45 

 

44  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Fußgängerverkehrs-

anlagen (EFA). Köln 2002, Seite 13 

45  Vergleiche Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Radver-

kehrsanlagen (ERA). Köln 2010, Seite 60 



Radverkehrskonzept 

106 

 

Fahrradstraßen sollten mit Bodenmarkierung sowie eine Randmarkierung zu ru-

hendem Verkehr versehen werden, um die Sichtbarkeit im Straßennetz zu erhö-

hen. Sie können sowohl innerorts als auch außerorts ausgewiesen werden und an 

Knotenpunkten bevorrechtigt werden (anstatt von „Rechts-vor-Links“). Seit April 

2020 können auch Fahrradzonen angeordnet werden.46  

In der Praxis sind die Unterschiede der Fahrradstraße/-zone zur Tempo 30 Zone 

für sämtliche Verkehrsteilnehmer gering. Zumal nach der aktuellen Straßenver-

kehrs-Ordnung (StVO) Radfahrende zu zweit nebeneinander fahren dürfen, wenn 

sie die anderen Verkehrsteilnehmer dadurch nicht behindern.47 Besonders in 

Wohn- und Nebenstraßen dürfte das in der Praxis eher selten vorkommen. 

Mit der Einführung von Fahrradstraßen kann dem Radverkehr dennoch ein höhe-

rer Stellenwert und Aufmerksamkeit im Alltagsverkehr eingeräumt werden. Aller-

dings sind Fahrradstraßen nur dann sinnvoll, wenn sie auch von einer gewissen 

Anzahl Alltagsverkehr täglich genutzt werden. Ansonsten erscheinen die erfor-

derlichen Markierungs- und Umbaumaßnahmen überflüssig. Die Maßnahme wird 

dann gegebenenfalls auch von der Bevölkerung nicht akzeptiert.  

Auf dieser Grundlage wird zum augenblicklichen Zeitpunkt, mit Ausnahme der 

Eichendorffstraße, die Teil einer Veloroute ist, eher nicht zur Einrichtung von Fahr-

radstraßen in Beckum geraten. Sofern sich der Anteil des Radverkehrs zukünftig 

weiter steigert, können relevante Verbindungen erneut geprüft werden.  

Auf Grundlage der Netzkonzeption sind perspektivisch folgende Abschnitte in-

nerhalb des Radverkehrsnetzes denkbar, um als Fahrradstraße ausgewiesen zu 

werden.  

1. Südstraße/Clemens-August-Straße (als Umfahrung der Innenstadt) 

2. Everkeweg 

3. Wilhelmstraße 

 

 

46  Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I Seite 367), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-

nung vom 20. April 2020 (BGBl. I Seite 814) 

47  Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I Seite 367), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-

nung vom 20. April 2020 (BGBl. I Seite 814) - §2 Straßenbenutzung durch Fahrzeuge, Absatz 4 
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Abbildung 29: Potenzielle Fahrradstraßen  

 

8.8.5 Straßenräume mit perspektivischem Transformationsbedarf 

Innerhalb des Radverkehrsnetzes bestehen viele Straßen, mit Führung im Seiten-

raum auf zu schmalen Radwegen. Durch die fehlenden Breiten entstehen zusam-

men mit schlechten Sichtbeziehungen vielfältige Konflikte der Radfahrenden mit 

dem Kfz-Verkehr und Fußgängern.  

Teilweise fehlt Infrastruktur für den Radverkehr auch gänzlich, obwohl diese auf-

grund der Belastung durch Kfz-Verkehr angemessen ist. 

Aufgrund der bestehenden Straßenquerschnitte und einem grundsätzlich guten 

Fahrbahnzustand sind in einigen Abschnitten keine kurzfristigen Lösungen um-

setzbar. Bis zur nächsten grundhaften Sanierung können dort noch Jahrzehnte 

vergehen. 

- Hammer Straße (Westpark bis Kreisverkehr) 

- Alter Hammweg (Mühlenweg bis Maria-Kahle-Straße) 

- Mühlenweg (Hammer Straße bis Ortsausgang) 

- Dalmerweg (Südstraße bis Paterweg) 

- Paterweg (Dalmerweg bis Kreisverkehr Lippborger Straße) 

- Lippborger Straße (Stromberger Straße bis Dechant-Schepers-Straße) 

- Sternstraße (Linnenstraße bis Stromberger Straße) 

- Windmühlenstraße 

- Zementstraße (Neubeckumer Straße bis Windmühlenstraße) 

Südstraße/Clemens-August-Straße 
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- Neubeckum: Spiekersstraße (Hauptstraße bis Vellerner Straße) 

- Neubeckum: Vellerner Straße (Friedrich-von-Bodelschwingh-Straße bis 

Thomas-Mann-Straße) 

- Südring/Hansaring (Kreisverkehr Mühlenweg bis Kreisverkehr Lippborger 

Straße) 

- Dalmerweg (Paterweg bis Hansaring/Südring) 

- Konrad-Adenauer-Ring (Werseweg bis Münsterweg) 

- Alleestraße/Sternstraße (Weststraße bis Linnenstraße) 

- Zementstraße (einseitig von Vorhelmer Straße bis Neubeckumer Straße) 

 

Für die genannten Abschnitte wird empfohlen, bei anstehenden Sanierungsmaß-

nahmen angemessene Radinfrastruktur auf Fahrbahnniveau zu berücksichtigen. 

Gegebenenfalls muss auf die Anlage von Parkplätzen verzichtet werden, um ne-

ben angemessener Radinfrastruktur auch barrierefreie Gehwege zu gewährleis-

ten. 

Als Übergangslösung sollte für die genannten Bereiche die zulässige Höchstge-

schwindigkeit auf 30 km/h begrenzt werden, sofern/sobald dies rechtlich umsetz-

bar ist. Dies würde die Sicherheit und den Komfort für Radfahrende steigern, bis 

bauliche Maßnahmen umgesetzt sind. 

 

8.8.6 Einfärbung von Radinfrastruktur und Design der Velorouten 

Ein Großteil der Unfälle mit Radfahrenden geschieht in Bereichen von Einmün-

dungen und Kreuzungen. Innerhalb des Radverkehrsnetzes bestehen einige Stel-

len, an denen Fahrradinfrastruktur an Einmündungen nicht ausreichend gekenn-

zeichnet ist (zum Beispiel mittels Rotfärbung) oder diese abgenutzt ist. 

Zur besseren Sichtbarkeit der Infrastruktur von Radfahrenden wird empfohlen, die 

Radverkehrsinfrastruktur mindestens an Einmündungen und Kreuzungen (Furten) 

flächig und farbig zu markieren (siehe beispielhaft Abbildung 30). 

 

Abbildung 30: Good-Practice Beispiel: Friedrich-Ebert-Straße Kassel 
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Besonderer Gestaltungsbedarf besteht an den Velorouten. Diese sollten nicht nur 

den Ansprüchen an komfortable und sichere Radinfrastruktur genügen, sondern 

zusätzlich durch optischen Präsenz (als Werbeträger im Stadtbild) zur Entwicklung 

einer neuen Mobilitätskultur beitragen. Die Stadt Göttingen hat dazu einen eRad-

schnellweg farblich gekennzeichnet. Eine ähnliche Gestaltung wird auch für die 

Velorouten in Beckum empfohlen. 

  

  

Abbildung 31: Good-Practice-Beispiel: Optische Gestaltung des eRadschnellweges Göttingen 

 

8.8.7 Anlage von aufgeweiteten Radaufstellstreifen „ARAS“ 

Das direkte Linksabbiegen ist wichtiger Bestandteil für schnelles und komfor-

tables Radfahren in der Stadt. In Beckum ist direktes Linksabbiegen derzeit in der 

Regel nur im Mischverkehr möglich. 

Es wird empfohlen, Radfahrenden an sämtlichen Knotenpunkten innerhalb des 

Radverkehrsnetzes die komfortable Möglichkeit zum direkten Linksabbiegen ein-

zuräumen. Dazu sollte an sämtlichen „Armen“ von lichtsignalgeregelten Knoten 

innerhalb des Radverkehrsnetzes aufgeweitete Radaufstellstreifen (ARAS) mar-

kiert werden (vgl. Abbildung 32 auf Seite 110).  
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Abbildung 32: Good-Practice-Beispiel: Friedrich-Ebert-Straße Kassel 

 

8.8.8 Qualitätssicherung 

Wichtig ist die Sicherstellung der Qualität der Radverkehrsanlagen. Dies beginnt 

bei der Planung und muss bis zum Betrieb durchgehend gewährleistet werden. 

- Bei sämtlichen Planungen und Baumaßnahmen müssen die Anforderungen 

des Radverkehrs sowie Stand von Wissenschaft und Technik bezüglich der 

Infrastruktur (siehe Kapitel Planungsgrundlagen und Anforderungen ab 

Seite 15) fortlaufend überprüft und berücksichtigt werden. 

- 2-jährlich: Befahrung des Radwegenetzes und Prüfung auf Umsetzung vor-

gesehener Maßnahmen, Wegweisung und schadhafte Wege. 

- 2-jährlich: Evaluierung des Umsetzungsstandes des Radverkehrskonzeptes 

und Veröffentlichung eines Kurzberichtes. 

- Dauerhaft: Kurzfristige Reaktion bezüglich der Kenntnis von Beeinträchti-

gungen innerhalb des Radverkehrsnetzes. Dazu gehört zum Beispiel die Be-

seitigung von Scherben, die Durchführung beziehungsweise Anordnung 

von Grünschnitten oder konkrete Absprachen mit Akteurinnen und Akteu-

ren, um das wiederkehrende Abstellen von Mülltonnen auf Radinfrastruktur 

zu verhindern. 
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8.8.9 Grünpfeilregelung für Radfahrende 

Bereits im Jahr 2019 wurde durch die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) in 

Zusammenarbeit mit verschiedenen Kommunen ein Pilotversuch gestartet, um zu 

untersuchen, ob es unter Aspekten der Verkehrssicherheit sinnvoll ist, die Grün-

pfeilregelung in ausgewählten Fällen auf den Radverkehr zu beschränken.48 

Die Ergebnisse wurden für das Jahr 2020 angekündigt, sind aber bis zum Septem-

ber 2021 noch nicht veröffentlicht. 

Im Rahmen der 54. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vor-

schriften (am 28.04.2020 in Kraft getreten) wurde dann unter anderem der Grün-

pfeil ausschließlich für Radfahrende eingeführt. Auf der Website des Bundesmi-

nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) heißt es dazu: 

Die bestehende Grünpfeilregelung wurde auch auf Radfahrende ausgedehnt, die 

aus einem Radfahrstreifen oder baulich angelegten Radweg heraus rechts abbiegen 

wollen. Außerdem wurde ein gesonderter Grünpfeil, der allein für Radfahrer gilt, 

eingeführt.49 

Mit Stand September 2021 besteht allerdings noch keine Fassung der Verwal-

tungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO), wo die Einsatzkriterien 

und sonstige Anwendungshinweise zur Grünpfeilregelung für Radfahrende be-

schrieben sind. 

Neben den rechtlichen Unklarheiten ergeben sich auch fachliche Bedenken, mit 

Blick auf zu erwartende Konflikte mit Zufußgehenden. Insbesondere für Blinde 

und sehbehinderte Zufußgehende können bei Rot abbiegende Radfahrende für 

erhebliche Irritationen sorgen, da diese bei Fußgängergrün nicht mit kreuzenden 

Radfahrenden rechnen. 

Zusammenfassend wird, aufgrund genannter Punkte, von der Verwendung der 

Grünpfeilregelung für Radfahrende in Beckum abgeraten, bis eine wissenschaftli-

che Bewertung und Rechtssicherheit vorliegt. 

 

 

 

 

48  Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt); Grünpfeil nur für Radfahrer? 

https://www.bast.de/BASt_2017/DE/Presse/Mitteilungen/2019/01-2019.html?nn=1497062 [Zugriff: 

29.09.2021] 

49  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI); Neuerungen im Radverkehr. 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Radverkehr/neuerungen-radverkehr-treten-in-

kraft.html [Zugriff: 29.09.2021] 

https://www.bast.de/BASt_2017/DE/Presse/Mitteilungen/2019/01-2019.html?nn=1497062
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8.8.10 RRX Westfalenradweg (Arbeitsname) durch Neubeckum 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde der Vorschlag eingebracht, einen 

Radweg „Arbeitsname: RRX Westfalenradweg“ entlang der Eisenbahnstrecke von 

Hamm nach Gütersloh und (eventuell bis Bielefeld) einzurichten, in Anlehnung an 

den Radschnellweg Ruhr (siehe Abbildung 33). 

 

Abbildung 33: Möglicher Streckenverlauf „RRX Westfalenradweg“ im Untersuchungsgebiet 

 

Dabei sollen die bestehenden Wege an der Eisenbahnstrecke genutzt und gege-

benenfalls ertüchtigt und einheitlich beschildert werden.  

Im Stadtgebiet von Beckum könnte der Radweg durch Neubeckum von West 

nach Ost über den Wirtschaftsweg Im Austenfeld, Lourenkamp, Carl-Zeiss-Straße, 

Hubertusstraße, Wiesenstraße, Ennigerloher Straße, Harbergstraße, Parallelweg 

und weiter über einen Wirtschaftsweg entlang der Bahnschienen geführt werden.  

Dabei befinden sich die vorgeschlagenen Wege westlich des Bahnhofs Neu-

beckum bereits im Radverkehrsnetz. Es ist bereits bekannt, dass der Weg Im Aus-

tenfeld aufgrund seines baulichen Zustandes für den Radverkehr zurzeit nur ein-

geschränkt nutzbar ist. 

Es wird empfohlen, die Idee mit den relevanten Kommunen und Akteuren (unter 

anderem Straßen.NRW, Schienenverkehrsbetriebe und Touristik) abzustimmen 

und gegebenenfalls den Umsetzungsprozess zu starten.  

Konkrete Trassenführung, Ausbaustandards und Maßnahmenempfehlungen soll-

ten im Rahmen einer Machbarkeitsstudie geklärt werden.  

 

RRX auf Radverkehrsnetz 

RRX abseits von Radverkehrsnetz 

Ausbau „Im Austenfeld“ 
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8.8.11 Mitgliedschaft in der AGFS 

Durch eine Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Städte 

(AGFS) ist es möglich, auf besondere Fördermittel des Landes Nordrhein-Westfa-

len, ein Netzwerk für Wissens- und Erfahrungsaustausch, sowie Materialien der 

AGFS zurückzugreifen und diese auch mitzugestalten. Die Stadt Beckum ist noch 

kein Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Städte, Gemeinden 

und Kreise in NRW e. V. (AGFS).  

Es wird empfohlen, den Beitritt anzustreben und entsprechende Schritte einzulei-

ten. 

Den ersten Schritt zum Beitritt einer Mitgliedschaft stellt nach der Ausfüllung des 

Aufnahmeantrags eine Überprüfung dar, ob die Stadt Beckum die wesentlichen 

Aufnahmekriterien erfüllt. Diese sind auf der Website der Arbeitsgemeinschaft 

Fahrradfreundlicher Städte (AGFS) veröffentlicht.50 Dazu gehören beispielsweise 

Punkte aus den Kategorien: 

- Kommunalpolitische Zielsetzungen 

- Stadt- und Verkehrsplanerische Schwerpunkte 

- Prioritäten in der Umsetzung 

- Nahmobilitätsfreundliche Infrastruktur 

- Nahmobilitätsfreundliche Straßenverkehrsbehörde 

- Service für Fuß- und Radverkehr 

- Kommunikation und Information 

 

Die Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Städte (AGFS) schreibt hierzu: 

„Diese Aufnahmekriterien müssen nicht alle vollständig erfüllt sein, es sollte je-

doch klar erkennbar sein, dass die Kommune auf dem richtigen Weg ist.“51 

Auch wenn aus Radverkehrssicht bei einigen Kriterien noch Verbesserungsbedarf 

besteht, sind bereits viele Voraussetzungen erfüllt. Das Ziel, den Radverkehr be-

sonders zu fördern, ist erkennbar. 

Die Erstellung dieses Radverkehrskonzeptes (inklusive eines möglichen politi-

schen Beschlusses und der zeitnahen Umsetzung von Leitmaßnahmen) sind in 

dieser Hinsicht sicherlich hilfreich. Auch der bereits beschlossene Verkehrsent-

wicklungsplan 2030 und das Radverkehrskonzept Landkreis Warendorf zielen in 

diese Richtung. 

 

50  AGFS; Hinweise für den Antrag auf Aufnahme in die Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrrad-

freundlicher Städte, Gemeinden und Kreise in NRW e.V.. Seite 3 https://www.agfs-nrw.de/filead-

min/agfs-partner/Mitglied-werden/Finalentwurf_2020-11-Hinweise-Aufnahme.pdf [Zugriff: 18.03.2021] 

51  Ebenda   
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8.8.12 Politische Verstetigung und Budgetierung 

Um die Förderung des Radverkehrs langfristig und nachhaltig zu implementieren, 

ist der politische Beschluss des Radverkehrskonzeptes ein erster Schritt. Es wird 

empfohlen, zudem ein jährliches Budget zu beschließen und möglichst langfristig 

festzulegen, um die Umsetzung des Konzeptes zu gewährleisten. 

Auf Grundlage der Empfehlungen des Nationalen Radverkehrsplans 3.0 wird 

empfohlen, mit einem jährlichen Budget von 30 Euro je Einwohnerin und Einwoh-

ner zu kalkulieren.52 Für Beckum würde das ein jährliches Budget von 

1 100 000 Euro bedeuten. 

 

52  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI); Nationaler Radverkehrsplan 3.0. Ber-

lin 2021, Seite 25 
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9 Fördermöglichkeiten (Auswahl) 

9.1 Bundesmittel 

Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) 53 

Die Nationale Klimaschutzinitiative bietet vielfältige Möglichkeiten, zur Umset-

zung von Klimaschutzmaßnahmen. Dazu gehören Maßnahmen im Rad- und Fuß-

verkehr. Fördermöglichkeiten bestehen über: 

- Kommunalrichtlinie (Fördersatz je nach Vorhaben 30 bis 65 Prozent, bis zu 

90 Prozent bei finanzschwachen Kommunen (Anhebung bis Ende 2021 

durch Corona-Konjunkturpaket um 10 Prozent)) 

- Regionale Maßnahmen mit Modellcharakter (Klimaschutz durch Radver-

kehr) (Fördersatz bis zu 75 Prozent (Anhebung durch Corona-Konjunktur-

paket bis Ende 2021 um je 5 Prozent, bei finanzschwachen Kommunen auf 

bis zu 100 Prozent) 

- Investive kommunale Klimaschutz-Modellprojekte (Fördersatz bis zu 70 Pro-

zent, bis zu 90 Prozent bei finanzschwachen Kommunen (Anhebung durch 

Corona-Konjunkturpaket bis Ende 2021 um je 5 Prozent)) 

Sonderprogramm „Stadt und Land“54 

Gefördert werden investive Maßnahmen in die Radverkehrsinfrastruktur. (Förder-

satz bis zu 75 Prozent, bis zu 90 Prozent bei finanzschwachen Kommunen Anhe-

bung durch Corona-Konjunkturpaket bis Ende 2021 auf bis zu 80 Prozent) 

 

Richtlinie zur Förderung innovativer Projekte zur Verbesserung des Radver-

kehrs in Deutschland55 

Gefördert werden unter anderem investive Maßnahmen, die die nachhaltige Mo-

bilität durch Radverkehr sichern. (Fördersatz bis zu 75 Prozent, bis zu 90 Prozent 

bei finanzschwachen Kommunen (Anhebung durch Corona-Konjunkturpaket bis 

Ende 2021 um je 5 Prozent, bei finanzschwachen Kommunen auf bis zu 100 Pro-

zent)). 

 

53  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit; Nationale Klimaschutzinitiative. 

https://www.klimaschutz.de/die-nationale-klimaschutzinitiative [Zugriff 22.04.2021] 

54  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur; Verwaltungsvereinbarung Sonderprogramm 

„Stadt und Land“; https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/StV/verwaltungsvereinbarung-

sonderprogramm-stadt-und-land.pdf?__blob=publicationFile [Zugriff 22.04.2021] 

55  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur; Richtlinie zur Förderung innovativer Projekte 

zur Verbesserung des Radverkehrs in Deutschland. https://www.bag.bund.de/SharedDocs/Down-

loads/DE/Foerderprogramme/Radverkehr/Foerderrichtlinie_Rad_investiv.pdf?__blob=publicationFile 

[Zugriff: 22.04.2021] 
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9.2 Landesmittel (Land Nordrhein-Westfalen) 

FöRi-Nah - Förderung der Nahmobilität56 

Im Rahmen der Nahmobilitätsförderung Nordrhein-Westfalen (NRW) können 

vielfältige Maßnahmen für die Nahmobilität gefördert werden (Fördersatz bis zu 

80 Prozent). 

 

progres.nrw Programmbereich Klimaschutz und Anpassung in Kommunen57 

Mit dem Programm progres.nrw werden investive und nicht investive Vorhaben 

des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel in nordrhein-westfä-

lischen Kommunen gefördert. Hierzu gehören investive Vorhaben, die einen sig-

nifikanten Beitrag zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen zur Folge haben 

(Fördersatz bis zu 80 Prozent). 

 

FöRi-MM - Richtlinien zur Förderung der Vernetzten Mobilität und des Mobi-

litätsmanagements58 

Mit der Richtlinie werden Vorhaben gefördert, die zu einer stärkeren Vernetzung 

der Verkehrsmittel beitragen und neue Mobilitätsoptionen schaffen. 

 

Förderrichtlinien kommunaler Straßenbau59 

Gefördert werden können Radverkehrsanlagen innerorts in Hauptverkehrsstra-

ßen, sowie Straßenbegleitende Radverkehrsanlagen außerorts. Dies muss im Zu-

sammenhang mit dem Aus- und Umbau verkehrswichtiger Straßen geschehen. 

(Fördersatz bis zu 80 Prozent) 

 

56  Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr NRW; Förderrichtlinien Nahmobilität 

FöRi-Nah. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=9&ugl_nr=910&bes_id=28965&val=2896

5&ver=7&sg=0&aufgehoben=N&menu=0 [Zugriff: 23.04.2021] 

57  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie; progres.nrw – Programm für Rationelle Energieverwen-

dung, Regenerative Energien und Energiesparen. https://www.foerderdaten-

bank.de/FDB/Content/DE/Foerderprogramm/Land/NRW/progres-nrw-programm-rationelle-

energieverwendung.html [Zugriff: 22.04.2021] 

58   Ministeriums für Verkehr: Richtlinien zur Förderung der Vernetzten Mobilität und des Mobilitätsmana-

gements (FöRi-MM); http://www.brd.nrw.de/verkehr/strassenverkehr/pdf/foerderangelegenheiten_Fo-

eRi-MM_Richtlinie.pdf [Zugriff: 20.05.2021] 

59   Ministerium für Verkehr NRW; Richtlinien zur Förderung des kommunalen Straßenbaus. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=9&ugl_nr=910&bes_id=41846&menu=0

&sg=0&aufgehoben=N&keyword=F%F6rderrichtlinien%20kommunaler%20Stra%DFenbau#det0 [Zu-

griff: 23.04.2021] 
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10 Zusammenfassung und Ausblick 

Der Radverkehrsanteil soll aufgrund seiner positiven Eigenschaften auf Stadt und 

Menschen in Beckum erheblich gesteigert werden. Insbesondere durch Verlage-

rung von Fahrten mit dem Pkw auf das Fahrrad. Durch die kompakte Struktur mit 

den nah angrenzenden Stadtteilen Neubeckum, Roland und Vellern bestehen 

gute Voraussetzungen, diese Zielsetzung auch zu erreichen. Insbesondere mit 

Blick auf die steigende Bedeutung der E-Mobilität im Radverkehr. 

Hierzu müssen allerdings kontinuierlich Defizite abgebaut und die Qualität der 

Radinfrastruktur entwickelt werden. Als Grundlage zukünftiger Planungen und 

Umsetzung von Maßnahmen sollten die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 

aufgestellten Zielsetzungen immer wieder herangezogen werden. 

Die Strategien und Handlungsfelder aus dem Konzept stellen dabei einen Hand-

lungsrahmen für die nächsten fünfzehn Jahre dar, um Beckum hinsichtlich der 

Anforderungen von Radverkehrsmobilität zukunftsfähig gestalten. 

Im Projektverlauf wurde deutlich, dass nicht immer die teuersten und aufwen-

digsten Projekte die größte Wirkung entfalten müssen. Sondern dass insbeson-

dere kurzfristig umsetzbare und kostengünstige Lösungen zielführend sein kön-

nen. 

Für den Umsetzungsprozess empfiehlt es sich daher, kurzfristig umsetzbare Maß-

nahmen mit hohem erwartetem Nutzen und großer Öffentlichkeitswirkung (hohe 

Sichtbarkeit) in den Fokus zu nehmen. Parallel bietet sich an, Maßnahmen anzu-

stoßen, die Mittel- bis langfristig umgesetzt werden sollen.  

In Tabelle 6 sind Maßnahmen zusammengefasst, deren Umsetzung mit einer ho-

hen Priorität eingeordnet werden und wo eine möglichst zeitnahe Umsetzung 

empfohlen wird. Die Auflistung in der Tabelle entspricht dem zeitlichen Umset-

zungshorizont von kurzfristig nach langfristig. 

 

Maßnahme Kapitel/Seite Umsetzungs-

horizont  

Kosten-

schätzung 

(in Euro) 

Umgestaltung der Neubecku-

mer Straße und der Ahlener 

Straße 

Kapitel 8.1.1 

ab Seite 54 

Kurzfristig:    

1-2 Jahre 

70 000 - 

250000 

Umgestaltung der Hammer 

Straße 

Kapitel 8.1.2 

ab Seite 57 

Kurzfristig:    

1-2 Jahre 

35 000 - 

100 000 

Anlage einer überdachten 

Radabstellanlage im Umfeld der 

Fußgängerzone in der Oststraße 

Kapitel 8.3.1 

ab Seite 72 

Kurzfristig:    

1-2 Jahre 

15 000 - 

80 000 
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Maßnahme Kapitel/Seite Umsetzungs-

horizont  

Kosten-

schätzung 

(in Euro) 

Aufhebung der Benutzungs-

pflicht 

Kapitel 8.7.3 

ab Seite 94 

Kurzfristig:   

1-2 Jahre 

Keine An-

gaben 

Öffnung der Einbahnstraße An-

ton-Schulte-Straße in Gegen-

richtung für den Radverkehr 

Kapitel 8.6.1 

ab Seite 87 

Kurzfristig:   

1-2 Jahre 

3 000  

Einrichtung einer Fahrradstraße 

in der Eichendorffstraße in Ver-

bindung mit der Anlage eines 

Schutzstreifens in der Bahnhof-

straße in Neubeckum 

Kapitel 8.2.1 

ab Seite 61 

Kurzfristig:   

3-5 Jahre 

60 000 

Anlage von Radzählstellen mit 

Stelen an den Standorten: 

- Neubeckumer Straße 

(Höhe Busbahnhof) 

- Geißlerstraße (zwischen A 2 

und Kreuzung Hauptstraße 

Neubeckum) 

- Stromberger Straße (Orts-

ausgang, Höhe Phoenix 

Zementwerke) 

- Ahlener Straße (Höhe 

Schlenkhoffs Weg) 

Kapitel 8.7.2 

ab Seite 92 

Mittelfristig: 

3-5 Jahre 

80 000  

Lückenschlüsse an Außerorts-

straßen in folgender Reihen-

folge: 

1. Ahlener Straße (L 794) 

2. Lippweg 

3. Herzfelder Straße 

4. Mühlenweg (L 822) 

Kapitel 8.4.1 

ab Seite 75 

Mittel- bis-

Langfristig:   

3-10 Jahre 

60 000/ 

100 Meter 

(inklusive 

Flächen-

kauf)  

 

Tabelle 6: Maßnahmenempfehlungen mit hoher Priorität   

 

 

Parallel sollten kleinere Sofortmaßnahmen umgesetzt werden. Dazu gehört der 

Versatz von Pollern oder die Anlage von Querungsanlagen, die keiner größeren 

Vorlaufzeiten und Planungen bedürfen (vgl. Kapitel 8.5.1 bis 8.5.4 ab Seite 79). 
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Begleitend sollte die Öffentlichkeitsarbeit zum Radverkehr weiter optimiert wer-

den. Insbesondere eine Veröffentlichung des empfohlenen Kurzberichts zum Um-

setzungsfortschritt kann Transparenz schaffen. 

Wichtig erscheint bei aller Planung und guter Absicht, dass die kommunale Politik 

den Mut aufbringt, Straßenräume nicht als reine Verkehrstrassen, sondern als öf-

fentliche Räume neu zu denken und die Umsetzung von Maßnahmen zur Förde-

rung des Radverkehrs auf den Weg zu bringen. Durch vielfältige Fördermöglich-

keiten auf Landes- und Bundesebene wird diese Herangehensweise bereits finan-

ziell und durch den bundesweiten Radverkehrsplan 3.0 auch strategisch unter-

stützt. 
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CDU-Fraktion im Rat der Stadt Beckum 

Markus Höner 
Fraktionsvorsitzender 

Hesseler 14 
59269 Beckum 

Herrn  
Bürgermeister 
Michael Gerdhenrich 
Weststrasse 46 

59269 Beckum 
Beckum, den 

Eingabe der CDU-Fraktion zum Radverkehrskonzept 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Gerdhenrich, 

die CDU-Fraktion begrüßt die Verabschiedung eines Radverkehrskonzepts. Ausdrücklich 
bekennen wir uns zu dem Ziel eines gleichberechtigten Nebeneinanders zwischen Pkw, 
Radfahrern und Fußgängern. Die CDU-Fraktion befürwortet das Ziel, den Modal Split 
zugunsten des Radverkehrs deutlich zu verändern. Insbesondere die 
Radwegbenutzungspflicht mit dem Urteil des BVWG in Einklang zu bringen, ist ein wichtiges 
Anliegen unserer Fraktion. Daraus ergeben sich wichtige Aspekte für die Verkehrssicherheit, 
die für uns natürlich an erster Stelle steht. 

Durch die Neuanschaffung von Fahrradabstellanlagen im Bereich der Innenstadt wird ein 
deutliches Signal zur Nutzung des Fahrrades gesetzt. Die CDU-Fraktion unterstützt die in dem 
Radverkehrskonzept zu diesem Thema gemachten Aussagen. Über die Art und Weise der 
Ausgestaltung der Fahrradabstellanlagen muss im Einzelfall entschieden werden. Eine 
kurzfristige Umsetzung dieser Maßnahme scheint jedoch denkbar. Ähnlich verhält es sich mit 
den in dem Konzept benannten sonstigen Hindernissen für Radfahrer. Eine Umgestaltung 
oder Beseitigung dieser Hindernisse wäre kurzfristig möglich und würde die Attraktivität des 
Radverkehrs deutlich steigern. Die Freigabe der Einbahnstraßen für Radfahrer in 
Gegenrichtung ist ein gutes und richtiges Signal, jedoch bedarf es auch hier einer sorgfältigen 
Einzelfallprüfung. Insbesondere der Aspekt der Verkehrssicherheit muss geprüft werden. 

Kritisch sieht die CDU-Fraktion die im Konzept vorgeschlagenen Umgestaltungen von 
Hauptverkehrsstraßen. Ausdrücklich einverstanden ist die Fraktion jedoch mit dem so 
genannten Sonderfall Hammer Straße. 

08.03.2022 
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Die Umsetzung einer freiwilligen Verkehrswende und die Ausgestaltung des 
Radverkehrskonzepts gelingen aber nur, wenn die darin festgelegten neuen Regeln und 
Konzepte auch eine Akzeptanz in der Bevölkerung finden. Ohne Kontrollen sind Regeln jedoch 
nutzlos. So können erhebliche Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit durch illegales 
Halten und Parken entstehen. Wir sind uns nicht sicher, ob dieses durch die 
Ordnungsbehörden in dem nötigen Maß konsequent überprüft werden kann um 
Parkverstöße mit Behinderungen oder Gefährdungen zu verhindern. 
 
Die Stadtteile Neubeckum, Vellern und Roland sind in dem Radverkehrskonzept deutlich 
unterrepräsentiert. 
Insbesondere eine sichere Radverkehrsführung aus dem Zentrum Neubeckums hin zum 
Harberg/Freibad ist dringend angezeigt. 
 
 
Die CDU-Fraktion erklärt sich mit folgenden Teilaspekten des Radverkehrskonzepts nicht 
einverstanden und beantragt daher die Streichung der folgenden Punkte: 

▪ Änderung der Straßenaufteilung auf Ein- und Ausfallstraßen mit Seitenstreifen durch 
einfaches Aufbringen von neuen Fahrbahnmarkierungen (Ausnahme Hammer Straße). 
Hier kann nur eine gezielte bauliche Umgestaltung zum Ziel führen.  

▪ Freigabe der Anton-Schulte-Straße für Radfahrer in Gegenrichtung.  
Diese Maßnahme verbietet sich aufgrund besonderen Gefahrenlage an dieser 
Örtlichkeit. 
Für alle anderen Einbahnstraßen ist eine Einzelfallprüfung durchzuführen. 

▪ Festes jährliches Budget für den Radverkehr in Höhe von 1.100.000 €. 
Das Haushaltsrecht ist das höchste Recht des Stadtrates. Ein festgelegtes Budget in 
Millionenhöhe würde dieses Recht in unangemessener Weise beschneiden.  
Wir stellen die notwendige Höhe grundsätzlich in Frage. 

▪ Schaffung einer Stelle „Mobilitäts- und Digitalbeauftragter“ 
Bei der Umsetzung des Radverkehrskonzepts ist es wichtig, die Bevölkerung stetig und 
umfassend über die Intention des Konzepts und die einzelnen Umsetzungsschritte zu 
informieren. Diese Aufgabe füllt jedoch bei Weitem keine ganze Stelle aus. Diese 
Arbeitsrate in eine vorhandene Stelle zu integrieren ist der richtige Weg. 

▪ Anlage von Radzählstellen 
Ein Mittelzentrum wie Beckum hat eine überschaubare Anzahl von Radfahrern. Der 
Kostenansatz von vier Stelen mit Display und insgesamt acht Induktionsschleifen in 
Höhe von insgesamt 112.000 € ist unverhältnismäßig. Hinzu kommt, dass das 
Radverkehrskonzept keine Aussage zu Wartung der Stelen und zu eventuell zusätzlich 
benötigter Software macht. 

▪ Ladeinfrastruktur für E-Bikes ausbauen 
Es ist nicht die Aufgabe der Stadt Strom für E-Bikes zu verkaufen. Dies sollte dem 
freien Markt überlassen werden 

▪ Veloroute Beckum - Ahlen L794 außerorts 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum für die Veloroute nicht der bereits vorhandene 
Werseradweg genutzt werden kann, nur weil der Werseradweg ein naturnaher 
touristischer Radweg ist. Eine Trennung von Veloroute und touristischer Route 
erschließt sich nicht. 

▪ Verzicht auf die Machbarkeitsstudie zur Querung der BAB 2 
Die Kosten der Machbarkeitsstudie belaufen sich auf ca. 35.000€. Es ist nicht 



 

 

ersichtlich, warum Radfahrer nicht die bereits vorhandene Strecke des Werseradwegs 
für Fahrten von und nach Ahlen nutzen können. 

▪ Bei einem so weitgreifenden Thema für Beckums Stadtgesellschaft, hat keine 
ausreichende Bürgerbeteiligung stattgefunden. Diese Beteiligung darf nicht unter der 
Corona Pandemie leiden oder leicht abgehandelt werden. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
      Markus Höner        Andreas Kühnel     
-Fraktionsvorsitzender-  -stellvertretender Fraktionsvorsitzender-  



Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Fraktion im Rat der Stadt Beckum 

Herrn Bürgermeister  

Michael Gerdhenrich 

Stadt Beckum  

Weststr. 46  

59269 Beckum 

Beckum, 08. März 2022 

 Ergänzungsvorschläge zum Radverkehrskonzept 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

im Stadtentwicklungsausschuss vom 03.02.2022 wurde ausführlich und kontrovers über das 

Radverkehrskonzept diskutiert. Unter anderem war ein Hauptkritikpunkt,  dass der Stadtteil 

Neubeckum nicht ausreichend in dem zur Abstimmung stehenden Radverkehrskonzept 

bedacht wird. Es muss uns gelingen, ein ausgewogenes Radverkehrskonzept für alle vier 

Stadtteile zu beschließen und umzusetzen. Daher ist es uns ein Anliegen, dass die 

Bürger:innen aller Stadtteile die Umsetzung dieses Konzeptes begleiten.  

Die Förderung des Radverkehrs und die Einleitung einer Mobilitätswende in unserer Stadt 

liegen uns sehr am Herzen. Aus diesem Grund bitten wir Sie, folgende Anregungen zur 

Ergänzung in das zu beschließende Radverkehrskonzept mit aufzunehmen: 

 Verbesserung der Radverbindung vom Bahnhof  Neubeckum bis zum

Ortsausgangsschild Ennigerloh.

 Prüfungen von Möglichkeiten die Radverbindungen von Neubeckum in Richtung

Ahlen und Vorhelm perspektivisch zu verbessern.

 Eine sichere Verbindung zwischen der Sport- und Freizeitanlage Harberg über die

Neubeckumer Innenstadt in die westlichen Wohngebiete.

 Lastenfahrräder müssen im Radverkehrskonzept bedacht werden. So müssen

beispielsweise gesonderte Parkplätze geschaffen werden.
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Die Aufnahme der Anregungen in das zu beschließende Radverkehrskonzept begrüßen wir 

ausdrücklich.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

                                    

 

gez. Felix Markmeier-Agnesens 

Fraktionsvorsitzender SPD 

gez. Peter Tripmaker 

Fraktionsvorsitzender SPD 

 



Herrn 

BM Michael Gerdhenrich 

Weststraße 46 

59269 Beckum 

 Beckum, 28.02.2022

Ergänzungsvorschlag zum Radverkehrskonzept 

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich, 

wir bitten darum, folgende Anregungen zur Ergänzung in das zu beschließende 

Radverkehrskonzept mit aufzunehmen: 

Die im Radverkehrskonzept entwickelten Maßnahmen und die unten hinzugefüg-

ten Erweiterungen u.a. für die Hauptstraße sollten zwingend in die Prioritätenliste 

für das kommende Jahr mit aufgenommen werden. Begründung: Die Hauptstra-

ße gehört mit zur priorisierten Veloroute Beckum-Neubeckum und muss als Lü-

ckenschluss zur Neubeckumer Straße in Beckum und der Straße Am Volkspark in 

Neubeckum gesehen werden. In diesem dargestellten Straßenabschnitt ist es für 

die Radfahrer*innen derzeit sehr unangenehm zu fahren. Denn die unterschiedli-

chen Straßenarten und -beschilderungen werden sehr unterschiedlich und oft 

nicht regelkonform von sehr vielen Verkehrsteilnehmer*innen umgesetzt. Der als 

Fußweg mit einem Zusatzschild „Radfahrer frei“ beschilderte Gehweg wirkt durch 

seinen optisch zweigeteilten Belag (Asphalt links- Pflaster rechts) für viele als 

konformer Rad- und Fußweg, was aber der Beschilderung nicht entspricht. Es be-

steht für die Radfahrer*innen keine Benutzungspflicht auf diesem Weg, doch falls 

er benutzt wird, gilt Schritttempo.  
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Da auf der gegenüberliegenden Seite auch nur ein Gehweg mit der gleichen 

Befreiung für den Radverkehr vorhanden ist, wird der Gehweg mit Asphaltdecke 

regelmäßig von radelnden „Geisterfahrer*innen“ im Gegenverkehr genutzt. 

Die Mehrzweckstreifen auf der Fahrbahn halten sehr viele Autofahrer*innen für 

den zugewiesenen Radweg, nehmen die Strichellinie als Grenze wahr und halten 

sich genau an diese, ohne regelkonform den Sicherheitsabstand von mind. 1,50 

Meter zum Radverkehr einzuhalten.  

 

Aus diesem Grund sollten folgende Maßnahmen zeitnah umgesetzt werden: 

 

• Roteinfärbung des gesamten Fahrradstreifens auf der Neubeckumer  

         Straße 

 

• Erweiterung und komplette Roteinfärbung des Fahrradstreifens auf der  

         Fahrbahn der Hauptstraße und Markierung von Fahrradpiktogrammen in  

         regelmäßigen Abständen 

  

• Fußgängerpiktogramme auf dem ehemaligen asphaltierten Fahrradweg 

 

• Einrichtung von zulässiger Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 km/h auf  

         gesamter Hauptstraße 

  

• Aufstellung von Informationsschildern  an den Ortseingängen  

        > Abstandsgebot 1,50m zum Fahrrad 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

       

-------------------------------------   ---------------------------------- 

       (Nadhira de Silva)      (Peter Dennin) 

      Fraktionsvorsitzende              Fraktionsvorsitzender 
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Bzdok, Ralf

Von: Gregor Stöppel <gregorstoeppel@t-online.de>
Gesendet: Dienstag, 22. Februar 2022 13:56
An: Bzdok, Ralf
Cc: Andreas Borgmann; Britta Kadatz; Elisabeth Eickmeier; 'Elmar 

Stallmann'; markusschiewe@aol.com; Niklas Rickfelder; 'Rüdiger 
Eickmeier'; Tobias Paschedag

Betreff: WG: STADT BECKUM - Änderungen am Radverkehrskonzept

Priorität: Hoch

Anregungen zur Änderung des Konzeptentwurfes 

Sehr geehrter Herr Bzdok, 

für die FWG-Fraktion bitte ich hiermit um  

1. … eine zeitnahe Überprüfung der Bestandserhebung samt Analyse und der erarbeiteten Erfordernisse

für die Neubeckumer Straße. Die alltägliche Ist-Situation an der Neubeckumer Straße, so unser

Eindruck, hat der Gutachter nicht wirklich erkannt. Insofern sind auch die Bedarfe und

Maßnahmenvorschläge, zumindest aus Sicht der FWG, nicht wirklich überzeugend. Diese Straße, mit all

ihren vielschichtigen Herausforderungen und Konflikten, bedarf eines passgenauen Ausbaus für

Radfahrende.  Dabei muss insbesondere der Sicherheitsaspekt nachhaltig gelöst werden, um zukünftig

eine Stärkung des Radverkehrs erreichen zu können. In diesem Zusammenhang ist auch die Umsetzung

der vorgesehene Veloroute Beckum – Neubeckum zu berücksichtigen und hinsichtlich der Umsetzung

darzustellen.
2. … die Aufnahme/Bereitstellung von detaillierten Grafiken, aus der das Radverkehrsnetz

(Wunschliniennetz) – Hauptrouten und Nebenrouten – ganz konkret ersichtlich wird.

Ganz grundsätzlich möchte die FWG-Fraktion von der Verwaltung im weiteren Verfahren sichergestellt wissen, 

dass das Radverkehrskonzept möglichst zügig im Rat der Stadt Beckum verabschiedet werden kann.  

Sollten ggf. weitere Erläuterungen erwünscht sein, stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

FWG-Fraktion im Rat der Stadt Beckum 

Gregor Stöppel 

Fraktionsvorsitzender 

Von: Wilmes, Stefan [mailto:wilmes@beckum.de]  
Gesendet: Donnerstag, 10. Februar 2022 11:39 
An: !! Fraktionsvorsitzende !! 
Cc: Gerdhenrich, Michael; Wulf, Thomas; Waldmüller, Johannes; Denkert, Uwe; Schenkel, Horst; Liekenbröcker, 
Elmar; Bzdok, Ralf 
Betreff: STADT BECKUM – Änderungen am Radverkehrskonzept 

Sehr geehrte Frau de Silva, 
sehr geehrte Herren, 

Anlage 6 zur Vorlage 2022/0134 

TOP Ö  11TOP Ö  11



2

in der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung am 03.02.2022 wurde die 
Beschlussfassung zum Radverkehrskonzept zurückgestellt und verabredet, dass die Fraktionen 
jeweils Ihre Anregungen zur Änderung des Konzeptentwurfes an die Verwaltung übermitteln. 
 
Bitte senden Sie daher bis spätestens zum 08.03.2022 Ihre Änderungswünsche an Herrn Bzdok 
(bzdok@beckum.de, 02521 29-321) vom städtischen Fachdienst Stadtplanung und 
Wirtschaftsförderung, damit anschließend das weitere Vorgehen – gegebenenfalls mit dem 
Gutachter – abgestimmt werden kann. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Stefan Wilmes 
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Timo Przybylak 
FDP-Fraktionsvorsitzender 

Alleestraße 1 
59269 Beckum 

Herrn Bürgermeister 
Michael Gerdhenrich 
Weststr. 46 
59269 Beckum 

Beckum, 07.03.2022 

Änderungen im Radwegekonzept 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Gerdhenrich, 

hiermit übersendet die FDP-Fraktion ihre Änderungsvorschläge für das Radwegekonzept. 
Nachdem das Radwegekonzept mit Stand vom Oktober 2021 in den Ausschuss zur politischen 
Beschlussfassung vorgelegt wurde, fand in dem zuständigen Ausschuss die politische Debatte 
statt. In diesem Ausschuss wurde erkannt, das über weitere Änderungen politisch zu beraten 
ist. Als FDP-Fraktion würden wir eine erneute politische Debatte über Änderungsvorschläge 
aller Fraktionen im hierfür zuständigen Ausschuss und mit dem zuständigen Gutachter für 
das Radwegekonzept vorschlagen bzw. beantragen. Jede einzelne Änderungsvorlage der 
Fraktionen sollte transparent im zuständigen Gremium diskutiert und politisch abgestimmt 
werden. Die Ergebnisse sollten danach in das Radwegekonzept eingearbeitet werden und 
abschließend zur Beschlussvorlage dem zuständigen Ausschuss vorgelegt werden. 

Die FDP-Fraktion schlägt hiermit folgende Änderungen für die weiteren politischen 
Beratungen vor: 

1. Das Radwegekonzept soll um das Themenfeld „Lückenschlüsse innerorts“ erweitert
werden. Auf den Seiten 52ff im bisherigen Radwegekonzept sind mehrere
Themenfelder identifiziert. Das Themenfeld D betrachtet bisher nur Schließung von
Netzlücken außerorts. Die FDP-Fraktion erachtet den Lückenschluß innerorts als
Thema mit hoher Priorität. Für dieses Themenfeld sollen mit dem Gutachter
Maßnahmen erarbeitet werden, wie man unter anderem den Lückenschluss an der
Kreuzung Sternstraße, Alleestraße, Vorhelmer Straße und Nordstraße realisieren
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kann. Die Möglichkeit dort einen Kreisverkehr zu realisieren, sollte von der Verwaltung 
abschließend geprüft werden und im zuständigen Ausschuss der Sachstand hierfür 
vorgetragen werden.  
 

2. Die Verallgemeinerung für die Maßnahmen aller Ausfallstraßen sollte überarbeitet 
werden. Im bisherigen Konzept steht auf Seite 53: „Die empfohlenen Varianten zur 
Aufteilung werden anhand der Neubeckumer Straße beispielhaft dargestellt (siehe 
Kapitel 8.1.1 ab Seite 54). Diese dient als Modell für die Ahlener Straße, die Vorhelmer 
Straße, die Oelder Straße und die Stromberger Straße.“ Diese Formulierung sollte 
durch „Die Ausgestaltung der weiteren Ausfallstraßen ist nach den individuellen 
örtlichen Gegebenheiten zu planen“ ersetzt werden.  
 

3. Für die Neubeckumer Straße schlagen wir die Variante 2 zur Realisierung vor. Die 
Umsetzungsempfehlung auf Seite 56 zur Neubeckumer Straße sollte durch eine neue 
Empfehlung wie folgt ersetzt werden: „Die Variante 2 sollte für die Neubeckumer 
Straße realisiert werden um diese Maßnahme schnellstmöglich mit einer Testphase 
als Pilotprojekt zu realisieren“. Zu diesem Punkt haben wir im letzten Ausschuss 
ausführlich Stellung genommen. Wir sehen die Variante 2 als bessere Variante an und 
wir brauchen eine breite Akzeptanz in unserer Bürgerschaft zur Realisierung dieser 
Maßnahme. Nur so können wir nach Ansicht der FDP-Fraktion schnell ein Pilotprojekt 
an den Start bringen. Eine Kombination von Variante 1 mit der Variante 2 lehnen wir 
ab. Als FDP-Fraktion stellen wir zudem eine weitere Variante für eine spätere mögliche 
Umbauvariante nach der Testphase an der Neubeckumer Straße zur Diskussion, 
welche wir in der Anlage als Variante 3a bezeichnen. Der Gutachter möge zu dieser 
Variante im dafür zuständigen Ausschuss bitte eine Stellungnahme abgeben. 
 

4. Die Empfehlung für die Anton-Schulte Straße (Seite 87ff) sollte aufgrund hoher 
Sicherheitsbedenken ersatzlos gestrichen werden. Die Sicherheitsbedenken wurden 
ausführlich im letzten Ausschuss für Stadtentwicklung unsererseits vorgetragen.  
 

5. Für den Ortsteil Neubeckum schlagen wir vor über eine Ost-West-Verbindung zu 
diskutieren und hierbei auch explizit die Gustav-Moll-Straße mit einzubeziehen. Nach 
Ansicht der FDP-Fraktion sollte die Maßnahmenempfehlung bei der Gustav-Moll-
Straße als „Fahrradstraße“ von der Wickingstraße bis hin zur Eichendorfstraße 
diskutiert werden. Im bisherigen Konzept sind auf Seite 105ff Anlagen von 
Fahrradstraßen niedergeschrieben, hier soll die Gustav-Moll-Straße mit aufgenommen 
werden. Der Gutachter sollte zudem die Spiekersstraße von der Vellerner Str. bis hin 
zur Graf-Galen-Straße in Neubeckum als Fahrradstraße bewerten und für den 
zuständigen Ausschuss eine Empfehlung vorbereiten. 
 

6. Für E-Bikes schlagen wir vor weitere Standorte für Ladestationen zur Umsetzung mit 
aufzunehmen. Wir schlagen hiermit konkret weitere Standorte vor: Busbahnhof 
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Beckum, Freibad Neubeckum, Freibad Beckum, Hallenbad Beckum, Tuttenbrocksee, 
einen zentralen Standort in Vellern und einen Standort am Rolandsee. 
 

7. Im Radwegekonzept sollte explizit niedergeschrieben werden das die 
Fahrradabstellanlagen für Lastenräder und E-Bikes geeignet sein sollten. 
 

8. Eine weitere Ergänzung bezieht sich auf die Zementroute. Es befinden sich einige nicht 
mehr benötigte Bahnschienen auf Fahrrad- und Fußwegen in unserem Stadtgebiet, 
hier besteht nach unserer Ansicht erhöhte Sturzgefahr. Es sollte eine Empfehlung 
bezüglich dieser Thematik in das zu überarbeitende Radwegekonzept mit einfließen. 
 

9. Im Konzept fehlt bisher ein Hinweis auf Optimierung von Ampelschaltungen auf 
Velorouten. Beim Seitenwechsel auf großen Kreuzungen benötigt der Radfahrer oft 
mehrere Minuten, weil er an den Fußgängerampeln sehr lange warten muss. Um 
schneller vorwärtszukommen, wird man quasi gezwungen, in den fließenden Verkehr 
einzuschwenken und mit den Autos abzubiegen. Bei Optimierung von 
Ampelschaltungen (Rundum-Grün) kann dieses Risiko minimiert werden und dem 
Radfahrer freie Fahrt gewährt werden. Dies sollte im Zuge der Planung der Velorouten 
geprüft werden. Die Optimierung von Ampelschaltungen sollte mit in das Konzept 
aufgenommen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

     Timo Przybylak            
     FDP Fraktionsvorsitzender         
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Stellungnahme zu den Anmerkungen der Fraktionen CDU, SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen, FWG und FDP  

Gutachter: Dipl.-Ing. Alexander Gardyan, M.Sc. (IKS Mobilitätsplanung) 

Stand: 08.04.2022 

Vorwort 

Das Radverkehrskonzept Beckum (Stand Oktober 2021) wurde als Fachgutachten auf 

Grundlage des aktuellen Standes von Wissenschaft und Technik entwickelt. Dement-

sprechend muss und kann dieses Fachgutachten nicht vollumfänglich den Anforderun-

gen und politischen Zielen der einzelnen Parteien entsprechen.  

Ein Fachgutachten, dass maßgeblich durch politische Haltungen beeinflusst wäre, ist 

aus Gutachtersicht auch nicht zielführend. Die Ergebnisse wären angreifbar und letzt-

lich als objektive und transparente Diskussionsgrundlage wertlos. Zudem würde das der 

(fachlichen) Reputation des Gutachterbüros schaden. 

Dennoch besteht natürlich ein „Spielraum“ im Bereich der fachlich vertretbaren Em-

pfehlungen. Unter diesen Voraussetzungen wurde das Radverkehrskonzept Beckum, 

soweit fachlich vertretbar, daran ausgerichtet, eine Umsetzbarkeit der Einzelmaßnah-

men zu ermöglichen. Wichtiger Baustein war deshalb auch ein Beteiligungsverfahren, 

zur Abstimmung der wesentlichen Elemente des Konzeptes, sowie der Grundsatz des 

ressourcenschonenden Planens und eine frühzeitige Abstimmung der übergeordneten 

Zielsetzung (Bericht, S. 14). Darauf aufbauend wurden im Radverkehrskonzept Beckum 

eher „konservative“ Maßnahmenempfehlungen entwickelt, um die Chancen auf Um-

setzung zu steigern. 

Die eingegangenen Anmerkungen der Fraktionen scheinen zum großen Teil aufgrund 

der „Befürchtung“ zu beruhen, dass mit Beschluss der konzeptionellen Empfehlungen 

eine verbindliche Umsetzung sämtlicher Maßnahmen beschlossen wird. Dies kann je-

doch rechtlich gar nicht gewährleistet werden (beispielsweise sind zur Umsetzung von 

einigen Maßnahmen Absprachen mit Dritten erforderlich, deren Ausgang nicht vorher-

gesagt werden kann). 

Im Folgenden werden die Anmerkungen der Fraktionen dahingehend abgewogen. 

Anlage 8 zur Vorlage 2022/0134 
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Stellungnahmen 

Auf Grundlage des Radverkehrskonzeptes Beckum (Stand Oktober 2021) wurden An-

merkungen der einzelnen Fraktionen eingereicht. Diese insgesamt 30 Einzelanmerkun-

gen sind nachfolgend nach den einzelnen Fraktionen dargestellt und mit Stellungnah-

men versehen. 

 

Anmerkungen CDU 

Die CDU erklärt sich mit folgenden Teilaspekten des Radverkehrskonzeptes nicht ein-

verstanden (Stand 08.03.2022): 

CDU 1: Änderung der Straßenaufteilung auf Ein- und Ausfallstraßen mit Seiten-

streifen durch einfaches Aufbringen von neuen Fahrbahnmarkierungen (Ausnahme 

Hammer Straße). Hier kann nur eine gezielte bauliche Umgestaltung zum Ziel 

führen.  

Im Radverkehrskonzept sind fachlich angemessene Möglichkeiten zum Umgang mit 

den Ein- und Ausfallstraßen dargestellt (vgl. Bericht S. 53-59). Insbesondere Variante 1 

verspricht mit mindestens 2,30 m breiten Radfahrstreifen eine hohe Sicherheit und 

Qualität für Radfahrende. Auch Variante 2 entspricht dem Stand von Wissenschaft und 

Technik.1 Somit muss man davon ausgehen, dass bei beiden Varianten auch die Ver-

kehrssicherheit für Radfahrende gewährleistet ist. Von daher entsprechen die vorge-

schlagenen Varianten der geforderten „gezielten baulichen Anpassung“. 

Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass manche Ein- und Ausfallstraßen (zum Bei-

spiel Neubeckumer Straße) Bestandteil der Velorouten sind (vgl. Bericht S. 60). Diese 

wurden im Radverkehrskonzept des Kreis Warendorf festgelegt2 und im Rahmen des 

Verkehrsentwicklungsplan beschlossen.3 Die Varianten aus dem Radverkehrskonzept 

Beckum entsprechen der Umsetzung dieser interkommunal angelegten Velorouten. 

Natürlich kann die Zielsetzung auch über einen grundlegenden Umbau der Straßen um-

gesetzt werden, wodurch ebenfalls eine sichere Radverkehrsführung entsprechend dem 

 
1  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Radverkehrs-

anlagen (ERA). Köln 2010, S. 19 und 22 
2  Planersocietät; Klimaschutzteilkonzept Mobilität – Radverkehrskonzept. Dortmund 2018   
3  SHP Ingenieure; Verkehrsentwicklungsplan 2030. Hannover 2019 
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Stand von Wissenschaft und Technik erreicht werden kann. Dies ist allerdings wesent-

lich teurer und zeitaufwendiger, bei einem vergleichbaren Ergebnis für den Radverkehr. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 

 

CDU 2: Freigabe der Anton-Schulte-Straße für Radfahrer in Gegenrichtung. Diese 

Maßnahme verbietet sich aufgrund besonderen Gefahrenlage an dieser Örtlichkeit. 

Für alle anderen Einbahnstraßen ist eine Einzelfallprüfung durchzuführen. 

Die Empfehlung zur Öffnung der Einbahnstraße Anton-Schulte-Straße für den Rad-

verkehr in Gegenrichtung entspricht bei bestehenden Voraussetzungen (zulässige 

Höchstgeschwindigkeit 30 km/h, Fahrbahnbreite zwischen parkenden Fahrzeugen 

3,00 - 3,50 m) dem Stand von Wissenschaft und Technik.4 Von der Gewährleistung der 

Verkehrssicherheit muss man daher ausgehen können. 

Sofern zusätzlich die Qualität für Radfahrende gesteigert werden soll, können in regel-

mäßigen Abständen Bereiche mit absolutem Haltverbot angeordnet werden oder das 

Kfz-Parken in dem Straßenabschnitt gänzlich verboten werden. 

Sämtliche Maßnahmenempfehlungen aus dem Konzept sind Empfehlungen, die im 

Einzelfall beziehungsweise im Rahmen der Detailplanung auf Umsetzung geprüft 

werden müssen. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

 

 
4  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Empfehlungen für Radverkehrs-

anlagen (ERA). Köln 2010, S. 62 
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CDU 3: Festes jährliches Budget für den Radverkehr in Höhe von 1.100.000 €. Das 

Haushaltsrecht ist das höchste Recht des Stadtrates. Ein festgelegtes Budget in 

Millionenhöhe würde dieses Recht in unangemessener Weise beschneiden. Wir 

stellen die notwendige Höhe grundsätzlich in Frage. 

Die Empfehlung zum Beschluss eines jährlichen Budgets in Höhe von 1.100.000 €, ist 

kein Beschluss an sich, sondern wie beschrieben, eine fachliche Empfehlung (vgl. Be-

richt, S. 114). Aus dieser fachlichen Empfehlung kann dann im nächsten Schritt ein Be-

schluss durch den Stadtrat erfolgen. 

Die angegebene Höhe ist auf Grundlage des auf Bundesebene verabschiedeten Natio-

nalen Radverkehrsplans 3.0 berechnet, der in erster Version noch vom damaligen Bun-

desverkehrsminister Scheuer vorgelegt wurde. Die finanzielle Förderung des Radver-

kehrs soll sich an rund 30 € je Person und Jahr orientieren.5 

Es steht der Beckumer Kommunalpolitik frei, dort einen höheren, geringeren oder kei-

nen Haushaltsposten einzustellen und von der fachlichen Empfehlung aus dem Radver-

kehrskonzept abzuweichen. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 

 

CDU 4: Schaffung einer Stelle „Mobilitäts- und Digitalbeauftragter“ - Bei der 

Umsetzung des Radverkehrskonzepts ist es wichtig, die Bevölkerung stetig und 

umfassend über die Intention des Konzepts und die einzelnen Umsetzungsschritte zu 

informieren. Diese Aufgabe füllt jedoch bei Weitem keine ganze Stelle aus. Diese 

Arbeitsrate in eine vorhandene Stelle zu integrieren ist der richtige Weg. 

Wie im Bericht auf S. 91 beschrieben, soll der empfohlenen Stelle des „Mobilitäts- und 

Digitalbeauftragten“ eine Rolle in der Beckumer Verkehrsplanung allgemein zukom-

men. Aufgabenfelder liegen sicherlich nicht alleine in der Begleitung der Umsetzung 

 
5  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI); Nationaler Radverkehrsplan 3.0. 

Berlin 2022, Seite 25   
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des Radverkehrskonzeptes. Der beschriebene Aufwand erfordert zudem besondere 

fachliche Kenntnisse und ist nicht im Rahmen „irgendeiner Stelle“ ausfüllbar. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

CDU 5: Anlage von Radzählstellen - Ein Mittelzentrum wie Beckum hat eine 

überschaubare Anzahl von Radfahrern. Der Kostenansatz von vier Stelen mit 

Display und insgesamt acht Induktionsschleifen in Höhe von insgesamt 112.000 € ist 

unverhältnismäßig. Hinzu kommt, dass das Radverkehrskonzept keine Aussage zu 

Wartung der Stelen und zu eventuell zusätzlich benötigter Software macht. 

Das „ein Mittelzentrum wie Beckum eine überschaubare Anzahl Radfahrende hat“ und 

„die Ausgabe des genannten Betrags zum Monitoring von Radverkehrsmengen unver-

hältnismäßig ist“, ist sicherlich als politische Aussage zu bewerten und aus fachlicher 

Sicht nicht nachvollziehbar. 

Der erwartete Nutzen ist im Bericht auf Seite 92-93 beschrieben, worauf auch die Maß-

nahmenempfehlung basiert. Die Standortempfehlungen sind im Konzept als „mögliche 

Standorte“ beschrieben, die sukzessive entwickelt und ausgebaut werden können. 

Zu den Kosten für Wartung und Software können auf dieser konzeptionellen Ebene 

keine Aussagen getroffen werden. Diese müssen im Rahmen der erforderlichen Aus-

schreibung ermittelt werden. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 

 

CDU 6: Ladeinfrastruktur für E-Bikes ausbauen - Es ist nicht die Aufgabe der Stadt 

Strom für E-Bikes zu verkaufen. Dies sollte dem freien Markt überlassen werden 

In diesem Punkt stellt die Anmerkung keinen Widerspruch zu dem Konzept dar. Dort 

sind lediglich potenzielle Standorte aufgelistet, dies sich zur Installation von E-Lade-

stationen eignen würden. Teilweise liegen diese, wie im Bericht auf Seite 98-99 be-

schrieben, sogar auf privaten Flächen. Dort besteht keine Berechtigung der Stadt zur 

Anlage von E-Ladestationen. 
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Dennoch kann die Stadt eine vermittelnde Rolle einnehmen und die Anlage von zusätz-

lichen Ladestandorten mit geeigneten Mitteln unterstützen. 

Der voranstehende Satz könnte im Radverkehrskonzept ergänzt werden, um bestehen-

de Unklarheiten auszuräumen. 

 

CDU 7: Veloroute Beckum - Ahlen L794 außerorts - Es ist nicht nachvollziehbar, 

warum für die Veloroute nicht der bereits vorhandene Werseradweg genutzt werden 

kann, nur weil der Werseradweg ein naturnaher touristischer Radweg ist. Eine 

Trennung von Veloroute und touristischer Route erschließt sich nicht. 

Velorouten haben erhöhte Ansprüche an die Radverkehrsinfrastruktur. Dazu gehören 

ausreichende Breiten von 2,50 m - 3,00 m und eine asphaltierte Oberfläche6, was erheb-

liche Ausbauten an dem bestehenden WerseRadweg erforderlich machen würde. Diese 

widersprechen den Anforderungen an eine angestrebte naturnahe Führung des Werse-

Radwegs. Auch die Nutzungsform von Freizeitfahradfahrer:innen und Pendler:innen 

unterscheidet sich in Geschwindigkeit und Streckenanspruch deutlich. Eine gemein-

same Führung würde die Qualität beider Nutzgruppen schmälern. 

Aus genannten Gründen wurde die im Rahmen des Radverkehrskonzept Beckum unter-

suchte Trasse „WerseRadweg“ als Veloroute verworfen (siehe Bericht, S. 66). 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 

 

CDU 8: Verzicht auf die Machbarkeitsstudie zur Querung der BAB 2 - Die Kosten der 

Machbarkeitsstudie belaufen sich auf ca. 35.000€. Es ist nicht ersichtlich, warum 

Radfahrer nicht die bereits vorhandene Strecke des Werseradwegs für Fahrten von 

und nach Ahlen nutzen können. 

Siehe Punkt oben „CDU 7“ 

 

 
6  Planersocietät; Klimaschutzteilkonzept Mobilität – Radverkehrskonzept. Dortmund 2018, S. 53 
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CDU 9: Bei einem so weitgreifenden Thema für Beckums Stadtgesellschaft, hat 

keine ausreichende Bürgerbeteiligung stattgefunden. Diese Beteiligung darf nicht 

unter der Corona Pandemie leiden oder leicht abgehandelt werden. 

Trotz der Covid-19-Pandemie wurde eine fachlich angemessene Beteiligung mit Ver-

treter:innen aus Verwaltung, Politik, Fachverbänden (ADFC) und der Öffentlichkeit 

(Online-Workshop) durchgeführt. 

Sofern weiterer Diskussionsbedarf besteht, ist eine fortlaufende Diskussion zu der 

Thematik sogar wünschenswert. Die empfohlene Bewerbung zur Mitgliedschaft in der 

AGFS (siehe Bericht, S. 113) würde diesen Prozess langfristig fördern und neue Impulse 

in die Diskussion einbringen.  

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 

 

CDU sonstige 1: Die Stadtteile Neubeckum, Vellern und Roland sind in dem 

Radverkehrskonzept deutlich unterrepräsentiert 

Das im größten Stadtteil am meisten Handlungsempfehlungen zusammenlaufen, ist 

ein logisches Ergebnis der Netzbildung für den Radverkehr, da dieses auf Grundlage der 

Anzahl und Bedeutung an Zielorten entwickelt ist. 

Im Rahmen des Konzeptes sind die Stadtteile aber grundsätzlich gleichermaßen bear-

beitet worden. Dies umfasst sämtliche Punkte von der Netzbildung (siehe Bericht, 

S. 26-28 und Karte 5) bis zur Maßnahmenempfehlungen.  

Beispielsweise ist eine der Kernmaßnahmen des Konzeptes die Optimierung der 

Veloroute 1. Innerhalb Neubeckums wurden in diesem Rahmen mehrere Leitmaßnah-

men vorgeschlagen, beispielsweise die Anlage einer Fahrradstraße, die Optimierung 

vorhandener Schutzstreifen oder die Anlage von Querungshilfen (Bericht, S. 62-63 und 

Karte 12).  

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am Rad-

verkehrskonzept. 
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CDU sonstige 2: Die Umsetzung einer freiwilligen Verkehrswende und die Ausgestal-

tung des Radverkehrskonzepts gelingen aber nur, wenn die darin festgelegten neuen 

Regeln und Konzepte auch eine Akzeptanz in der Bevölkerung finden. Ohne 

Kontrollen sind Regeln jedoch nutzlos. So können erhebliche Beeinträchtigungen der 

Verkehrssicherheit durch illegales Halten und Parken entstehen. Wir sind uns nicht 

sicher, ob dieses durch die Ordnungsbehörden in dem nötigen Maß konsequent 

überprüft werden kann um Parkverstöße mit Behinderungen oder Gefährdungen zu 

verhindern. 

Dieser Punkt stellt keinen Widerspruch zu dem Konzept dar. Im Radverkehrskonzept ist 

sogar die Durchführung von Schwerpunktkontrollen angeregt (Bericht, S. 97).  

Zudem wird die Verkehrssicherheit von Radfahrenden und Zufußgehenden im aktu-

ellen Zustand erheblich durch vielfältige Verstöße des Kfz-Verkehrs beeinträchtigt. Im 

Konzept sind beispielhaft das illegale Halten/Parken auf Radwegen und ungemessene 

Geschwindigkeiten benannt (Bericht, S. 97). Wie sich das Problem durch die Umsetzung 

der Maßnahmenempfehlungen (beispielsweise auf den Ein- und Ausfallstraßen) noch 

verstärken soll, kann aus fachlicher Sicht nicht nachvollzogen werden. 

Unter der Zielsetzung „Radkultur etablieren und ausbauen“ wird empfohlen, die Pro-

blematik ergänzend im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit anzugehen (Bericht, S. 101-

102). 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

Anmerkungen SPD 

Die SPD bittet, folgende Anregungen zur Ergänzung in das zu beschließenden Radver-

kehrskonzept mit aufzunehmen (Stand 08.03.2022): 

 

SPD 1: Verbesserung der Radverbindung vom Bahnhof Neubeckum bis zum 

Ortsausgangsschild Ennigerloh.  

Die Verbindung nach Ennigerloh verläuft zum einen über die Veloroute entlang der 

B475 und zum anderen über das Radnetz NRW. Innerhalb Beckums sind eventuelle 
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Handlungsempfehlungen entwickelt (siehe Karte 12). Planungen außerhalb des 

Untersuchungsgebietes wurden, zusätzlich zur Netzabstimmung, nicht angestellt. 

Sofern konkret die Situation im Bereich des Eisenbahntunnels gemeint ist, wird aus 

Gutachtersicht keine Handlungsspielraum gesehen. Erst mit dem Neubau des Eisen-

bahntunnels würde sich in Absprache mit der Bahn die Möglichkeit ergeben, die Situ-

ation für den Radverkehr zu verbessern. Daher erscheint es nicht sinnvoll, diesen Punkt 

mitaufzunehmen. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

SPD 2: Prüfungen von Möglichkeiten die Radverbindungen von Neubeckum in 

Richtung Ahlen und Vorhelm perspektivisch zu verbessern.  

Siehe Bericht: Karte 12; S. 66-70; S. 74-75. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

SPD 3: Eine sichere Verbindung zwischen der Sport- und Freizeitanlage Harberg über 

die Neubeckumer Innenstadt in die westlichen Wohngebiete.  

In der Netzplanung wurde der Bereich über die Zementroute in Form einer Hauptroute 

angeschlossen. Das Netz wurde durch den Arbeitskreis sowie im Rahmen des Online-

Workshops mehrfach diskutiert und bestätigt. Die Anlage einer Netzergänzung über die 

Graf-Galen-Straße östlich der Harbergstraße wäre dennoch denkbar und plausibel er-

klärbar. Die Verbindung könnte in das Netz aufgenommen werden. 

 

SPD 4: Lastenfahrräder müssen im Radverkehrskonzept bedacht werden. So 

müssen beispielsweise gesonderte Parkplätze geschaffen werden.  

Das Konzept ist an der Mitnutzung durch Lastenräder ausgelegt. Beispielsweise im 

Rahmen des Netzkonzeptes (Bericht, S. 26) sowie im Themenfeld C: Abstellanlagen 
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(Bericht, S. 71). Insbesondere Bügel können auch durch Lastenräder zum Anschließen 

genutzt werden. 

Die separate Ausweisung von Abstellplätzen für Lastenräder ist im Konzept nicht ent-

halten, da die Mehrfachnutzung der Bügel als ausreichend betrachtet wird. 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

SPD sonstiges: Unter anderem war ein Hauptkritikpunkt, dass der Stadtteil 

Neubeckum nicht ausreichend in dem zur Abstimmung stehenden Radverkehrs-

konzept bedacht wird. 

Siehe Stellungnahme zu: „CDU sonstige 2“ 

 

Anmerkungen Bündnis 90/Die Grünen 

Die Grünen wünschen die zeitnahe Umsetzung folgender Maßnahmen: 

 

Die Grünen 1: Roteinfärbung des gesamten Fahrradstreifens auf der Neubeckumer 

Straße 

Die Grünen 2: Erweiterung und komplette Roteinfärbung des Fahrradstreifens auf 

der Fahrbahn der Hauptstraße und Markierung von Fahrradpiktogrammen in 

regelmäßigen Abständen 

Die Grünen 3: Fußgängerpiktogramme auf dem ehemaligenasphaltierten 

Fahrradweg 

Die Grünen 4: Einrichtung von zulässiger Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 

km/h auf gesamter Hauptstraße 

Die Grünen 5: Aufstellung von Informationsschildern an den Ortseingängen 

> Abstandsgebot 1,50 m zum Fahrrad 

 

Siehe Bericht: S. 63 und S. 108-110 und S. 101-102 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 
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Anmerkungen FWG 

Die FWG teilt folgende Anregungen zu Änderungen des Konzeptentwurfes mit: 

FWG 1: … eine zeitnahe Überprüfung der Bestandserhebung samt Analyse und der 

erarbeiteten Erfordernisse für die Neubeckumer Straße. Die alltägliche Ist-Situation 

an der Neubeckumer Straße, so unser Eindruck, hat der Gutachter nicht wirklich 

erkannt. Insofern sind auch die Bedarfe und Maßnahmenvorschläge, zumindest aus 

Sicht der FWG, nicht wirklich überzeugend. Diese Straße, mit all ihren vielschich-

tigen Herausforderungen und Konflikten, bedarf eines passgenauen Ausbaus für 

Radfahrende. Dabei muss insbesondere der Sicherheitsaspekt nachhaltig gelöst 

werden, um zukünftig eine Stärkung des Radverkehrs erreichen zu können. In 

diesem Zusammenhang ist auch die Umsetzung der vorgesehene Veloroute Beckum 

– Neubeckum zu berücksichtigen und hinsichtlich der Umsetzung darzustellen.  

Siehe Stellungnahme zu: „CDU 1“ 

 

FWG 2: … die Aufnahme/Bereitstellung von detaillierten Grafiken, aus der das 

Radverkehrsnetz (Wunschliniennetz) – Hauptrouten und Nebenrouten – ganz 

konkret ersichtlich wird. 

Der Kartenband wurde sämtlichen Fraktionen digital zur Verfügung gestellt. Dieser ist 

mit Rücksicht auf eine gute Lesbarkeit und Druckfähigkeit im A3-Format entwickelt. 

Sofern der Verlauf des Netzes nicht im Detail ersichtlich ist, könnte dem Kartenband die 

Karte 5 „Radverkehrsnetz“ zusätzlich in einem größeren Format mit lesbaren Straßen-

namen ergänzt werden. 

 

Anmerkungen FDP 

Die FDP übersendet folgende Änderungsvorschläge zum Radverkehrskonzept: 

 

FDP 1: Das Radwegekonzept soll um das Themenfeld „Lückenschlüsse innerorts“ 

erweitert werden. Auf den Seiten 52ff im bisherigen Radwegekonzept sind mehrere 

Themenfelder identifiziert. Das Themenfeld D betrachtet bisher nur Schließung von 

Netzlücken außerorts. Die FDP-Fraktion erachtet den Lückenschluß innerorts als 
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Thema mit hoher Priorität. Für dieses Themenfeld sollen mit dem Gutachter Maß-

nahmen erarbeitet werden, wie man unter anderem den Lückenschluss an der 

Kreuzung Sternstraße, Alleestraße, Vorhelmer Straße und Nordstraße realisieren kann. 

Die Möglichkeit dort einen Kreisverkehr zu realisieren, sollte von der Verwaltung 

abschließend geprüft werden und im zuständigen Ausschuss der Sachstand hierfür 

vorgetragen werden.  

Im Radverkehrskonzept sind Lückenschlüsse innerorts bereits mit einer hohen Priorität 

berücksichtigt, auch wenn diese nicht unter einer solchen Überschrift zusammenge-

fasst sind. Maßnahmenempfehlungen befinden sich unter den Themenfeldern A, B, E, 

F, G und Sonstige Maßnahmenempfehlungen (siehe Bericht S. 51ff). Zu den konkreten 

Straßen stehen Empfehlungen im Bericht unter: 

▪ Kreuzung Sternstraße: S. 107-108 (grundlegender Umbau nach aktuellen Standards 

erforderlich) 

▪ Alleestraße: S. 107-108 (grundlegender Umbau nach aktuellen Standards 

erforderlich) 

▪ Vorhelmer Straße: S. 53ff 

▪ Nordstraße: S. 64 (bereits in Planung) 

Aus Sicht des Gutachters besteht zu dieser Anmerkung kein Änderungsbedarf am 

Radverkehrskonzept. 

 

FDP 2: Die Verallgemeinerung für die Maßnahmen aller Ausfallstraßen sollte 

überarbeitet werden. Im bisherigen Konzept steht auf Seite 53: „Die empfohlenen 

Varianten zur Aufteilung werden anhand der Neubeckumer Straße beispielhaft 

dargestellt (siehe Kapitel 8.1.1 ab Seite 54). Diese dient als Modell für die Ahlener 

Straße, die Vorhelmer Straße, die Oelder Straße und die Stromberger Straße.“ 

Diese Formulierung sollte durch „Die Ausgestaltung der weiteren Ausfallstraßen ist 

nach den individuellen örtlichen Gegebenheiten zu planen“ ersetzt werden. 

Die empfohlene Formulierung ist selbstverständlich immer zutreffend. Sämtliche Pla-

nungen müssen im Rahmen der Detailplanung an die örtlichen individuellen Gegeben-

heiten angepasst werden. Auch die dargestellt Musterlösung Neubeckumer Straße 

muss dort im Detail geprüft werden. 
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Dennoch ist der Lösungsansatz der Neubeckumer Straße aus fachlicher Sicht auch ein 

zutreffender für die genannten Straßen, weshalb die vorgebrachte Formulierung als 

Ergänzung, aber nicht als Ersatz eingebracht werden könnte. 

 

FDP 3: Für die Neubeckumer Straße schlagen wir die Variante 2 zur Realisierung vor. 

Die Umsetzungsempfehlung auf Seite 56 zur Neubeckumer Straße sollte durch eine 

neue Empfehlung wie folgt ersetzt werden: „Die Variante 2 sollte für die 

Neubeckumer Straße realisiert werden um diese Maßnahme schnellstmöglich mit 

einer Testphase als Pilotprojekt zu realisieren“. Zu diesem Punkt haben wir im 

letzten Ausschuss ausführlich Stellung genommen. Wir sehen die Variante 2 als 

bessere Variante an und wir brauchen eine breite Akzeptanz in unserer Bürgerschaft 

zur Realisierung dieser Maßnahme. Nur so können wir nach Ansicht der FDP-

Fraktion schnell ein Pilotprojekt an den Start bringen. Eine Kombination von 

Variante 1 mit der Variante 2 lehnen wir ab. Als FDP-Fraktion stellen wir zudem eine 

weitere Variante für eine spätere mögliche Umbauvariante nach der Testphase an 

der Neubeckumer Straße zur Diskussion, welche wir in der Anlage als Variante 3a 

bezeichnen. Der Gutachter möge zu dieser Variante im dafür zuständigen Ausschuss 

bitte eine Stellungnahme abgeben. 

Grundsätzlich sind beide im Konzept dargestellten Varianten umsetzbar und entspre-

chen dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik. Ob den fachlichen Empfeh-

lungen gefolgt wird, eine Kombination der Varianten 1 und 2 umzusetzen, unterliegt 

letztlich der Kommunalpolitik. Zu diesem Zweck der Wahlmöglichkeit wurden die 

Varianten entwickelt. 

Der Lösungsvorschlag aus der beigefügten Skizze (Anlage Variante 3a) kann aus fach-

licher Sicht nicht empfohlen werden: 

▪ Der verbleibende Gehweg von 2,00 m Breite entspricht nicht den Anforderungen 

an Barrierefreiheit (Mindestmaß 2,50 m) und den zu Grunde liegenden Regelwer-

ken7 und kann daher, insbesondere bei einem Neubau, nicht empfohlen werden. 

 
7  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV); Richtlinie für die Anlage von 

Stadtstraßen (RASt). Köln 2006, S. 81 oder Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
(FGSV); Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen (EFA). Köln 2002, S. 16 
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▪ Sofern ein Neubau der Straße vorgesehen ist, sollten die Anforderungen an die 

Veloroute mit besonderer Priorität umgesetzt werden. Das beinhaltet mindestens 

die Anlage eines Radfahrstreifens, bestenfalls baulich vom Kfz-Verkehr getrennt. 

Sofern gewünscht, könnte unter Berücksichtigung der fachlichen Anforderungen eine 

zusätzliche Variante „Neubau Neubeckumer Straße“ ergänzt werden. Da allerdings 

nicht bekannt ist, dass der Straßenbaulastträger (Bund/Straßen NRW) eine grundle-

gende Sanierung vorsieht, erscheint die Umsetzbarkeit dieser Maßnahme innerhalb des 

Zielhorizontes von 10 bis 15 Jahren sehr unwahrscheinlich. 

 

FDP 4: Die Empfehlung für die Anton-Schulte-Straße (Seite 87ff) sollte aufgrund 

hoher Sicherheitsbedenken ersatzlos gestrichen werden. Die Sicherheitsbedenken 

wurden ausführlich im letzten Ausschuss für Stadtentwicklung unsererseits 

vorgetragen. 

Siehe Stellungnahme zu: „CDU 2“ 

 

FDP 5: Für den Ortsteil Neubeckum schlagen wir vor über eine Ost-West-Verbindung 

zu diskutieren und hierbei auch explizit die Gustav-Moll-Straße mit einzubeziehen. 

Nach Ansicht der FDP-Fraktion sollte die Maßnahmenempfehlung bei der Gustav-

Moll-Straße als „Fahrradstraße“ von der Wickingstraße bis hin zur Eichendorfstraße 

diskutiert werden. Im bisherigen Konzept sind auf Seite 105ff Anlagen von 

Fahrradstraßen niedergeschrieben, hier soll die Gustav-Moll-Straße mit 

aufgenommen werden. Der Gutachter sollte zudem die Spiekersstraße von der 

Vellerner Str. bis hin zur Graf-Galen-Straße in Neubeckum als Fahrradstraße 

bewerten und für den zuständigen Ausschuss eine Empfehlung vorbereiten. 

Beide genannten Abschnitte befinden sich bereits innerhalb des Radverkehrsnetzes. 

Die Führung im Mischverkehr entspricht dabei den Regelwerken, weshalb im Bericht 

keine Handlungsempfehlungen abgeleitet sind.  

Grundsätzlich wäre es aus fachlicher Sicht denkbar, in den genannten Abschnitten die 

Situation für Radfahrende durch die Anlage von Fahrradstraßen zu verbessern. Daher 

wird empfohlen, die Anmerkung zu übernehmen und die Abschnitte in das Kapitel 8.8.4 

Fahrradstraßen (Bericht, S. 105-106) zu ergänzen. 
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FDP 6: Für E-Bikes schlagen wir vor weitere Standorte für Ladestationen zur 

Umsetzung mit aufzunehmen. Wir schlagen hiermit konkret weitere Standorte vor: 

Busbahnhof Beckum, Freibad Neubeckum, Freibad Beckum, Hallenbad Beckum, 

Tuttenbrocksee, einen zentralen Standort in Vellern und einen Standort am 

Rolandsee. 

Im Konzept sind mögliche Standorte dargestellt (Bericht, S. 98-99), die um die be-

nannten Punkte ergänzt werden können. Auch mit Aufnahme der genannten Standorte 

wird die Liste nicht abschließend sein, sondern soll auch zukünftig offen für Ergänzung-

en sein. 

 

FDP 7: Im Radwegekonzept sollte explizit niedergeschrieben werden das die 

Fahrradabstellanlagen für Lastenräder und E-Bikes geeignet sein sollten. 

Siehe Stellungnahme zu: „SPD 4“ 

 

FDP 8: Eine weitere Ergänzung bezieht sich auf die Zementroute. Es befinden sich 

einige nicht mehr benötigte Bahnschienen auf Fahrrad- und Fußwegen in unserem 

Stadtgebiet, hier besteht nach unserer Ansicht erhöhte Sturzgefahr. Es sollte eine 

Empfehlung bezüglich dieser Thematik in das zu überarbeitende Radwegekonzept 

mit einfließen.. 

Siehe Bericht, S. 81-82 
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FDP 9: Im Konzept fehlt bisher ein Hinweis auf Optimierung von Ampelschaltungen 

auf Velorouten. Beim Seitenwechsel auf großen Kreuzungen benötigt der Radfahrer 

oft mehrere Minuten, weil er an den Fußgängerampeln sehr lange warten muss. Um 

schneller vorwärtszukommen, wird man quasi gezwungen, in den fließenden Ver-

kehr einzuschwenken und mit den Autos abzubiegen. Bei Optimierung von Ampel-

schaltungen (Rundum-Grün) kann dieses Risiko minimiert werden und dem Rad-

fahrer freie Fahrt gewährt werden. Dies sollte im Zuge der Planung der Velorouten 

geprüft werden. Die Optimierung von Ampelschaltungen sollte mit in das Konzept 

aufgenommen werden. 

Die Anmerkung ist nicht nachvollziehbar. Radverkehr hat die Lichtzeichen für den Fahr-

verkehr zu beachten, außer es besteht eine eigene Signalisierung für den Radverkehr.8 

Die vornehmliche Führungsform entlang der Velorouten ist zudem auf Fahrbahnniveau, 

wobei ebenfalls die Signalisierung für den Fahrverkehr gilt. 

 

 
8  Vgl. § 37 Abs. 2 Satz 6 StVO 



STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0137 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zur Errichtung eines Wohn- und 

Geschäftshauses sowie eines Mehrfamilienhauses im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße„ 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 

Beteiligungen: Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Denkert | 02521 29-170 | denkert.u@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung 

03.05.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die Verwaltung wird beauftragt, den als Anlage zur Vorlage beigefügten städtebaulichen 

Vertrag abzuschließen. 

Kosten/Folgekosten 

Durch die Vorbereitung, den Abschluss und die Abwicklung des Vertrags entstehen Per-

sonal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuordnen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt.  

Erläuterungen: 

Der Abschluss des städtebaulichen Vertrages beruht auf § 11 Baugesetzbuch (BauGB). 

Herr Peter Sander beabsichtigt, das auf dem Grundstück Gemarkung 

Beckum Flur 307, Flurstück 314 bestehende Gebäude durch ein neues Wohn- und Ge-

schäftshaus zu ersetzen sowie auf dem Grundstück Gemarkung Beckum Flur 307 Flur-

stück 526 ein neues Mehrfamilienhaus im Bereich der Kirchstraße zu errichten. Herr San-

der ist Eigentümer dieser Grundstücke. Das Gesamtvolumen des Projekts beträgt circa 

4.000.000 Euro. 

Die Grundstücke liegen innerhalb des Geltungsbereiches des seit 1970 rechtsverbindli-

chen Bebauungsplanes Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“. Die Realisie-

rung einer Bebauung nach den Vorstellungen des Vorhabenträgers ist auf der derzeitigen 

Planungsgrundlage nicht möglich. Hierzu bedarf es einer Änderung des Bebauungspla-

nes. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie am 07.05.2019 

wurde das Vorhaben erstmals vorgestellt und der Einleitung eines Bebauungsplanverfah-

rens zugestimmt, mit der Maßgabe, dass der Vorhabenträger die Kosten zu tragen hat, 

TOP Ö  12TOP Ö  12



- 2 - 

die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Umsetzung der Planung entstehen. Auf 

die Vorlage 2019/0088 und die Niederschrift der Sitzung wird verwiesen. 

Aufgrund der prominenten, innerstädtischen Lage in Neubeckum bestehen Anforderun-

gen an die Gestaltung der Objekte, die über die möglichen Festsetzungen des Bebau-

ungsplans hinausgehen. Dies betrifft insbesondere die Fassadengestaltung. Gegenstand 

des Vertrags ist daher die zwischen dem Vorhabenträger und der Verwaltung vereinbarte 

Fassadengestaltung, welche mit einer Vertragsstrafe abgesichert ist, sollte davon abgewi-

chen werden. Weiterhin im Vertrag enthalten sind die Übernahme der Planungskosten 

und eine Bauverpflichtung. Das Gesamtprojekt soll bis spätestens zum 31.12.2026 fertig-

gestellt sein. Die Vertragsstrafe ist auf 5.000 Euro je Monat Verzögerung nach dem 

31.12.2026 festgesetzt. Spätestens 6 Monate nach Inkrafttreten des Bebauungsplans soll 

nach den vertraglichen Festsetzungen mit dem Vorhaben begonnen werden. 

Die Vertragsstrafe bei Abweichungen von der vereinbarten Fassadengestaltung wird nach 

billigem Ermessen festgesetzt, beträgt aber höchstens 10.000 Euro je festgestellter Ab-

weichung. Der Vertrag bietet die Flexibilität, dass vereinbarte Abweichungen möglich 

sind. Abweichungen sind jedoch im Vorfeld schriftlich anzuzeigen und bedürfen der Zu-

stimmung. 

Die Fassadengestaltung der Gebäude lässt sich den Anlagen 3 bis 5 des städtebaulichen 

Vertrags entnehmen.  

Hinsichtlich der vertraglichen Regelungen ergibt sich eine Beratungszuständigkeit des 

Ausschusses für Stadtentwicklung. Für die abschließende Entscheidung über den städte-

baulichen Vertrag insgesamt ist der Rat der Stadt Beckum zuständig. Eine Beratung im 

Betriebsausschuss ist nicht notwendig.  

Anlage(n): 

Städtebaulicher Vertrag 

Anlagen 1 bis 5 zum städtebaulichen Vertrag 

 



  Anlage 1 zur Vorlage 2022/0137 

 

Städtebaulicher Vertrag 

gemäß § 11 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

zwischen 

der Stadt Beckum 

vertreten durch den Bürgermeister, Weststraße 46, 59269 Beckum 

– im folgenden Stadt genannt – 

und 

Peter Sander, 

Friedrichsdorfer Str. 32, 33335 Gütersloh 

– im folgenden Vorhabenträger genannt – 

 

Präambel 

Der Vorhabenträger beabsichtigt das auf dem Grundstück Gemarkung Beckum Flur 307, 

Flurstück 314 bestehende Gebäude durch ein neues Wohn- und Geschäftshaus zu erset-

zen sowie auf dem Grundstück Gemarkung Beckum Flur 307 Flurstück 526 ein neues 

Mehrfamilienhaus im Bereich der Kirchstraße zu errichten. Der Vorhabenträger ist Eigen-

tümer dieser Grundstücke. Das Gesamtvolumen des Projekts beträgt circa 4.000.000 Euro. 

Die Grundstücke liegen innerhalb des Geltungsbereiches des seit 1970 rechtsverbindli-

chen Bebauungsplanes Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“. Die Realisie-

rung einer Bebauung nach den Vorstellungen des Vorhabenträgers ist auf der derzeitigen 

Planungsgrundlage nicht möglich. Hierzu bedarf es einer Änderung des Bebauungspla-

nes. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie am 7. Mai 2019 

wurde das Vorhaben erstmals vorgestellt und der Einleitung eines Bebauungsplanverfah-

rens zugestimmt, mit der Maßgabe, dass der Vorhabenträger die Kosten zu tragen hat, 

die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Umsetzung der Planung entstehen. 

Der Vorhabenträger und die Stadt sind sich darüber einig, dass aufgrund der prominen-

ten, in der Neubeckumer Innenstadt befindlichen Lage, qualitativ und optisch hochwer-

tige Wohn- und Geschäftshäuser errichtet werden sollen. Ferner sind sich die Parteien 

darüber einig, dass für das Vorhaben eine gemeinsame Erarbeitung notwendig ist. Der 

nachfolgende Vertrag soll neben dem Bebauungsplan eine Grundlage und Basis für das 

Projekt sein und gleichzeitig die notwendige Flexibilität für Änderungen in der Durchfüh-

rung des Vorhabens bieten. Der Vertrag soll daher eine Beschleunigung des Verfahrens 

für den Vorhabenträger und gleichzeitig die Sicherung der Planungsziele für die Stadt 

bedeuten. Zudem vereinbaren die Parteien in diesem Vertrag die planerischen Ziele, wel-

che im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden können. 
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§ 1 Gegenstand des Vertrags 

1. Gegenstand des Vertrags ist gemäß § 11 Absatz 1 BauGB die Vorbereitung und 

Durchführung von städtebaulichen Maßnahmen durch den Vorhabenträger, insbe-

sondere die Planung und den Bau zwei neuer Wohn- und Geschäftshäuser sowie 

den Abriss der bestehenden Anlagen in dem im Lageplan (Anlage 1) gekennzeich-

neten Gebiet Gemarkung Beckum Flur 307, Flurstücke 314 und 526. Darüber hinaus 

werden in diesem Vertrag die Übernahme der Kosten für die Planung und Änderung 

des Bebauungsplans Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ durch den 

Vorhabenträger geregelt. 

2. Der Vorhabenträger legt weiterhin einen architektonischen Entwurf des Wohn- und 

Geschäftshauses vor, welcher ebenfalls Gegenstand dieses Vertrags ist (Anlage 3 bis 

5). Der architektonische Entwurf des Vorhabens wurde nach den Vorstellungen des 

Vorhabenträgers konzipiert und im Vorfeld mit der Stadt abgestimmt. Der Vorha-

benträger verpflichtet sich zum Bau des Wohn- und Geschäftshauses und der zu-

sätzlichen Anlagen nach den Bestimmungen dieses Vertrags. 

§ 2 Planung 

1. Hinsichtlich des Verfahrens zur Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 

„Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ beauftragt der Vorhabenträger auf eigene Kos-

ten und Rechnung ein leistungsfähiges Planungsbüro. 

Das Planungsbüro erarbeitet in enger Abstimmung mit der Stadt den Entwurf des 

Bebauungsplans entsprechend dem Leistungsbild und den Leistungsphasen des 

§ 19 Honorarordnung für Architekten und Ingenieure. Die für die Beteiligungs-

schritte erforderlichen Planungsunterlagen werden in Abstimmung mit der Stadt in 

entsprechender Stückzahl kostenfrei zur Verfügung gestellt.  

Der Bebauungsplan ist in geeigneter anwendungsfähiger digitaler und georeferen-

zierter Form im DWG-Format zu erstellen und der Stadt zu übergeben. Zusätzlich ist 

eine vollständige Erfassung der rechtlich bindenden Planungsinhalte in dem XPLA-

NUNG konformen Format XPlanGML in der aktuellen Version fehlerfrei zu liefern. 

Satzungstexte und Begründungen sind als PDF-Dokumente zu übergeben. Die über-

gebenen Unterlagen, Pläne und Dateien werden Eigentum der Stadt. 

2. Die für das Verfahren erforderlichen Gutachten oder Fachbeiträge wie zum Beispiel 

Lärmschutzgutachten wird der Vorhabenträger auf eigene Kosten in Auftrag geben. 

Dies gilt auch für Gutachten oder Fachbeiträge, deren Notwendigkeit sich erst in den 

weiteren Verfahrensverläufen ergibt. Die Gutachten oder Fachbeiträge sind in enger 

Abstimmung mit der Stadt zu erstellen und dieser nach deren Fertigstellung kosten-

frei zur Verfügung zu stellen. Sie sind so aufzubereiten, dass diese für das Bebau-

ungsplanverfahren verwendet werden können. 

3. Der Vorhabenträger sichert der Stadt zu, dass diese die schutzrechtsfähigen Werke 

Dritter (zum Beispiel Urheberrechte an Gutachten, Planungen), die der Vorhabens-

träger beauftragt hat und zum Zwecke der Bauleitplanung und des Baugenehmi-

gungsverfahrens der Stadt überlasst, zu den vorgenannten Zwecken ohne die Ver-

letzung gewerblicher Schutzrechte uneingeschränkt nutzen, verwerten und ändern 

kann. Soweit die Stadt für eine Verletzung solcher gewerblichen Schutzrechte von 
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Dritten in Anspruch genommen wird, kann sie verlangen, dass der Vorhabenträger 

sie von dieser Inanspruchnahme freistellt. Dies gilt auch für die Kosten der Rechts-

verteidigung. Die Stadt wird solche Ansprüche Dritter nicht anerkennen oder befrie-

digen, ohne dem Vorhabenträger vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 3 Keine Vorwegbindung des Rates der Stadt 

1. Die Stadt führt das notwendige Bauleitverfahren nach Maßgabe der gesetzlichen 

Regelungen durch, um das Vorhaben realisieren zu können. Beide Seiten sind sich 

darüber bewusst, dass auf die Aufstellung beziehungsweise Änderung des Bebau-

ungsplans Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“, kein Anspruch be-

steht.  

2. Die Parteien sind sich darüber einig, dass durch oder infolge dieses Vertrages die 

gesetzlich festgelegten Kompetenzen der Stadt sowie deren Entscheidungsfreiheit, 

insbesondere bei der Vorbereitung und bei der Beschlussfassung über die Änderung 

des Bebauungsplans für das Plangebiet vollumfänglich erhalten bleibt. Dies umfasst 

auch eine eventuelle Einstellung des Bebauungsplanverfahrens.  

3. Auch bei Scheitern der Planung oder Änderung der planerischen Zielsetzung ver-

bleiben die Planungskosten gemäß § 2 dieses Vertrages bei dem Vorhabenträger. 

Eine Erstattung der Planungskosten durch die Stadt ist ausgeschlossen.  

4. Eine Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen des Vorhabenträgers, die dieser 

im Hinblick auf die Festsetzungen des Bebauungsplans und den Vollzug dieses Ver-

trages tätigt, ist ausgeschlossen. 

§ 4 Gestaltungsvorgaben des Wohn- und Geschäftshauses 

1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Gestaltung der Gebäudefassaden entspre-

chend der vorabgestimmten Entwürfe gemäß Anlage 3 bis 5 vorzunehmen und vor 

der Einholung der bauordnungsrechtlichen Genehmigung der Stadt vorzulegen. Ins-

besondere verpflichtet er sich,  

• für die Fassaden der Vollgeschosse der geplanten Gebäude Vollklinker in gedie-

gener, heller Farbe zu verwenden, 

• den Sockel in einer differenzierten, ebenfalls hellen Klinkerfarbe, herzustellen, 

• für die zurückspringenden Nicht-Vollgeschosse (Staffelgeschosse) einen hellen 

Putz zu verwenden, 

• die Fassadenabwicklung mit geschwungener Form und Gestaltung der Attika zu 

realisieren. Die abgesetzte Materialität sowie die geschwungene Form der Attika 

dienen zur Gliederung und nehmen den Baukörpern die Massivität. 

2. Abweichungen von den Festsetzungen des Wohn- und Geschäftshauses der An-

lage 2 bis 5 sind mit der Stadt abzustimmen. Die Abstimmung hat schriftlich zu er-

folgen und muss im Vorfeld vor der Durchführung seitens des Vorhabenträgers bei 

der Stadt im zuständigen Fachdienst Stadtplanung und Wirtschaftsförderung einge-

holt werden. 

3. Bei Nichteinhaltung der Vereinbarungen gemäß Absatz 1 zu der Darstellung der Fas-

sade in Anlage 3 bis 5 ist vom Vorhabenträger folgende Vertragsstrafe zu entrich-

ten, wenn und soweit die Stadt nicht gemäß Absatz 1 ihr Einvernehmen erklärt hat. 
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Die Höhe wird nach billigem Ermessen bestimmt, beträgt aber höchstens bis zu 

10.000,00 Euro je Abweichung der Außenhülle von der im Vertrag festgelegten Ar-

chitektur nach Anlage 3 bis 5. Die Abweichungen zu Absatz 1 und der Anlage 3 bis 5 

beziehen sich dabei insbesondere auf 

• die Fassadenmaterialien, 

• die Fassadenfarben, 

• den Klinker, dessen Farbe und Beschaffenheit, 

• die Gestaltung der Gebäudefassade. 

4. Die festgestellten Abweichungen sind von der Stadt dem Vorhabenträger schriftlich 

unter Benennung der Höhe der Vertragsstrafen mitzuteilen. 

5. Die Zahlung der Vertragsstrafen nach Absatz 3 entbindet den Vorhabenträger nicht, 

von der vertraglichen Pflicht, die Vertragsinhalte vereinbarungsgemäß und vollstän-

dig umzusetzen. 

§ 5 Baupflicht 

1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten 

des Bebauungsplanes (Bekanntmachung) alle für das Vorhaben gemäß § 1 notwen-

digen genehmigungsfähigen Bauanträge unter Beifügung aller für die Genehmi-

gung erforderlichen Unterlagen zu stellen. Ferner verpflichtet er sich, 

• spätestens sechs Monate nach Erhalt aller Baugenehmigungen mit der Bau-

maßnahme zu beginnen und 

• das Gesamtprojekt bis spätestens 31.12.2026 fertig zu stellen. 

2. Verzögerungen, die der Vorhabenträger nicht zu vertreten hat, führen zu einer Ver-

längerung der genannten Fristen. Die Nachweispflicht diesbezüglich obliegt dem 

Vorhabenträger. Der Vorhabenträger hat innerhalb eines Monats nach Kenntnis-

nahme die Stadt über die Verzögerung schriftlich zu unterrichten. Bei Nichteinhal-

tung der unter Absatz 1 genannten Fristen ist vom Vorhabenträger eine Vertrags-

strafe zu entrichten, wenn dieser nachweislich die Verzögerung zu vertreten hat. Die 

Höhe 5.000,00 Euro je Monat Verzögerung nach dem 31.12.2026. Die Vertragsstrafe 

wird schriftlich seitens der Stadt unter Nennung der Höhe mitgeteilt. 

3. Schadensersatzansprüche gegen die Stadt aufgrund von Verzögerungen werden 

ausgeschlossen. 

§ 6 Bestandteile des Vertrags 

Bestandteile dieses Vertrags sind: 

• Lageplan 1 (Anlage 1) 

• Lageplan 2 (Anlage 2) 

• Architektonischer Entwurf, Süd-/Westansicht (Anlage 3) 

• Architektonischer Entwurf, Fassadenabwicklung (Anlage 4) 

• Architektonischer Entwurf, West-/Ostansicht (Anlage 5) 
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§ 7 Rechtsnachfolge und Schlussbestimmungen 

1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten 

und Bindungen ihrem Gesamt- oder Einzelrechtsnachfolger mit Weitergabever-

pflichtung weiterzugeben, wenn Verpflichtungen aus diesem Vertrag als Ganzes o-

der in Teilen übertragen werden. Der heutige Vorhabenträger haftet der Stadt als 

Gesamtschuldner für die Erfüllung des Vertrages neben einem etwaigen Rechts-

nachfolger, soweit die Stadt ihn nicht ausdrücklich aus dieser Haftung entlässt. Tritt 

der Fall der Rechtsnachfolge ein, so entscheidet die Stadt nach Ablauf der Gewähr-

leistungsfristen nach pflichtgemäßem Ermessen, ob der heutige Vorhabenträger aus 

der Haftung entlassen werden kann. 

2. Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 

Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. 

Die Stadt und der Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 

3. Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen 

Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirk-

same Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertra-

ges rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 

 

Stadt Beckum 

Beckum, _______________ 

 Im Auftrag 

_________________________ _________________________ 

Michael Gerdhenrich Uwe Denkert 

Bürgermeister Fachbereich Stadtentwicklung 

 

Vorhabenträger 

Gütersloh, ______________ 

_________________________ 

Peter Sander 
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STADT BECKUM Beschlussvorlage 2022/0151 

DER BÜRGERMEISTER öffentlich 

Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum – Fortführung des Programms mit 

Mitteln der Städtebauförderung – Aufhebung des Beschlusses über den Antrag der 

FWG-Fraktion vom 15.11.2021 zur Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2022 vom 

25.11.2021 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 

Beteiligungen: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert | 02521 29-170 | denkert.u@beckum.de 

Beratungsfolge: 

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss 

12.05.2022 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

17.05.2022 Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Der folgende Beschluss des Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss vom 25.11.2021 zu  

Tagesordnungspunkt 5 – Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2022, soweit der Haupt-, 

Finanz- und Digitalausschuss zuständig ist – im öffentlichen Teil der Sitzung wird aufge-

hoben: 

„Das finanzielle Volumen des Hof- und Fassadenprogramms in den Jahren 2022 und 2023 

wird mit städtischen Mitteln erhöht und die Förderrichtlinie wird insoweit geändert, als 

dass auch weitergehende Gebäudebaumaßnahmen förderfähig werden.“ 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die der laufenden Verwaltungstätigkeit zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es ergeben sich durch diese Entscheidung keine zusätzlichen Auswirkungen auf den Haus-

haltsplan.  

Für das Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum waren beziehungsweise sind 

bei dem Produktkonto 090101.531828/731828 – Weiterleitung Hof- und Fassadenpro-

gramm – insgesamt 40.000 Euro für die Jahre 2020 bis 2023 veranschlagt. 

Die Zuwendung des Landes Nordrhein-Westfalen für das Hof- und Fassadenprogramm 

Innenstadt Beckum war beziehungsweise ist unter dem Produkt-

konto 090101.414100/614100 – Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke vom 

Land – in Höhe von insgesamt 28.000 Euro für die Jahre 2020 bis 2023 veranschlagt.  

TOP Ö  13TOP Ö  13
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Erläuterungen: 

Die FWG-Fraktion hatte mit ihrem Antrag vom 15.11.2021 beantragt, das finanzielle  

Volumen des Hof- und Fassadenprogramms in den Jahren 2022 und 2023 mit städtischen 

Mitteln zu erhöhen und die Förderrichtlinie (der Stadt Beckum) insoweit zu ändern, dass 

auch weitergehende Gebäudeumbaumaßnahmen (insbesondere der Rückbau von Fassa-

den von Ladengeschäften) förderfähig würden (siehe Vorlage 2021/0399/3). Der Antrag 

wurde in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses am 25.11.2021 mehr-

heitlich beschlossen (siehe Niederschrift über die Sitzung). Die Beschlussfassung des 

Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses würde eine Änderung der Richtlinie der Stadt 

Beckum über die Gewährung von Zuschüssen für Hof- und Fassadengestaltung, Entsie-

gelung und Begrünung von Hofflächen im Bereich der Innenstadt Beckum (Richtlinie Hof- 

und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum) erfordern. 

Das Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum wurde zuvor als ein Programm-

baustein des Integrierten Handlungs- und Maßnahmenkonzepts Innenstadt Beckum 

(IHMK Beckum) aufgrund der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur För-

derung von Maßnahmen zur Stadtentwicklung und Stadterneuerung (Förderrichtlinien 

Stadterneuerung 2008) vom Land Nordrhein-Westfalen (und mittelbar vom Bund) geför-

dert. 

Mit dem Beschluss des Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss vom 31.03.2022 zu der Be-

schlussvorlage 2022/0107 soll das finanzielle Volumen dieses Programms durch Um-

schichtung aus dem ebenfalls geförderten Verfügungsfonds erhöht werden (siehe Nie-

derschrift über die Sitzung). Hierdurch können bewilligte Fördermittel, die der Stadt 

Beckum zur Verfügung stehen, eingesetzt und ein Verfall dieser Mittel verhindert werden. 

Zudem profitiert die Innenstadt Beckum so ohne Änderung (und Änderungsprozess) der 

Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum von den umgesetzten Maß-

nahmen. Weitere Umschichtungen sollen sukzessive und nach Bedarf erfolgen. 

Für eine Inanspruchnahme von Städtebaufördermitteln gilt für den Empfang von Zuwen-

dungen der Grundsatz der Nachrangigkeit der Städtebauförderung beziehungsweise das 

Subsidiaritätsprinzip. Durch den zur Vorlage 2021/0399/3 gefassten Beschluss kann die 

Inanspruchnahme dieser Mittel wegen der Bereitstellung eigner städtischer Mittel über 

den bewilligten Eigenanteil hinaus als förderschädlich betrachtet werden. Sollte man den-

noch an der Bereitstellung eigener städtischer Mittel festhalten wollen, wäre eine voll-

ständige Abgrenzung neuer Fördertatbestände von der Richtlinie Hof- und Fassadenpro-

gramm Innenstadt Beckum beziehungsweise der dort geregelten Fördertatbeständen 

notwendig. 

Weder die Verwaltung, noch die Fördergeberin empfehlen ein solches Vorgehen. Eine 

beantragte „Fortschreibung“, also Änderung der bestehenden Richtlinie, um zusätzliche 

Fördertatbestände (Gestaltung der Fassade) ist durch die Bindung an das veröffentliche 

Förderprogramm nicht im laufenden Programm und ohne Zustimmung der Fördergebe-

rin möglich. Aus Sicht der Stadtverwaltung bedeutet eine eigenständige Förderrichtlinie 

ausschließlich für diesen Fördertatbestand sowohl für die Bürgerinnen und Bürger als 

auch für die interne Abgrenzung einen unwirtschaftlichen Mehraufwand, der in keinem 

Verhältnis zu einer möglichen Bewilligung steht. Wegen des Grundsatzes der Nachran-

gigkeit müssten beide Richtlinien und somit Bewilligungsentscheidungen strikt getrennt 

behandelt werden. 
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Die Stadtverwaltung schlägt daher vor, den oben genannten Beschluss aufzuheben und 

die städtischen Mittel für die Programmjahre 2022 und 2023 nicht eigenständig zu erhö-

hen. Ebenso soll keine weitere städtische Richtlinie erlassen werden, die eine parallele 

Förderung vorsieht. Aus Sicht der Verwaltung sollte vielmehr das in der Beschlussvor-

lage 2022/0107 vorgesehene und bereits beschlossene Vorgehen zur Sicherung der Zu-

schüsse fortgesetzt werden. Ferner schlägt die Verwaltung vor, entsprechend ihrer Hand-

lungsempfehlung zu den Beschlüssen vorzugehen, also das Programm mit Fortschrei-

bung des IHMK erneut anzugehen.  

Anlage(n): 

ohne 
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